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Editorial

Als Sozialversicherung ist die IV ganz besonders auf-
gerufen, den täglichen Vollzug laufend zu optimieren
und gleichzeitig die Transparenz über das Verfahren für
alle Beteiligten zu erhöhen. Diese Gratwanderung ist
nicht einfach! Die Problematik der Verfahrensdauer ist
jedoch nicht losgelöst vom politischen Auftrag der IV zu
sehen, und dieser lautet:
• Die IV soll das Risiko von Invalidität abdecken – aber

ob Invalidität vorliegt, muss objektiv abgeklärt sein.
• Die IV soll die objektiv festgestellte Invalidität prio-

ritär durch Eingliederung abdecken, und nur wenn die
Voraussetzungen dafür nicht gegeben sind, soll sie 
eine Rente sprechen.
Die Rahmenbedingungen für die Erfüllung dieses po-

litischen Auftrages sind aber manchmal spannungsgela-
den. Begibt sich die heutige Medizin nicht vorschnell auf
den Weg, soziale und gesellschaftliche Probleme zu me-
dikalisieren? Welche Rolle soll die behandelnde Ärztin
bei der Feststellung von Arbeitsunfähigkeit einnehmen?
Welche Interessen verfolgen Anwälte? Welche Verant-
wortung wollen und können Arbeitgebende bei der Ein-
gliederung von Menschen in schwierigen Lebenssituatio-
nen übernehmen? Welche Haltung nehmen die einzelnen
Versicherten gegenüber dem Sozialstaat und den eigenen
Pflichten ein?

Die 5. IV-Revision, die sich in Vorbereitung befindet,
soll einen Baustein bilden für die erneute Klärung der
Rolle der IV in unserer Gesellschaft. Diese Klärung soll-
te auch einen Beitrag zur Verkürzung der Verfahrens-
dauer leisten können.   

Die Invalidenversicherung im Spannungsfeld
gegensätzlicher Interessen

Die aktuelle öffentliche Debatte weiss vieles über die IV
zu berichten: Die IV sei eine Rentenversicherung, die zu
leichtfertig Renten zuspreche. Oder: Die IV-Stelle  kläre
immer noch ab, obwohl doch schon alles klar sei und 
eine Leistungszusprache erfolgen könne. Weiter: Die IV-
Stellen seien schlecht organisiert und hätten zu wenig
Personal. Oder: Die IV sei überreguliert und produziere
lange Verfahren…

Wie immer bei solchen Allgemeinplätzen sind diese
nicht einfach falsch, sondern sie geben eine einseitige
Sicht wieder. Die vorliegende CHSS-Nummer erhebt
den Anspruch, die Verfahrensdauer in der IV aus ver-
schiedenen Blickwinkeln zu beleuchten. Die Leserschaft
wird dabei wohl auch auf manche Überraschung stossen.
Ich denke da z.B. an den seit einiger Zeit geltenden Min-
deststandard, dass ein Entscheid bei 75 % der Gesuche
innerhalb eines Jahres gefällt sein muss – ein deutlich
höherer Standard wäre sinnwidrig, da ja in vielen Fällen
vorgängig Berufsberatung oder externe Abklärungen ge-
macht werden sollen, um möglichst eine Eingliederung
zu erreichen. Ich denke an den hohen Einfluss des Da-
tenschutzes und der Verrechtlichung unserer Gesell-
schaft auf die Länge des Verfahrens. Auch die Tatsache,
dass die Verfahrensdauer in den IV-Stellen bei gleicher
Anzahl von Eingängen und Ressourcen unterschiedlich
ist, wird wohl einige überraschen. Und last but not least
gibt es grosse Unterschiede in der Wahrnehmung über
den Beginn der Verfahrensdauer: Fängt diese mit dem
ersten Zeugnis des Hausarztes zur Arbeitsunfähigkeit
oder mit der Anmeldung bei der IV an? Und wann hört
in der Wahrnehmung das Verfahren auf: beim Entscheid
der IV-Stelle oder beim Entscheid des Bundesgerichts
über den Entscheid der IV-Stelle?

Beatrice Breitenmoser
Chefin des Geschäftsfeldes IV
im BSV
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ne, Santésuisse, Spitex, Verband der
Heime und Institutionen der Schweiz,
Berufsverband der Krankenschwe-
stern und Krankenpfleger, H+ Die
Spitäler der Schweiz und die Schweiz.
Vereinigung der Privatkliniken) zu
einem umfangreichen Hearing ein.
Diese äusserten sich zu den Fragen,
ob aus ihrer Sicht in der laufenden
KVG-Revision eine Änderung der
Pflegefinanzierung sinnvoll ist und ob
die Gleichbehandlung von privaten
und öffentlichen Institutionen in
einer Übergangsregelung festgehal-
ten werden soll. Nach eingehender
Diskussion beantragt die Kommis-
sion einstimmig, die Regelung der
Pflegefinanzierung nicht mehr in der
laufenden Revision zu ändern. Dage-
gen beauftragt sie den Bundesrat mit
einer Motion, dem Parlament bereits
im Jahre 2004 eine Botschaft zur Neu-
ordnung der Finanzierung der Kran-
kenpflege zu unterbreiten. Ausser-
dem hält sie als Übergangsregelung
fest, dass die vom Bundesrat per
1.1.2003 festgesetzten Tarife pro Sun-
de und pro Tag belassen werden müs-
sen, bis die neue Regelung in Kraft
tritt. Die Differenzbereinigung zur
KVG-Revision findet in der Winter-
session 2003 statt.

Separater IV-Fonds
An ihrer Sitzung vom 21. Oktober

hat die SGK des Ständerates im
Weiteren den Entwurf einer Motion
zur langfristigen Sicherung des
AHV/IV-Fonds bereinigt. Verlangt
wird insbesondere eine Trennung
des IV- vom AHV-Fonds. Damit
wird die IV-Rechnung transparent
gemacht und eine Grundlage gelegt,
die heutige Verschuldung der Invali-
denversicherung zulasten des Aus-
gleichsfonds der AHV zu beseitigen.

Steuerpaket 2001
Das Steuerpaket 2001 wird nicht

nur durch elf Kantone (CHSS 5/2003
S. 253), sondern auch durch ein

Volksreferendum bekämpft. Wie
die Bundeskanzlei am 24. Oktober
mitteilte (BBl 2003, 7269), sind zu
diesem Zweck 57 658 gültige Unter-
schriften eingereicht worden. 

Für die Gleichstellung von
Frau und Mann

Die Kommission für Rechtsfragen
des Nationalrates, die am 3./4. No-
vember unter dem Vorsitz von Anita
Thanei (SP, ZH) tagte, lädt den
Bundesrat ein, ein Gleichstellungs-
konzept zu schaffen. Sie hat Kennt-
nis genommen vom ersten und zwei-
ten Bericht der Schweiz über die
Umsetzung des Übereinkommens
zur Beseitigung jeder Form von Dis-
kriminierung der Frau, vom Akti-
onsplan der Schweiz über die
Gleichstellung von Frau und Mann
sowie vom Bericht des Bundesrates
vom November 2002 über die Um-
setzung dieses Aktionsplanes durch
die Bundesbehörden. Die Kommis-
sion ist der Meinung, dass zurzeit
zwar viele punktuelle Massnahmen
durchgeführt werden, die Gleich-
stellung von Frau und Mann aber –
vor allem im Arbeitsleben – noch
nicht realisiert ist. Ihrer Auffassung
nach fehlt es an einem Gesamtkon-
zept. Sie hat deshalb mit 11 zu 
1 Stimme bei 4 Enthaltungen ein 
Postulat angenommen, das den Bun-
desrat einlädt, im Rahmen des Le-
gislaturprogramms 2003–2007 ein
Konzept zur Erreichung des Gleich-
stellungsziels zu schaffen. 

Goldreserven und
Nationalbankgewinne

Die Kommission für Wirtschaft
und Abgaben des Nationalrates
(WAK) befasste sich am 4. Novem-
ber mit der Vorlage des Bundesrates
zur Verwendung der überschüssigen
Goldreserven sowie der Volksinitia-
tive «Nationalbankgewinne für die
AHV» (CHSS 5/2003 S. 251). Der
Entwurf sieht vor, dass der Erlös aus

chronik

Sanierung der
Pensionskassen 

Die Sozialkommissionen (SGK)
der beiden eidgenössischen Räte
sind oppositionslos auf die Vorschlä-
ge des Bundesrates zur Sanierung
von Pensionskassen mit ungenügen-
der Deckung (CHSS 5/2003 S. 279)
eingetreten. Die SGK des Ständera-
tes tagte am 21. Oktober und am
17. November, jene des Nationalra-
tes am 30. Oktober. Ursprünglich
war vorgesehen, die Vorlage in der
Wintersession von beiden Räten be-
handeln zu lassen. Weil sich die La-
ge etwas beruhigt hat, kann sich der
Nationalrat als Zweitrat nun aber
Zeit bis zur Märzsession lassen.

Damit sich Pensionskassen mit
gravierender Unterdeckung wieder
ins Gleichgewicht bringen können,
will ihnen der Bundesrat eine Reihe
befristeter Massnahmen ermögli-
chen. Vorgesehen sind zusätzliche
Beiträge von Arbeitgebern und Ar-
beitnehmern, eine Verzinsung der
Altersguthaben unter dem gesetz-
lichen Minimum und ein Abzug auf
laufenden Renten. 

In beiden Kommissionen war der
Sanierungsbeitrag der Rentner um-
stritten. Ein solcher Beitrag recht-
fertigt sich nach Meinung der SGK
des Ständerates nur als letzte Mass-
nahme und nur auf jenem Teil des
Rentenanspruchs, der in den letzten
zehn vorausgehenden Jahren gebil-
det worden ist.  

2. KVG-Revision für die
Schlussrunde bereit

Die SGK des Ständerates hat am
20./21. Oktober die beiden letzten
noch offenen Punkte der KVG-Revi-
sion bereinigt. In der Herbstsession
2003 hatte der Ständerat die Vorlage
an die Kommission zurückgewiesen,
um die Frage der Pflegefinanzierung
und die Übergangsregelung für die
Spitalfinanzierung (Antrag Spoerry)
zu überarbeiten. In der Folge lud die
SGK die betroffenen Kreise (Kanto-

Chronik Oktober/November 2003
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dem Goldverkauf einem Fonds über-
tragen wird, aus dem lediglich die Er-
träge ausgeschüttet werden. Davon
würden zwei Drittel den Kantonen
und ein Drittel dem Bund zukom-
men. Bei einem Zinssatz von 2,5 %
stünden jährlich rund 450–500 Mio.
Franken für die Ausschüttung zur
Verfügung. Nach dreissig Jahren
würde der Fonds aufgelöst, sofern
Volk und Stände nichts anderes 
beschliessen. Das Fondsvermögen
würde zu zwei Dritteln an die Kanto-
ne und zu einem Drittel an den Bund
fallen. Die Volksinitiative «Natio-
nalbankgewinne für die AHV» hat
nicht die überschüssigen Goldreser-
ven, sondern die künftigen und
periodisch anfallenden Erträge der
SNB zum Gegenstand. Die Initiative
schlägt vor, den in Art. 99 Abs. 4 der
Bundesverfassung festgehaltenen
Verteilschlüssel (ein Drittel Bund,
zwei Drittel Kantone) zu ändern und
den Reingewinn der Nationalbank
künftig an den AHV-Fonds auszu-
schütten. Vorbehalten wäre ein An-
teil der Kantone von jährlich 1 Mil-
liarde Franken. 

Die WAK hat zu diesen beiden in
derselben Botschaft enthaltenen
Vorlagen eine Reihe von Anhörun-
gen durchgeführt. Die Diskussionen
innerhalb der WAK im Rahmen der
Eintretensdebatte haben gezeigt, wie
zahlreich die Meinungen und Vor-
schläge zur Verwendung der Goldre-
serven sind. Da das Geschäft erst für
die Frühjahrssession 2004 vorgese-
hen ist, zieht die WAK es vor, die vie-
len Vorschläge vertieft zu prüfen und
die Behandlung dieser wichtigen 

Frage der Kommission in ihrer neuen
Zusammensetzung für die kommen-
de Legislatur zu ermöglichen.

Entlastungsprogramm 2003:
eine Differenz bleibt

Die Spezialkommission des Stän-
derates für das Entlastungspro-
gramm 2003, die am 7. November
tagte, hat sich nur in einem der zwei
strittigen sozialpolitischen Punkte
dem Nationalrat angeschlossen. Sie
ist ebenfalls bereit, auf eine Ausset-
zung des AHV-Mischindexes zu ver-
zichten, hält aber an der Kürzung
der Beiträge an die familienergän-
zende Kinderbetreuung fest (CHSS
5/2003 S. 252). 

Behindertengleichstellungs-
gesetz tritt in Kraft

Der Bundesrat hat am 19. Novem-
ber die Ausführungsbestimmungen
zum Behindertengleichstellungsge-
setz verabschiedet. Die Verordnung
über die Beseitigung von Benachtei-
ligungen der Menschen mit Behin-
derungen (BehiV) sowie die Ver-
ordnung über die behindertenge-
rechte Gestaltung des öffentlichen
Verkehrs (VböV) treten gleichzei-
tig mit dem Behindertengleichstel-
lungsgesetz (BehiG) auf den 1. Janu-
ar 2004 in Kraft. 

Die BehiV konkretisiert und defi-
niert verschiedene zentrale Begriffe
wie Bau und Erneuerung, öffentlich
zugängliche Bauten und Anlagen,

Diskriminierung, beschwerde- und
klageberechtigte Organisationen
usw. Sie umschreibt weiter den Auf-
gabenbereich des neuen Büros für
die Gleichstellung von Menschen
mit Behinderungen. 

Die VböV enthält Finanzierungs-
modalitäten: Bei Massnahmen für
einen behindertengerechten öffent-
lichen Verkehr, die nicht im Rah-
men der ordentlichen Planung reali-
siert werden können, hat das Par-
lament einen Zahlungsrahmen von
300 Mio. Franken für eine Frist von
20 Jahren verabschiedet. Es sollen
nur die kostengünstigsten Massnah-
men zur Erreichung der gesetzlichen
Ziele finanziert werden. Mehr unter
www.ofj.admin.ch, News. 

Referendum gegen 
11. AHV-Revision steht

In einer koordinierten Aktion hat
der Schweizerische Gewerkschafts-
bund (SGB) zwischen dem 20. und
22. November an 200 Standorten 
Unterschriften für das Referendum
gegen die 11. AHV-Revision gesam-
melt. Nach Mitteilung des SGB kam
in den 48 Stunden die Rekordzahl
von 81 800 Unterschriften zustande.
Da nebst dem SGB weitere Organi-
sationen (SPS, Travail Suisse, Grüne
Partei) zur Sammlung beitrugen, sol-
len gesamthaft rund 120 000 Unter-
schriften vorliegen. Für ein Referen-
dum sind 50 000 Unterschriften
nötig. Damit steht praktisch fest, dass
am 16. Mai 2004 über die 11. AHV-
Revision abgestimmt werden kann. 
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Krankenkassenwechsel
2003/2004

Die Prämienerhöhungen der
Krankenkassen veranlassen viele
Versicherte zum Handeln. Seitdem
die neuen Prämien vorliegen, sind
beim Internetvergleichsdienst com-
paris.ch bis Ende Oktober rund zwei
Millionen Prämienvergleiche durch-
geführt worden. Wie die Analyse
von rund 200 000 über comparis.ch
an die Kassen gestellten Offertan-
fragen zeigt, müssen vor allem klei-
ne Krankenkassen, deren Prämien
stark aufschlagen, mit einer Abwan-
derung der Versicherten rechnen.
Grosse Kassen können auf eine
treue Kundschaft zählen. 

Die Auswertung von rund 200 000
Offertanfragen ergab einige interes-
sante Aufschlüsse: Ab einer Prämien-
erhöhung von 10 % nimmt gemäss
comparis.ch  die Neigung der Versi-
cherten zum Kassenwechsel deutlich
zu. Bei den Versicherten mit einer
Prämienerhöhung von unter 10 %
liegt die Zahl der Offertanfragen bei
rund einem Prozent des jeweiligen
Versichertenbestandes. Bei Versi-
cherten mit einer Prämienerhöhung
von 10 bis 15 % liegt dieser Wert bei
3 % und bei den Versicherten mit
Prämienerhöhungen von 20 bis 25 %
gar bei 11 %. Bei den besonders be-
troffenen Versicherten, welche mit
einer 40 % höheren Prämie 2004
konfrontiert sind, steigt er fast auf
die Hälfte (45 %). Erwachsene mit
hoher Franchise sind besonders
wechselfreudig. Die Anzahl der 
Offertanfragen liegt bei rund 15 %,
bezogen auf alle Versicherten mit
1500-er Franchise, während bei den
übrigen Franchisenstufen die An-
teile zwischen 1,7 und 3,7 % liegen.

Die alternativen Versicherungs-
modelle (HMO- und Hausarztmo-
delle) erfreuen sich ebenfalls stei-
gender Beliebtheit. Die Offertanfra-
gen für Alternativ-Modelle liegen in
einigen Regionen bereits gleichauf
mit denjenigen für das traditionelle
Grundversicherungsmodell.
Quelle: www.presseportal.ch.

Mehr Nachhaltigkeit in der
Altersvorsorge

Am 4. Sustainability Forum vom
15. Oktober haben an der Univer-
sität Zürich Vorsorgeexperten aus
dem In- und Ausland Wege zu einem
nachhaltigen Rentensystem gezeigt.
Die Experten waren sich weitgehend
darin einig, dass die langfristige Si-
cherung der Renten aus mehreren
Gründen gefährdet sei. Sie begrün-
den dies mit folgenden Tatsachen:
• Bevölkerungsentwicklung: Das

Verhältnis Rentner/Erwerbstätige
verschlechtert sich in den näch-
sten dreissig Jahren massiv.

• Unsichere Kapitalerträge: Das Ka-
pitaldeckungsverfahren birgt be-
trächtliche Unsicherheiten. Die
Kapitalerträge machen heute bis
zu 80 % des Alterskapitals aus.
Die Höhe des kapitalmarktge-
deckten Alterskapitals ist mit
einem hohen Risiko verbunden,
da die Kapitalerträge auch über
einen langen Zeitraum höchst un-
gewiss sind. 

• Kurzsichtige Vermögensverwal-
tung: Pensionskassenvermögen
werden immer öfter nach kurzfris-
tigen Kriterien verwaltet, Börsen-
indizes sind die Messlatte, die es
zu schlagen gilt. Bei einer kurz-
fristigen Anlagesicht machen die
Anleger die Schwankungen des
Marktes mit. Die Fondsmanager
treiben mehr Handel, um in vola-
tilen Märkten eine kurzfristig gute
Performance zu erzielen. Dadurch
steigen die Transaktionskosten. 

• Gesetzliche Rahmenbedingungen:
Die starke Reglementierung vor-
ab im Bereich der beruflichen
Vorsorge erschwert die notwen-
dige Flexibilität, um zukünftigen
Herausforderungen gerecht zu
werden. In Frage gestellt wird
auch die Festlegung des Mindest-
zinsatzes durch den Bundesrat,
kann doch die Regierung die Er-
tragskraft des Marktes kaum be-
einflussen.
Die Pensionskassenexperten schla-

gen Lösungen vor, die teilweise auf

Erfahrungen in den Niederlanden
und Grossbritannien basieren:
• Langfristige Investments und Port-

foliodiversifikation: Pensionskas-
sen sollten zumindest einen Teil
ihrer Vermögen langfristig inves-
tieren, meint Peter Moon von der
drittgrössten britischen Pensions-
kasse USS. Üblicherweise wird die
Performance der Fondsmanager
aufgrund der Entwicklung der 
Indizes vierteljährlich, jährlich
oder alle drei Jahre gemessen. Als
Massstab für die Performance soll-
te ein Zeitrahmen von zehn oder 
gar zwanzig Jahren genommen
werden. Der Druck auf kurzfris-
tige Erfolge nimmt ab, die Trans-
aktionskosten sinken. Pierre Mira-
baud, Vorsitzender der Schwei-
zerischen Bankiervereinigung,
spricht sich für ein gemischtes, 
diversifiziertes Portfolio mit Ak-
tien, Obligationen und Immobi-
lien aus. 

• Governance: Die Pensionskassen
benötigen mehr Transparenz und
bessere Governance im Sinne 
klarer Verantwortlichkeiten. Dies
trägt zur Wertsteigerung der Anla-
gen bei und erhöht die Reputation.
In verschiedenen Ländern wurde
z.B. die Offenlegungspflicht für
Pensionskassen erfolgreich einge-
führt. Gleichzeitig sollen institutio-
nelle Anleger im Rahmen länger-
fristiger Anlagestrategien mehr
Einfluss auf die Firmenpolitik und
ihr Umweltverhalten ausüben, in-
dem sie ihr Stimmrecht aktiv wahr-
nehmen.

• Rahmenbedingungen: Mehrere
Experten haben umfassende Lö-
sungsansätze genannt, die unbe-
liebt seien, aber ebenfalls zur
Sicherung der Pensionskassen
beitragen können: z.B. Senkung
der Rentenhöhe, Erhöhung der
Beiträge, Senkung der Kosten und
Erhöhung des Rentenalters. Die
Politik soll marktgerechte, ver-
trauenswürdige und nachhaltige
Rahmenbedingungen schaffen. 

Weitere Informationen unter www.sustain
ability-zurich.org.
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Schwerpunkt Dauert das Verfahren der IV zu lange?

Dauert das Verfahren der Invalidenversicherung
zu lange?

«Die IV behindert die Behinderten» – mit solchen und ähnlichen Schlagzeilen beklagen auflagen-
starke Publikationen immer wieder den Umstand, dass es ab Anmeldung bei der Invalidenver-
sicherung Jahre dauern kann, bis einer betroffenen Person Leistungen zugesprochen werden. Die
folgenden Beiträge zeigen, weshalb das Abklärungsverfahren sachbedingt meist zeitraubend ist.
Sie legen auch dar, was zur Beschleunigung des Verfahrens bereits getan wird und wo weitere
Optimierungen eingeleitet oder noch anzustreben sind.
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Die Dauer des Verfahrens in der
Invalidenversicherung

Statistische Erhebungen zeigen, dass 80 % der Leis-
tungsgesuche bei der IV innert vernünftiger Fristen
abgewickelt werden. Schwierigere Fälle beanspruchen
eine längere Bearbeitungszeit und einzelne sehr
komplexe Fälle können manchmal über Jahre hinweg
nicht abgeschlossen werden. Massnahmen zur
Beschleunigung auch solcher Fälle sind im Rahmen 
der 4. IV-Revision bereits eingeleitet, weitere werden
mit der in Vorbereitung stehenden 5. IV-Revision
angestrebt.

1. Durchschnittliche Verfahrensdauer

Die kantonalen IV-Stellen haben im Jahr 2002 
durchschnittlich 79,5 % der erstmaligen Anmeldungen
innerhalb eines Jahres bzw. von 360 Kalendertagen er-
ledigt (Abbildung 1). In 6,1% der Fälle wurden die 
erstmaligen Anmeldungen nach mehr als zwei Jahren
erledigt (Abbildung 2). 

Unterschiedliche Bearbeitungszeiten innerhalb der
einzelnen kantonalen IV-Stellen sind deutlich zu erken-
nen. Während die im Vergleich schnellste IV-Stelle
94,2 % der eingegangenen Erstanmeldungen innerhalb
eines Jahres und 0,9 % nach mehr als zwei Jahren erle-
digte, sind es bei der langsamsten IV-Stelle 61,3 % der
Erstanmeldungen, die im ersten Jahr und 19,3 %, die
nach mehr als zwei Jahren erledigt wurden.

In den nachfolgenden Kapiteln wird die Bearbei-
tungsdauer bei den Leistungsarten «Rente» und «beruf-
liche Massnahmen» anhand von Prozessanalysen, die
im Auftrag des BSV direkt bei IV-Stellen1 durchgeführt

Véronique Merckx und Maria Rosa Ventrice
Geschäftsfeld Invalidenversicherung, BSV

Erledigung von erstmaligen Anmeldungen innerhalb 1
von 360 Kalendertagen

Der schwarze Balken (KT) stellt den kantonalen Durchschnitt im Jahr 2002 von 79,5 %
erledigten Erstanmeldungen innerhalb von 360 Kalendertagen dar (ohne IV-Stelle für
Versicherte im Ausland).

1 Siehe unter anderem:
Münger Hans-Peter, 1997, Überprüfung des Verfahrens zur Ausrich-
tung von individuellen Leistungen der IV. Schlussbericht, STG-Coopers
& Lybrand Consulting.
Birchler Urs, Egger Marcel und Véronique Merckx, 2000, Konzept 
einer anreizkompatiblen Finanzierung der IV-Stellen. Schlussbericht,
Ernst & Young.
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Der schwarze Balken (KT) markiert den kantonalen Durchschnitt im Jahr 2002 von
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wurden, näher erläutert. Dabei wurden die Durchlauf-
zeiten vom Eingang einer Anmeldung bis hin zum Be-
schluss (Zusprache oder Ablehnung einer Rente bzw.
einer beruflichen Massnahme) gemessen. Die Tabellen
4 und 5 stellen die Aktivitäten in den IV-Stellen im
Rahmen der Anspruchsabklärungen vereinfacht dar.

2. Die Prozessschritte bis zur Verfügung einer 
beruflichen Massnahme oder einer Rente

Vereinfacht lassen sich die Prozesse in den IV-Stellen
von der Anmeldung bis zur Verfügung einer berufli-
chen Massnahme oder Rente wie folgt darstellen (s.a.
Abbildung 3):

2.1. Anmeldung/Prüfung der versicherungsmässigen
Voraussetzungen

Die Aktivitäten der IV-Stellen beinhalten bei erstma-
ligen Anmeldungen von Versicherten insbesondere die
Eröffnung des Dossiers sowie die Abklärung der Erfül-
lung der versicherungsmässigen Voraussetzungen. 

2.2. Anspruch auf Eingliederungsmassnahmen 
(am Beispiel der beruflichen Massnahmen)

Die Abklärung des Anspruchs auf berufliche Mass-
nahmen wird grundsätzlich durch die IV-Stelle vorge-
nommen. Sie erfordert aber das Einholen von verschie-
denen Informationen und Berichten bei internen oder
externen Abklärungsstellen, welche die Entscheid-
grundlagen für den Anspruch darstellen. Folgende Stel-
len werden bzw. können bei Bedarf beigezogen werden:

Prozessschritte in der IV-Stelle 3
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Anmeldung

Anspruch auf
berufliche Massnahmen

• Abklärungen IV-Stelle
• Arztbericht
• Arbeitgeberbericht
• …

Anspruch auf
IV-Rente

• Abklärungen IV-Stelle
• Arztbericht
• Arbeitgeberbericht
• …

Verfügung berufliche
Massnahmen

Durchführung berufliche
Massnahmen

Beschluss
IV-Rente

Durchschnittliche Dauer der einzelnen Aktivitäten 4
entlang der Prozesskette im Falle von «Beruflichen 
Massnahmen» und «IV-Renten»

Minimalwert Mittelwert Maximalwert
(in Tagen) (in Tagen) (in Tagen)

1. Anmeldung/Prüfung der 
versicherungsmässigen 
Voraussetzungen

Eingang Anmeldung/Eingangsprü-
fung/Dossier eröffnen 2 6 8

2. Anspruch auf Eingliederungs-
massnahmen

2.1 Abklärung Eingliederungs-
massnahmen

Bestimmen der nötigen Abklärungen 5 8 10
Arztbericht einholen 30 42 60
Arbeitgeberbericht einholen 30 34 40
Zusatzauskunft von Versicherten 21 21 21

Interne Abklärungen:
Abklärungen an Ort und Stelle 35 73 90

Externe Abklärungen:1

BEFAS (inkl. Wartezeiten) 100 126 180
MEDAS (inkl. Wartezeiten) 210 309 450

2.2 Verfügung Eingliederungsmass-
nahmen

Entscheid/Verfügung/Versand 10 13 19
Bei Abweisungen 
(inkl.Vorbescheidverfahren) 21 29 33

3. Anspruch IV-Rente
3.1 Abklärung Anspruch auf IV-Rente
(analog Abklärungen für Eingliederungs-
massnahmen)
Zusätzlich:
Entscheid / Mitteilung Rentenzusprache 10 13 19
Rentenberechnung 60 90 135

3.2 Beschluss
Verfügung 1 6 10
Vorbescheids- und Anhörungsverfahren 
bei Abweisungen 33 24 35

Aufgrund der Angaben der vier befragten IV-Stellen entspricht der
«Minimalwert» (kürzeste durchschnittliche Dauer) bzw. «Maximal-
wert» (längste durchschnittliche Dauer) dem jeweiligen Durch-
schnittswert für die einzelnen Aktivitäten. Demnach schwanken
zum Beispiel die Angaben der IV-Stellen für das Einholen des Ar-
beitgeberberichtes zwischen 30 und 40 Tagen.

Hinweis: Die Erhebungen basieren noch auf dem Verfahren vor In-
Kraft-Treten des ATSG.

1 BEFAS = Berufliche Abklärungsstellen der IV
MEDAS = Medizinische Abklärungsstellen der IV



• Arzt: Der Arzt der versicherten Per-
son erstellt ein Gutachten / einen
Bericht über den Gesundheits-
schaden des Versicherten und
dessen Auswirkungen auf die
Arbeitsfähigkeit.

• Arbeitgeber: Der Arbeitgeber beantwortet
einen Fragebogen über die Ar-
beitsverhältnisse.

• Versicherte Person: Bei Bedarf können weitere In-
formationen bei der versicherten
Person eingeholt werden.

• IV-Stellen intern: Bei Bedarf können interne Ab-
klärungsstellen weitere Abklä-
rungen (medizinischer und / oder
beruflicher Art) durchführen.

• MEDAS/BEFAS: Bei Bedarf können die IV-Stellen
zusätzlich auf die Expertisen wei-
terer Abklärungsstellen zurück-

greifen. Unter anderem stehen
für komplexe berufliche Abklä-
rungen die BEFAS und für kom-
plexe medizinische Abklärungen
die MEDAS zur Verfügung.

• Weitere Stellen: Z.B. Sozialdienste. 
Reichen die von den verschiedenen Stellen gelieferten

Informationen für eine Fallbeurteilung aus, wird über
die berufliche Massnahme entschieden bzw. verfügt. 

2.3. Anspruch auf IV-Rente
Bei der Abklärung des Anspruchs auf eine IV-Rente

sind analog den beruflichen Massnahmen die nötigen
Unterlagen (insbesondere Arzt- und Arbeitgeberbe-
richte) einzuholen. Zusätzliche Abklärungen medizini-
scher bzw. beruflicher Art werden auch hier bei Bedarf
durchgeführt. Bei den Hausfrauen, Selbständigerwer-
benden und Teilerwerbstätigen erfolgen zusätzliche
Abklärungen an Ort und Stelle. Wenn die Informatio-
nen für einen Entscheid ausreichend sind, wird die In-
validität bzw. der Invaliditätsgrad des Versicherten be-
messen. Entsprechend diesem Invaliditätsgrad wird die
Rentenhöhe berechnet. Im Falle einer ganzen Rente
wird die Rente verfügt und zur Zahlung weitergeleitet.
In Fällen einer halben oder einer Viertelsrente sowie
einer Rentenabweisung wird der versicherten Person
der geplante Entscheid mitgeteilt (Vorbescheid) und es
erfolgt noch eine Anhörung der versicherten Person
vor der definitiven Rentenverfügung bzw. -Abweisung. 

2.4. Durchschnittliche Bearbeitungsdauer
Im Rahmen der Studie Münger (1997) haben sich vier

IV-Stellen zur durchschnittlichen Bearbeitungsdauer in
Bezug auf die unter den Ziffern 2.1 bis 2.3. beschriebe-
nen Tätigkeiten geäussert. Ihre Aussagen werden in der
Tabelle 5 vereinfacht dargestellt, wobei einerseits die
von den IV-Stellen am kürzesten genannte durch-
schnittliche Bearbeitungsdauer (optimistische Ein-
schätzung) bzw. die längste angegebene durchschnitt-
liche Dauer (pessimistische Einschätzung) dargestellt
wird.

Die gesamte Verfahrensdauer, die mit dem Eintref-
fen einer Anmeldung in der IV-Stelle bis zur Beschluss-
fassung andauert, kann stark variieren. Insbesondere
der Abklärungsprozess mit dem Einholen von verschie-
denen Gutachten kann je nach Fall ausserordentlich
zeitaufwändig ausfallen.

3. Gründe für die Verfahrensdauer

Eine der Hauptursachen für die lange Verfahrens-
dauer liegt in der Komplexität der Abklärung eines IV-
Falles. Die IV-Stellen führen eine gründliche Prüfung
der Anspruchsbedingungen durch und oft müssen Gut-
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Szenarien für die durchschnittliche Verfahrensdauer 5
beginnend von der Anmeldung bis zur Verfügung einer 
«beruflichen Massnahme» bzw. einer «IV-Rente»

Minimalwert Mittelwert Maximalwert
(in Tagen) (in Tagen) (in Tagen)

Zusprache von beruflichen 
Massnahmen
Berufliche Massnahme mit minima-
len Abklärungen (nur Arzt- und 
Arbeitgeberbericht) 85 102 127
Berufliche Massnahme mit Befra-
gung Versicherte / Abklärung an 
Ort und Stelle 183 196 207
Berufliche Massnahme mit BEFAS 205 228 276

Abweisung von beruflichen 
Massnahmen
+ Vorbescheidsverfahren + 21 + 29 +  33

Rentenzusprache
IV-Rente mit minimalen Abklärungen 
(nur Arzt- und Arbeitgeberbericht) 166 198 226
IV-Rente mit Befragung Versicherte / 
Abklärung an Ort und Stelle 273 292 335
IV-Rente mit BEFAS 281 324 346
IV-Rente mit MEDAS 406 507 674

Rentenabweisung
+ Vorbescheidsverfahren + 33 + 34 + 34

Lesebeispiel: Die Angaben der IV-Stellen in Bezug auf das Szenario
«Zusprache einer beruflichen Massnahme mit BEFAS-Abklärung»
variieren zwischen 205 und 276 Tagen.

Hinweis: Die Erhebungen basieren noch auf dem Verfahren vor 
In-Kraft-Treten des ATSG.



achten von internen und/oder externen Stellen einge-
holt werden. Die Anzahl der Schnittstellen, die für die
Beurteilung eines Falles miteinbezogen werden, kann
beachtlich sein.

Nebst der erwähnten Komplexität bei einer Fallab-
klärung können auch Schwachstellen im Vollzug das
Verfahren verlangsamen. Als Beispiele können ge-
nannt werden:
• Bei den Anmeldungen, die unvollständig sind, müs-

sen die nötigen Informationen und Berichte nach-
verlangt werden. Oft werden die Termine für das
nachträgliche Einholen der Informationen von Versi-
cherten, Ärzten, Arbeitgebern usw. nicht eingehalten
und das Verfahren somit zusätzlich verlangsamt.

• Es können Engpässe sowohl bei den IV-Stellen
und/oder bei externen Abklärungsstellen wie bei den
MEDAS und BEFAS zu einer Verlangsamung
führen.
Per Ende 2002 waren gesamtschweizerisch 54 050

erstmalige IV-Anmeldungen pendent. Die Liegeortsta-
tistik zeigt, dass etwa 45 % der erstmaligen Anmeldun-
gen bei den IV-Stellen zur Bearbeitung lagen; der grös-
sere Anteil ist jedoch auf externe Stellen verteilt (Ab-
bildung 6).

4. Zur Beschleunigung des Vollzugs 
eingeleitete Massnahmen

Im Rahmen der 4. IV-Revision, die am 1. Januar 2004
in Kraft tritt, sind unter anderem folgende Verbesse-
rungsmassnahmen eingeleitet worden:
• Die Einrichtung regionaler ärztlicher Dienste

(RAD). Diese dienen als Kompetenzzentren der IV-
Stellen für die medizinischen Abklärungen bei der
Anspruchsbeurteilung der Leistungssuchenden und
lösen die heutigen IV-Stellen-Ärzte ab. Bis Anfang
2005 sollen die RAD in der ganzen Schweiz aktiv
sein.

• Informationspolitik: Neu sieht das IVG vor, eine 
aktivere Informationspolitik gegenüber der Öffent-
lichkeit bzw. gegenüber gezielten Gruppen wie Ärz-
te, Versicherte, Arbeitgeber usw. zu betreiben. In
den Jahren 2004 bis 2006 wird sich die Informations-
politik insbesondere auf die behandelnden Ärzte
konzentrieren. Aufgrund des besseren Informations-
standes der am Vollzug beteiligten Gruppen wird 
eine höhere Qualität der Leistungserbringung und
damit ein Beitrag zur Beschleunigung des Vollzugs
angestrebt.

• Interinstitutionelle Zusammenarbeit: Durch koordi-
nierte Bemühungen aller im Eingliederungsprozess
beteiligten Institutionen (Sozialhilfestellen, Berufs-
beratungsstellen, IV-Stellen, Regionale Arbeitsver-
mittlungsstellen [RAV] und Logistikstellen arbeits-
marktlicher Massnahmen [LAM]) sollen zeitliche
Verzögerungen im Schnittstellenbereich zwischen
den beteiligten Vollzugsstellen vermieden, kunden-
freundliche und administrativ schlanke Abläufe ge-
fördert, die möglichst rasche und dauerhafte Wieder-
eingliederung in den ersten Arbeitsmarkt unterstützt
und die Ausgliederung einzelner Individuen und
Gruppen aus dem Erwerbs- und Gesellschaftsleben
verhindert werden.

• Eine kontinuierliche Verbesserung der Auswertun-
gen über die Geschäftstätigkeit der IV-Stellen trägt
zu einer höheren Transparenz bei. Die IV-Stellen
können sich in den wichtigsten Aufgabenbereichen in
Bezug auf Quantität und Qualität der Leistungen un-
tereinander vergleichen. Ein entsprechendes Bench-
marking bietet den Anreiz, sich stetig zu verbessern.
Auf Anfang 2004 wird eine erste Auswertung der
Durchlaufzeiten je Leistungsart und IV-Stelle mög-
lich sein.

Véronique Merckx, dipl. écon. et fin., lic. sc. pol, und Maria Rosa
Ventrice, Betriebswirtschafterin HF, dipl. Controllerin SIB, Mitar-
beiterinnen im Bereich Grundlagen, Geschäftsfeld Invalidenver-
sicherung, BSV; E-Mails: maria-rosa.ventrice@bsv.admin.ch,
veronique.merckx@bsv.admin.ch 
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Die Invalidenversicherung (IV) in Kürze 
Ziel und Zweck

Hauptziel der Invalidenversicherung (IV) ist es, die ökonomischen Folgen eines Gesundheitsschadens mit geeig-
neten Eingliederungsmassnahmen zu verhindern, zu vermindern oder zu beheben und die verbleibenden ökonomi-
schen Folgen im Rahmen einer angemessenen Deckung des Existenzbedarfs mit einer Rente auszugleichen. 

Der Invaliditätsbegriff
Invalidität ist ein wirtschaftlicher Begriff. Die IV-relevante Behinderung muss auf ein Geburtsgebrechen, eine

Krankheit oder einen Unfall zurückgehen. Der Gesundheitsschaden muss eine länger dauernde oder eine bleiben-
de ganze oder teilweise Erwerbsunfähigkeit nach sich ziehen. Die Versicherung erbringt Leistungen, wenn zwischen
dem Gesundheitsschaden und der teilweisen oder ganzen Erwerbsunfähigkeit ein ursächlicher Zusammenhang be-
steht (Kausalität).

Versicherte Personen
Die IV ist Teil der ersten Säule der Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge und somit eine Volksversiche-

rung. Eingeführt wurde sie im Jahre 1960. Die Invalidenversicherung versichert alle in der Schweiz wohnhaften
und/oder erwerbstätigen Personen.

Leistungen
Individuelle Leistungen

Die individuellen Leistungen der Invalidenversicherung können in drei Gruppen mit unterschiedlichen, zum Teil
sich ergänzenden Aufgaben aufgeteilt werden.  

1. Eingliederungsmassnahmen
Damit behinderte Personen erwerbstätig oder in ihrem bisherigen Aufgabenbereich tätig werden oder bleiben

können, werden sie von der IV mit verschiedenen Eingliederungsmassnahmen unterstützt (z.B. medizinische Mass-
nahmen, berufliche Massnahmen, schulische Massnahmen, Hilfsmittel).

2. Renten
Kann die versicherte Person trotz Eingliederungsmassnahmen nicht oder nur teilweise erwerbstätig sein, so rich-

tet die IV eine Rente aus. Je nach Invaliditätsgrad, der aufgrund der noch verbleibenden Resterwerbsfähigkeit be-
rechnet wird, erhält die versicherte Person eine Teilrente oder eine ganze Rente. Dabei muss die Erwerbseinbusse
mindestens 40 % betragen. Ausschlaggebend bei der Berechnung der Rente ist, wie lange die behinderte Person
versichert und wie hoch ihr durchschnittliches Einkommen war. 

3. Entschädigung bei Hilflosigkeit
Kann die versicherte Person den alltägliche Lebensverrichtungen nicht oder nur eingeschränkt nachkommen, so

richtet die IV eine Hilflosenentschädigung aus.

Kollektive Leistungen
Die kollektiven Leistungen der Invalidenversicherung bestehen vor allem aus Beiträgen an Bau und Betrieb von

Wohnheimen und Werkstätten für invalide Personen sowie aus Beiträgen an private Organisationen der Behinder-
tenhilfe.

Dezentraler Vollzug
Entscheide über IV-Renten werden in den Kantonen getroffen. Die Kantone, die mit 12,5 % an der Deckung der

Ausgaben beteiligt sind, bestimmen, wie sie die IV-Stelle konkret organisieren, welches Personal sie anstellen und
wie sie dieses ausbilden. Die kantonale IV-Stelle hat die Aufgabe, aufgrund der gesetzlichen Vorgaben, der Weisun-
gen des Bundes und der Rechtsprechung die Angaben zu prüfen oder Abklärungen zu veranlassen und Entscheide
zu treffen. 

Der Bund als Aufsichtsbehörde
Der Bund bzw. das BSV erlässt im Rahmen des Gesetzes und der Rechtsprechung Weisungen, welche bei einem

Entscheid zu beachten sind. Das BSV entscheidet auch über den Umfang der Durchführungskosten der IV-Stellen
und sorgt für das Angebot an fachlicher Ausbildung. Es prüft des Weiteren, ob die IV-Stellen die fachlichen Wei-
sungen einhalten.  
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Zwei typische Situationen
Verfahrensdauer in der IV

Im Nachfolgenden wird anhand von zwei typischen
Situationen aufgezeigt, welche Probleme durch
langwierige Verfahren bei der Abklärung eines
Leistungsbegehrens entstehen können. Das erste
Beispiel betrifft einen Rentenfall, das zweite ein
Mehrfachgesuch (medizinische Massnahme,
Hilfsmittel, Sonderschulung und erstmalige berufliche
Ausbildung).

Die beiden Beispiele sollen die Realität der täglichen
Arbeit in einer IV-Stelle aufzeigen. Es handelt sich da-
bei keineswegs um eine journalistische Aufbauschung,
sondern um eine repräsentative Darstellung der Tätig-
keiten, Vorgehen und Anforderungen, die für eine se-
riöse Abklärung eines Falles nötig sind. Eine genaue
Prüfung der medizinischen, wirtschaftlichen und beruf-
lichen Aspekte setzt eine umfassende Untersuchung
durch verschiedene Fachleute der IV-Stellen voraus.
Daneben zieht die Invalidenversicherung auch zahlrei-
che externe Spezialisten bei. Da diese externen Partner,
insbesondere die medizinischen Gutachter, häufig
überlastet sind, zieht sich die Bearbeitungsfrist in die
Länge, ohne dass wir darauf Einfluss nehmen können. 

Beispiel A: Rentengesuch

Im Januar 2000 reicht eine über 50-jährige Person 
ein IV-Rentengesuch ein. Die Versicherte, die als Sek-

retärin arbeitete, leidet an Sehstörungen (grüner und
grauer Star). Sie ist der Ansicht, dass sie aufgrund die-
ser Augenprobleme nicht mehr in der Lage ist, ihren
Beruf auszuüben. 

In einer ersten Phase der Abklärung muss die IV-
Stelle die erforderlichen medizinischen Auskünfte so-
wie alle relevanten Informationen über die bisherige
berufliche Tätigkeit der Versicherten einholen. 

Einige Wochen später gehen die ersten ärztlichen
Auskünfte bei der IV-Stelle ein. Diese sind nach An-
sicht des ärztlichen Dienstes der IV ungenügend; die
Einholung der zur Beurteilung des Falls erforderlichen
Zusatzinformationen nimmt viel Zeit in Anspruch.
Ähnlich langwierig verläuft die berufliche Abklärung.
Der Arbeitgeber, für den Frau X 20 Jahre lang gearbei-
tet hat, ist gestorben. Durch seinen Tod im Jahr 1998
hat die Versicherte damals ihre Stelle verloren. Erst
nach mehreren Schreiben erhält die IV-Stelle die nöti-
gen Angaben über die Berufstätigkeit von Frau X (Art
der Beschäftigung, Lohn, Versicherungsleistungen
usw.).

Nach etwa 6 Monaten liegen sämtliche zur Beurtei-
lung des Falls erforderlichen Informationen vor. 

Nach dieser ersten Abklärungsphase wird das Dos-
sier an den ärztlichen Dienst der IV-Stelle weitergelei-
tet, der den Fall wegen Überlastung erst fünf Monate
später prüfen kann. Er kommt zum Schluss, dass die Er-
werbsfähigkeit durch die Sehstörungen in diesem Fall
nicht beeinträchtigt wird, wie es auch die 20-jährige Ar-
beitstätigkeit der Versicherten beweise. Zudem wurde
seit Beendigung des Arbeitsverhältnisses, die nicht aus
medizinischen Gründen erfolgte, keine Verschlechte-
rung des Gesundheitszustandes festgestellt.

Demzufolge werden – 12 Monate nach Rentenanmel-
dung – Leistungen an die Versicherte mit Verfügung
abgewiesen.

Frau X reicht beim kantonalen Versicherungsgericht
Beschwerde ein, die 9 Monate später abgelehnt wird.
Seit der Leistungsanmeldung von Frau X bei der IV-
Stelle sind inzwischen 21 Monate vergangen.

Die Versicherte leitet beim Eidgenössischen Versi-
cherungsgericht ein Verfahren ein. Dieses entscheidet
10 Monate später, die Angelegenheit an die IV-Stelle
zurückzuweisen. Die IV-Stelle soll das Dossier vervoll-
ständigen, insbesondere soll sie abklären, welche Er-
werbstätigkeiten die Gesuchstellerin unter Berücksich-
tigung der krankheitsbedingten Einschränkungen noch
ausüben kann. Weiter soll die IV-Stelle die möglichen
Erwerbseinkünfte beurteilen. Zur Beantwortung dieser
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Fragen ist eine neue medizinische Abklärung nötig, die
weitere 6 Monate in Anspruch nimmt.

Seit der Einreichung des Leistungsbegehrens sind
mittlerweile 37 Monate vergangen.

Aufgrund des Entscheids des Eidgenössischen Versi-
cherungsgerichts prüft der Eingliederungsdienst der
IV-Stelle die Situation eingehend und bestätigt 2 Mona-
te später, dass die Versicherte weiterhin überwiegend
erwerbsfähig ist und deshalb keinen Anspruch auf eine
IV-Rente hat.

Die Verfügung wird noch im selben Monat erlassen.
Alles in allem sind bis zur definitiven Leistungsverwei-
gerung 39 Monate vergangen.

Beispiel B: Gesuch um medizinische
Massnahmen, Hilfsmittel, Sonderschulung und
erstmalige berufliche Ausbildung

Ein 15-jähriges Mädchen ausländischer Herkunft
kommt zusammen mit seinen Eltern in die Schweiz. Es
leidet an Muskelschwund und ist auf den Rollstuhl an-
gewiesen.

Nach einem einjährigen Aufenthalt und auf Anraten
einer Organisation der privaten Invalidenhilfe wird ein
IV-Gesuch für vier verschiedene Leistungen einge-
reicht: medizinische Massnahmen, Hilfsmittel (insbe-
sondere ein neuer Rollstuhl), Sonderschulung und erst-
malige berufliche Ausbildung.

Die IV-Stelle nimmt die Prüfung des Gesuchs nach
dem üblichen Verfahren auf. In dieser besonderen Si-
tuation muss zunächst die Rechtsstellung der Betroffe-
nen abgeklärt werden, um festzustellen, ob die versi-
cherungsmässigen Voraussetzungen erfüllt sind. Da-
nach werden vollständige medizinische Informationen
eingeholt, was bei Personen aus dem Ausland oft mit
Schwierigkeiten verbunden ist. Zur Bestimmung der
genauen Umstände, die zur Invalidität geführt haben,
ist ein ärztliches Gutachten erforderlich.

Nach 10 Monaten sind die Abklärungen abgeschlos-
sen und das Dossier wird dem ärztlichen Dienst und da-
nach dem Rechtsdienst der IV-Stelle unterbreitet, der
für jede der beantragten Leistungen die folgende Frage
beantworten muss: 

«Hat sich die Versicherte unmittelbar bevor die be-
antragte Leistung objektiv angezeigt war, ununterbro-
chen während mindestens eines vollen Jahres in der
Schweiz aufgehalten?»

Im Gegensatz zu bestimmten Leistungen, deren An-
spruch relativ rasch geprüft werden kann, ist die Über-
prüfung des Anspruchs auf Sonderschulung sehr zeitin-
tensiv. Es muss abgeklärt werden, ob die Sonderschu-
lungsmassnahmen im Rahmen der fortschreitenden
Krankheit der Betroffenen bereits weniger als ein Jahr
nach ihrer Einreise in die Schweiz angezeigt waren.

Nach Prüfung durch den ärztlichen Dienst und den
Rechtsdienst wird der Leistungsanspruch für die Son-
derschulungsmassnahmen verweigert; die erstmalige
berufliche Ausbildung und die Berufsberatung werden
hingegen gewährt. Dieser Entscheid fällt 16 Monate
nach Eingang des Leistungsbegehrens.

Einige Wochen später empfängt ein Psychologe und
Berufsberater des Eingliederungsdienstes der IV-Stelle
die Betroffene. Sie erscheint in Begleitung ihrer Eltern,
einer Übersetzerin (die Eltern verstehen kein Franzö-
sisch) und eines Vertreters der privaten Invalidenhilfe.
Nach diesem ersten Gespräch schlägt der Berater der
IV-Stelle eine Reihe von Tests vor, mit deren Hilfe die
Fähigkeiten, die Interessen und die Einschränkungen
des jungen Mädchens ermittelt werden sollen. Die Er-
gebnisse zeigen ein gutes Denkvermögen, ein Interesse
für den kaufmännischen Bereich, jedoch auch grosse
Lücken in der französischen Sprache und eine krank-
heitsbedingte Langsamkeit bei der Ausführung von Ar-
beiten. Inzwischen sind 20 Monate seit Einreichung des
Leistungsbegehrens vergangen. Auf der Grundlage der
Abklärungen werden einerseits Französischkurse vor-
geschlagen (diese werden nicht von der IV übernom-
men, da sie nicht mit den gesundheitlichen Problemen
in Zusammenhang stehen; die Organisation der priva-
ten Invalidenhilfe sucht demzufolge nach einer Finan-
zierung), andererseits wird in einer IV-Ausbildungs-
stätte eine berufliche Abklärung organisiert. Diese Ab-
klärung wird sechs Monate später, nachdem das
Mädchen das erforderliche Französischniveau erreicht
hat, durchgeführt (26 Monate nach der Einreichung des
Gesuchs). Die Kosten für diese Massnahme (Kurse, Be-
treuung, Unterkunft, in Übereinstimmung mit der oben
genannten Verfügung) werden vollumfänglich von der
IV übernommen. Nach Beendigung der beruflichen
Abklärung wird in der Ausbildungsstätte in Anwesen-
heit aller betroffenen Parteien Bilanz gezogen. Trotz ih-
rer guten intellektuellen Fähigkeiten kann sie den An-
forderungen der Arbeitswelt aufgrund der allzu grossen
körperlichen Behinderungen nicht genügen. Folglich
kommt nur eine Arbeit in einer geschützten Werkstätte
(im Bürobereich) in Frage. Bis zu diesem Zeitpunkt
sind 29 Monate vergangen.

Der Berater der IV-Stelle hat die heikle und wichtige
Aufgabe, der Betroffenen und ihrer Familie die Lage zu
erklären und eine angemessene Beschäftigung zu orga-
nisieren.

Die Prüfung des Rentenanspruchs erfolgt, nachdem
alle benötigten Informationen vorliegen. Nach 34 Mo-
naten wird eine Verfügung erlassen.

Es ist noch zu erwähnen, dass die IV-Stelle während
des Verfahrens den Anspruch auf eine Hilflosenent-
schädigung geprüft hat, obwohl diese nicht im Leis-
tungsgesuch genannt wurde. Bei der Prüfung des Dos-
siers hat sich gezeigt, dass dieser Anspruch begründet ist.
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Schwerpunkt Dauert das Verfahren der IV zu lange?

Die Dauer des IV-Verfahrens erschwert die
Eingliederung behinderter Menschen erheblich

Die IV steht heute im Kreuzfeuer der Kritik. Je nach
Optik bzw. politischem Standort ist die Wahrnehmung
allerdings ganz unterschiedlich: Die einen stossen sich
daran, dass sich die Beurteilungspraxis in den letzten
Jahren verschärft hat, die anderen erachten die
Kostenexplosion als untragbar und verlangen nach
entsprechenden Massnahmen. Einigkeit besteht
jedoch wohl darin, dass die durchschnittliche Dauer
des heutigen Verfahrens weder im Interesse der
Versicherung noch der Versicherten liegt. Im Folgen-
den soll aus der Sicht der betroffenen Menschen mit
einer Invalidität die Situation aufgezeigt und die
Folgen analysiert werden. Anschliessend sollen einige
Gedanken über mögliche Ansätze zu einer Verbes-
serung der Situation skizziert werden.

Ein Beispiel aus der Praxis

Herr D ist 53-jährig und hat bisher in verschiedenen
Betrieben als Maler-Gipser gearbeitet. Rheumatische
Beschwerden degenerativer Art im Bereich von Schul-
ter und Rücken belasten ihn seit einigen Jahren und be-
einträchtigen die Arbeitsleistung in zunehmendem
Mass. Ein neuer Beschwerdeschub veranlasst den Arzt
von Herrn D schliesslich, ihn arbeitsunfähig zu er-
klären. Nach drei Monaten kommt es zu einem Arbeits-
versuch, der allerdings nach wenigen Wochen wieder
scheitert: Herr D wird erneut arbeitsunfähig geschrie-
ben, er bezieht nun ein Krankentaggeld aus der Kollek-
tivversicherung seines Arbeitgebers. 

Nachdem weder die vom Hausarzt angeordnete Phy-
siotherapie noch eine medikamentöse Schmerztherapie
zu einer wesentlichen Verbesserung der Situation ge-
führt haben, empfiehlt der Arzt seinem Patienten, sich
bei der IV für eine Umschulung anzumelden. Herr D
tut dies ohne Verzug (es sind mittlerweile zehn Monate
seit Beginn der Arbeitsunfähigkeit verstrichen). Die
IV-Stelle prüft als Erstes die Versicherungsvorausset-
zungen und holt danach beim behandelnden Arzt und
beim Arbeitgeber je einen Bericht ein. Der Arzt hält
fest, dass Herr D in seinem Beruf als Maler-Gipser wei-
terhin 100 % arbeitsunfähig ist, dass aber eine leichtere
Tätigkeit mit gewissen Einschränkungen in einem an-
derem Beruf denkbar wäre (evtl. nur teilzeitlich), wes-
halb eine Umschulung zu prüfen sei. Die IV-Stelle ent-
schliesst sich darauf, ein Gutachten bei der Univer-
sitätsklinik in Auftrag zu geben. 

Die langen Wartezeiten in der Universitätsklinik
führen dazu, dass das Gutachten mit Verspätung abge-

Kommentar

Die vom Arzt festgestellte Erwerbsunfähigkeit und
die Invalidität im Sinne der IV sind zwei verschiedene
Dinge, die wir versucht haben anhand der beiden Bei-
spiele aufzuzeigen. Der Umstand, dass die IV zuerst
den kausalen Zusammenhang zwischen dem Gesund-
heitsschaden und ihren wirtschaftlichen Auswirkungen
feststellen muss, erklärt die Komplexität und Langwie-
rigkeit des Verfahrens. 

Wir hoffen, dass wir mit diesen zwei Beispielen ver-
ständlich gemacht haben, dass eine IV-Stelle nicht in-
nert einem oder zwei Monaten gewissenhaft über ein

Leistungsbegehren entscheiden kann (ausser in einigen
Ausnahmefällen). Dennoch sind die IV-Organe stets
darum bemüht, die Abklärungsverfahren durch ver-
schiedene interne Massnahmen zu beschleunigen; die
externen Abläufe können wir leider kaum beeinflussen.

Alain Porchet, Direktor der IV-Stelle des Kanton Waadt, Vevey,
E-Mail: Alain_Porchet@vd.ocai.ch; Claude Matossi, Psychologe
und Berufsberater, IV-Stelle Waadt,
E-Mail: Claude_Matossi@vd.ocai.ch 
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liefert wird. Es bestätigt weitgehend die Einschätzung
des Hausarztes; die Arbeitsfähigkeit in einer leidensan-
gepassten Tätigkeit schätzt es auf 80 % ein. Gleichzeitig
hält es aber fest, dass beim Versicherten in der Zwi-
schenzeit eine erhebliche depressive Entwicklung vor-
liegt. Die IV-Stelle ordnet nun (20 Monate nach Beginn
der Arbeitsunfähigkeit) ein zusätzliches psychiatrisches
Gutachten an. Dieses wird nach weiteren vier Monaten
abgeliefert und bestätigt das Vorliegen einer mittel-
schweren depressiven Entwicklung. Eine 50 %-Tätig-
keit sei dem Versicherten aber weiterhin in einer leich-
ten Tätigkeit zumutbar. 

Nun weist die IV-Stelle den Versicherten an ihre be-
rufliche Abteilung mit dem Auftrag um Unterstützung
bei der Arbeitssuche und Klärung allfälliger weiterer
beruflicher Massnahmen. Herrn D ist mittlerweile das
Arbeitsverhältnis gekündigt worden, er hat seinen Tag-
geldanspruch ausgeschöpft und er hat sich mangels Ein-
kommen an die Gemeinde zwecks Unterstützung im
Rahmen der Sozialhilfe wenden müssen; die finanzielle
Situation belastet mittlerweile auch seine Ehe. Die
Bemühungen um Arbeitsvermittlung erweisen sich bei
diesem mehrfach beeinträchtigten Mann in Anbe-
tracht des bestehenden Arbeitsmarktes als aussichtslos,
eine Umschulung erachtet der Berufsfachmann eben-
falls als nicht erfolgversprechend. 31 Monate nach Be-
ginn der Arbeitsunfähigkeit stellt die IV-Stelle schliess-
lich fest, dass kein Anspruch auf weitere berufliche
Massnahmen bestehe; der Invaliditätsgrad wird auf
58 % berechnet und die Ausgleichskasse angewiesen,
rückwirkend eine halbe Rente zu gewähren. Nach wei-
teren vier Monaten erhält Herr D die entsprechende
Verfügung. Er wird nun ergänzend einen Antrag für
Ergänzungsleistungen stellen: Frühestens wenn dieser
entschieden ist, wird Herr D nicht mehr von der Sozial-
hilfe abhängig sein.

Das geschilderte Beispiel ist keineswegs ausserge-
wöhnlich. In vielen Fällen ziehen sich die Abklärungen
über eine weit längere Dauer hin und werden Renten-
verfügungen erst nach vier, fünf oder gar sechs Jahren
gefällt, vorab wenn sich die medizinische Situation lau-
fend verändert oder wenn aufgrund von Einsprachen
ergänzende Abklärungen angeordnet werden müssen.

Auswirkungen

Es ist unter Fachleuten unbestritten, dass eine Per-
son, welche mehr als zwölf Monate nicht mehr im Be-
rufsleben gestanden hat, weit schwieriger wieder in den
Arbeitsprozess einzugliedern ist als eine Person, die
bloss während drei oder sechs Monaten von der Arbeit
ferngeblieben ist. Diese Wirkung dürfte sich bei Men-
schen in fortgeschrittenem Alter verstärken. Wenn Be-
rufsberatung und Arbeitsvermittlung wie im beschrie-

benen Beispiel erst nach 24 Monaten einsetzen, so sind
die Chancen einer erfolgreichen Eingliederung im All-
gemeinen nur noch gering: Der Glauben an die eigenen
Möglichkeiten, sich auch in einem berufsfremden Ar-
beitssektor sinnvoll einbringen zu können, die innere
Antriebskraft und Motivation, welche für eine erfolg-
reiche Eingliederung von entscheidender Bedeutung
sind, sowie Flexibilität und Anpassungsfähigkeit leiden
unter einer längeren Abwesenheit vom Arbeitsprozess
ganz erheblich. Es kommt eine Wechselwirkung hinzu:
Wer für sich als Folge längerer Arbeitsunfähigkeit kei-
ne Perspektiven mehr sieht, entwickelt häufig depres-
sive Symptome, welche die Möglichkeiten zusätzlich
einschränken.

Die Tatsache, dass sich Menschen mit einer gesund-
heitlichen Beeinträchtigung in der Regel häufig zu spät
für Massnahmen der IV anmelden, und die oft über-
mässig lange Dauer des Verfahrens in der IV beein-
trächtigen somit nicht nur die beruflichen Eingliede-
rungschancen der Betroffenen, sie schaden letztlich der
IV als Versicherung; denn wer nicht mehr in den beruf-
lichen Prozess zurückgeführt werden kann, wird erfah-
rungsgemäss früher oder später eine ganze Invaliden-
rente beziehen und damit die Versicherung kostenmäs-
sig weit mehr belasten.

Die lange Verfahrensdauer führt aber auch dazu,
dass selbst jene Versicherten, die an sich über ein volles
Krankentaggeld verfügen (es sind dies in unserem Sys-
tem ohne entsprechendes Obligatorium lange nicht 
alle!), in zunehmenden Mass riskieren, sozialhilfe-
abhängig zu werden. Der vermeintliche Versicherungs-
schutz gegen Invalidität erweist sich somit für etliche
Betroffene – zumindest vorübergehend – als keiner:
Wer über viele Jahre Beiträge an die Versicherung ge-
zahlt hat und nun feststellen muss, dass er im Versiche-
rungsfall ohne Mittel dasteht, reagiert verständlicher-
weise mit Verbitterung. Den Gang zur Sozialhilfe emp-
finden viele Betroffene als zutiefst entwürdigend. Die
privaten Organisationen der Behindertenhilfe versu-
chen zwar im einen oder anderen Fall mit Beiträgen

Schwerpunkt Dauert das Verfahren der IV zu lange?

326 Soziale Sicherheit CHSS 6/2003

Wenn Berufsberatung und Arbeitsver-
mittlung erst nach 24 Monaten einset-
zen, so sind die Chancen einer erfolg-
reichen Eingliederung im Allgemeinen
nur noch gering.



oder Vorschüssen diesen Schritt zu verhindern, sind
aber kaum noch in der Lage, der zunehmenden Zahl
von entsprechenden Gesuchen gerecht zu werden. Dass
invalid gewordene Menschen während einer gewissen
Phase des Abklärungsverfahrens sozialhilfeabhängig
werden, wird heute schon beinahe schicksalhaft als
selbstverständlich und unvermeidlich angenommen:
Dieser «Nebeneffekt» dürfte allerdings kaum im Sinne
des Gesetzgebers sein.

Was sind nun aber die genauen Ursachen für die
beschriebenen Missstände und welche Massnahmen
könnten zu einer Verbesserung beitragen? Ich erlaube
mir in der Folge einzelne ausgewählte Punkte aufzu-
greifen, im Bewusstsein, dass die Thematik komplex
ist und eine Vielzahl von Faktoren, die nur bedingt 
zu beeinflussen sind, zum heutigen Zustand geführt
haben. 

Anmeldung: Welches ist der richtige
Zeitpunkt?

Werden Menschen mit einer länger dauernden ge-
sundheitlichen Beeinträchtigung konfrontiert, so stellt
sich ihnen die Frage, wann sie sich bei der IV zum Leis-
tungsbezug anmelden sollen. Wenn berufliche Mass-
nahmen in Anbetracht der Schwere der Behinderung
oder des fortgeschrittenen Alters zum vornherein als
aussichtslos erscheinen und einzig eine Rente in Be-
tracht fällt, so wird in der Praxis geraten, die Anmel-
dung kurz vor Ablauf des Wartejahres einzureichen.
Wenn demgegenüber berufliche Massnahmen zumin-
dest möglich erscheinen (was doch überwiegend der
Fall ist), so müsste die Anmeldung unbedingt früher er-
folgen.

Die Wahl des richtigen Zeitpunktes ist allerdings
nicht einfach: Sozialberatungsstellen berichten immer
wieder, dass sie ihre Klienten zu einer Anmeldung ge-
drängt haben, die IV-Stelle dann aber das Gesuch als
«frühzeitig» abgewiesen hat (mit dem Vermerk, die ver-
sicherte Person könne sich nach Ablauf des Wartejah-
res wieder melden); manchmal wird das Gesuch auch
sistiert. Mit einer solchen Praxis wird eine rechtzeitige
Eingliederung erschwert. Auch wenn wir ein gewisses
Verständnis dafür aufbringen können, dass bei labilen
gesundheitlichen Entwicklungen nach vier bis fünf Mo-
naten oftmals noch keine Sicherheit besteht, dass sich
später eine eigentliche Invalidität entwickeln wird, so
müssten derartige Anmeldungen nach dem Grundsatz
«im Zweifel für die Eingliederung» entgegengenom-
men und behandelt werden; dies umso mehr als in der
ersten Phase der Gesuchsbehandlung noch keine Geld-
leistungen, sondern primär Berufsberatung und Ar-
beitsvermittlung, d.h. persönliche Dienstleistungen, zur
Diskussion stehen.

Die frühzeitige Anmeldung macht also nur dann
Sinn, wenn die IV-Stellen solche Gesuche entgegen-
nehmen und materiell behandeln. Ist dies sichergestellt,
so stellt sich im Weiteren die Frage, wie die Betroffenen
dazu gebracht werden können, sich rechtzeitig anzu-
melden. Etliche von ihnen hoffen (allzu) lange, eines
Tages wieder in ihren Beruf zurückkehren zu können;
solange sie noch darauf fixiert sind, verdrängen sie den
Gedanken an eine berufliche Neuorientierung. Hier
kommt in erster Linie der behandelnden Ärzteschaft 
eine wichtige Funktion zu: Sie muss mit einer realisti-
schen Information ihre Patienten und Patientinnen auf
die Notwendigkeit rechtzeitiger beruflicher Massnah-
men und die Notwendigkeit einer frühzeitigen Anmel-
dung bei der IV hinweisen. Im Rahmen des vorgesehe-
nen Projekts für eine verbesserte Ärzteinformation
sollte dieser Punkt ein zentrales Element bilden.

Auch die Arbeitgeber (und teilweise die Kollektiv-
Taggeldversicherungen) müssen mittels Informations-
kampagnen dazu gebracht werden, die Versicherten im
Hinblick auf eine frühzeitige berufliche Eingliederung
zu einer rechtzeitigen IV-Anmeldung zu motivieren.
Sie werden sich immer dann von der Notwendigkeit
eines solchen Schrittes überzeugen lassen, wenn sie sel-
ber z.B. aufgrund von positiven Erfahrungen davon
überzeugt sind, dass die IV-Stellen bzw. ihre Berufs-
fachleute einen wirkungsvollen Beitrag an die Einglie-
derung behinderter Menschen leisten können. Dies
wiederum bedingt den langfristigen Aufbau von Ver-
trauensbeziehungen in jedem Kanton.

Medizinische Abklärung:
Wie kann sie beschleunigt werden?

Wie im einleitenden Beispiel aufgezeigt worden ist,
sind primär die medizinischen Abklärungen für die aus-
serordentlich lange Dauer des IV-Verfahrens verant-
wortlich. Solange in dieser Hinsicht keine Beschleuni-
gung erreicht werden kann, wird das Malaise für die be-
troffenen Versicherten anhalten. Das BSV setzt dies-
bezüglich grosse Hoffnungen auf die neuen regionalen
ärztlichen Dienste, welche eine raschere Beurteilung
der medizinischen Situation gewährleisten und die Not-
wendigkeit der Einholung externer ärztlicher Gutach-
ten verringern sollen.

Ob dieses Ziel erreicht werden kann, bleibt abzuwar-
ten. Voraussetzung dafür ist, dass die regionalen ärztli-
chen Dienste bei Aufnahme ihrer Tätigkeit mit genü-
gend qualifiziertem medizinischem Personal dotiert
sind, dass sich bei diesen neuen Stellen kein neuer Ak-
tenstau (mit entsprechenden neuen Verzögerungen)
bildet, dass die Dienste überzeugende Einschätzungen
abzuliefern vermögen, welche auf eine gewisse Akzep-
tanz bei den Versicherten und ihren behandelnden Ärz-
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ten stossen und dass sie ihre Aufgabe nicht primär dar-
in erblicken, möglichst viele Versichertenbegehren ab-
zuwehren. Nur dann wird es gelingen, die Notwendig-
keit externer Gutachtenaufträge zu verringern.

Dies erscheint uns dringend nötig. Aus der Sicht von
Betroffenen ist es schlicht inakzeptabel, wenn ihnen
beispielsweise mitgeteilt wird, es sei ein MEDAS-Gut-
achten angeordnet worden, sie dann aber kein Aufge-
bot erhalten und bei Nachfrage den Bescheid erhalten,

die Wartezeit betrage momentan zwei Jahre. Parallel
zum Aufbau der regionalen ärztlichen Dienste müsste
sich die Verwaltung deshalb unbedingt darum bemü-
hen, die Zahl der polydisziplinären Gutachterstellen
weiter zu erhöhen oder vermehrt private Gutachter zu
berücksichtigen. Ein Gutachten sollte im Prinzip innert
drei Monaten nach Erteilung des Auftrags vorliegen.

Dass heute derart viele strittige Fälle einer Begutach-
tung zugeführt werden müssen, ist unseres Erachtens
nicht primär das Ergebnis vermehrter Anwaltstätigkeit,
sondern liegt in erster Linie darin begründet, dass die
Einschätzungen der behandelnden Ärzte und jene der
IV-Ärzte über die zentrale Frage, was einer gesundheit-
lich beeinträchtigten Person alles zugemutet werden
kann oder nicht, immer mehr auseinanderdriften. Es
mag sein, dass das Projekt einer umfassenden Ärztein-
formation diese Kluft wieder etwas zu schliessen ver-
mag, sicher ist dies allerdings keineswegs. Solange die
medizinischen Einschätzungen weiter in diesem Aus-
mass auseinandergehen, werden regelmässig Experti-
sen einzuholen sein, weshalb die diesbezüglichen Kapa-
zitäten sichergestellt werden müssen.

Vorziehen der beruflichen Abklärung?

Vor der 3. IVG-Revision hatte sich in verschiedenen
Kantonen die Praxis eingebürgert, dass die Versicher-
ten direkt mit den Berufsberatern der damaligen IV-
Regionalstellen Kontakt aufnehmen und auf unbüro-
kratische Art und Weise berufliche Beratung und Hilfe
beanspruchen konnten. Mit der neuen Organisation ist
das Verfahren formeller geworden: Erst wenn eine An-

meldung eingereicht worden ist, die versicherungsmäs-
sigen Voraussetzungen geprüft worden sind und auf-
grund einer einlässlichen medizinischen Abklärung die
invaliditätsmässigen Voraussetzungen als erwiesen gel-
ten, können berufliche Massnahmen wie Berufsbera-
tung und Hilfe bei der Arbeitsvermittlung verfügt wer-
den; dann aber ist es, wie bereits dargelegt, für eine wir-
kungsvolle berufliche Eingliederung häufig schon zu
spät.

Es muss unseres Erachtens deshalb ernsthaft in Er-
wägung gezogen werden, ob nicht wieder ein direkterer
Zugang zur Berufsberatung aufgebaut werden könnte;
etwa in dem Sinne, dass in Fällen, in denen mit einer ge-
wissen Wahrscheinlichkeit berufliche Abklärungen und
Hilfestellungen notwendig werden, die Dienste der IV-
Berufsfachleute unmittelbar nach der Anmeldung und
parallel zu den medizinischen Abklärungen in An-
spruch genommen werden dürfen, solange die IV nicht
mit eigentlichen Geld- und Sachleistungen belastet
wird; d.h. die Berufsfachleute könnten persönlich Hilfe-
leistungen gewähren, die Situation mit dem Arbeitge-
ber erörtern, Massnahmen diskutieren, beraten und
vermitteln, jedoch weder Abklärungsaufenthalte an-
ordnen noch Umschulungen bewilligen. Damit liesse
sich eine erhebliche Beschleunigung der Abläufe errei-
chen. Dass dadurch im einen oder anderen Fall beruf-
liche Massnahmen gewährt werden könnten, bei denen
sich im Rahmen der weiteren Abklärungen ergibt, 
dass gar keine relevante Invalidität vorliegt, müsste zu
Gunsten einer raschen Eingliederung in Kauf genom-
men werden.

Personelle Kapazitäten genügend?

Wenn ein Dossier heute bei einer IV-Stelle selber
(und nicht im Rahmen externer Abklärungen) liegen
bleibt, so hat dies nach unserer Einschätzung in den we-
nigsten Fällen mit ungenügender Organisation oder gar
mit «trölerischem» Verhalten zu tun, sondern vielmehr
mit der Tatsache, dass die personellen Ressourcen der
IV-Stellen für die Behandlung der steigenden Anzahl
von Gesuchen (allzu) knapp bemessen sind. Dies gilt
vor allem für den Bereich der Berufsberatung und der
Arbeitsvermittlung: Es gibt immer wieder Versicherte,
die sich an die Beratungsdienste der Behindertenorga-
nisationen wenden und geltend machen, sie hätten erst
nach einer relativ langen Wartezeit einen Termin beim
IV-Berufsberater erhalten, dieser habe dann überlastet
gewirkt und sich nicht ernsthaft mit ihrem Anliegen be-
fassen können. Solche Erfahrungen sind nicht selten.
Wohl vermag im einen oder anderen Fall hartnäckiges
Nachfragen den Gang der Dinge wieder zu beschleuni-
gen, doch bleiben die fehlenden Kapazitäten trotz allem
spürbar.
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Dass heute derart viele Gutachten er-
stellt werden, liegt vorab darin begrün-
det, dass die Einschätzungen der be-
handelnden Ärzte und der IV-Ärzte im-
mer mehr auseinanderdriften.



Nachdem das Parlament im Rahmen der 4. IVG-Re-
vision erfreulicherweise das Pflichtenheft der IV-Stel-
len im Bereich der Arbeitsvermittlung erweitert hat,
bleibt jetzt zu hoffen, dass die nötigen personellen Res-
sourcen für eine aktive Vermittlungstätigkeit bereitge-
stellt werden können und sich in diesem Sektor nicht
ein neuer Pendenzenstau bildet, der das Verfahren wie-
derum verlängert. Sollten sich derartige Tendenzen ab-
zeichnen, so müsste rasch Gegensteuer gegeben wer-
den.

Koordination: Weiteres
Verzögerungspotenzial?

Wie bereits dargelegt, dauert das Verfahren in der IV
bereits heute im Allgemeinen viel zu lange. Nun drohen
im Zusammenhang mit der durch das ATSG und die
zugehörigen Ausführungsnormen verlangten besseren
Koordination unter den Sozialversicherern weitere
Verzögerungen: Wenn die IV-Stelle eine Rente verfügt,
so hat sie ihren Entscheid neu der zuständigen Einrich-
tung der beruflichen Vorsorge zuzustellen, soweit die
Verfügung deren Leistungspflicht zu beeinflussen ver-

mag. Selbst wenn eine versicherte Person mit dem Ent-
scheid der IV-Stelle nach jahrelangen Abklärungen ein-
verstanden ist, bedeutet dies also noch nicht zwingend
das Ende des Verfahrens; denn die Pensionskasse kann
nun ihrerseits, wenn sie mit der Einschätzung der IV-
Stelle nicht einig geht, Einsprache erheben und weitere
Abklärungen verlangen.

Bisher sind die Beratungsstellen der Behindertenor-
ganisationen glücklicherweise noch nicht allzu häufig
mit solchen Einsprachen konfrontiert worden. Es
scheint, dass die Einrichtungen der beruflichen Vorsor-
ge die Entscheide der IV-Stellen im Allgemeinen als
vertretbar akzeptieren. Ob dies auch so bleibt, ist je-
doch keineswegs gewiss. Je nach Entwicklung wird
ernsthaft darüber diskutiert werden müssen, ob die
(grundsätzlich begrüssenswerte) Koordination zwi-
schen den Sozialversicherern wirklich eine zusätzliche
Verlängerung des Verfahrens und damit zusätzliche
Bittgänge behinderter Menschen bei der öffentlichen
oder privaten Fürsorge rechtfertigt. 

Georges Pestalozzi-Seger, Stv. Sekretär der Dachorganisationen-
konferenz der privaten Behindertenhilfe (DOK), Rechtsdienst für
Behinderte, Bern; E-Mail rechtsdienst.be@saeb.ch 
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Schwächen des Verfahrensrechts

Durch die Einführung des Datenschutzgesetzes (DSG)
und des Bundesgesetzes über den allgemeinen Teil des
Sozialversicherungsrechts (ATSG) ist das Verfahren in
der IV erheblich aufwendiger geworden. Die IV-Stellen
benötigen entsprechend mehr Personal. Für Anwälte
hat sich das Betätigungsfeld erweitert.

Ein Fallbeispiel

Ermächtigung zur Auskunfterteilung
Herr A.B. stellt vertreten durch eine Anwältin das

Gesuch um Leistungen der IV. Damit die IV-Stelle die
notwendigen Abklärungen vornehmen kann, benötigt
sie eine entsprechende Ermächtigung der versicherten
Person.

Art. 28 Abs. 3 ATSG: Personen, die Versicherungsleistungen beanspru-
chen, haben alle Personen und Stellen, namentlich Arbeitgeber, Ärztinnen
und Ärzte, Versicherungen sowie Amtsstellen im Einzelfall zu ermächtigen,
die Auskünfte zu erteilen, die für die Abklärung von Leistungsansprüchen
erforderlich sind. Diese Personen und Stellen sind zur Auskunft verpflichtet.

Diese Ermächtigung der IV-Stelle wird von der An-
wältin verweigert. Sie verlangt, dass für jede einzelne
Auskunft die Ermächtigung vorgängig einzuholen und
sie über den Inhalt der geplanten Abklärung zu unter-
richten sei. Eine pauschale Ermächtigung werde nicht
erteilt. Auf den daraufhin folgenden Nichteintretens-
entscheid der IV-Stelle hin erhebt die Anwältin sowohl
Aufsichtsbeschwerde beim BSV wie auch Einsprache
bei der IV-Stelle und nach deren Abweisung Beschwer-
de beim Verwaltungsgericht. 

Allein die IV-Stelle Bern holt pro Jahr gegen 200 000
Auskünfte ein. Müsste sie vorgängig jeder Anfrage eine
begründete Ermächtigung einholen, würde dies den ur-

sprünglichen Aufwand und die entsprechende Verfah-
rensdauer mehr als verdoppeln.

Begutachtungsauftrag
Wegen sich widersprechenden Arztzeugnissen aus

verschiedenen Spezialgebieten wird eine fachübergrei-
fende Begutachtung in einer MEDAS (medizinische
Abklärungsstelle) notwendig.

Art. 44 ATSG: Muss der Versicherungsträger zur Abklärung des Sachver-
halts ein Gutachten einer oder eines unabhängigen Sachverständigen ein-
holen, so gibt er der Partei deren oder dessen Namen bekannt. Diese kann
den Gutachter aus triftigen Gründen ablehnen und kann Gegenvorschläge
machen.

Die Anwältin verlangt die Namen der Ärzte, welche
den Versicherten untersuchen werden. Da diese im
Vornherein noch nicht feststehen, wird ihr die Liste al-
ler in jenem Zeitpunkt in Frage kommenden Ärzte zu-
gestellt. Erst nach Abweisung der nicht stichhaltigen
Einwände kann das Gutachten in Auftrag gegeben wer-
den.

Art. 51 ATSG: Leistungen, Forderungen und Anordnungen, die nicht un-
ter Artikel 49 Absatz 1 fallen, können in einem formlosen Verfahren be-
handelt werden. Die betroffene Person kann den Erlass einer Verfügung
verlangen.

Die IV-Stelle erteilt der Begutachtungsstelle formlos
den Auftrag zur Begutachtung. Die Anwältin verlangt
den Erlass einer anfechtbaren Verfügung. Nach deren
Erlass erhebt sie Beschwerde beim Versicherungsge-
richt mit der Begründung, die medizinische Situation
sei bereits ausreichend abgeklärt. 

Recht zur Einsprache und Akteneinsicht
Vor diesem Hintergrund hatte das Eidgenössische

Versicherungsgericht in seinem Entscheid vom 19. No-
vember 1999 (AHI-Praxis 2000/320), also vor Inkraft-
treten des ATSG, das einfache und rasche Verfahren in
der IV gestützt, indem es diese Interventionen nur im
Rahmen des Anhörungsverfahrens zuliess: Während
des Abklärungsverfahrens besteht kein Anhörungs-
recht der Versicherten. Erst im Rahmen des An-
hörungsverfahrens können sämtliche Anträge und Ein-
wendungen bezüglich der Erledigung vorgebracht wer-
den. Zwar können die Versicherten auch anlässlich der
Einholung von Gutachten ihre Einwendungen gegen
die Begutachtung anbringen, aber die IV-Stellen sind
nicht verpflichtet darauf einzutreten (Erw. 3b und c).
Für Anordnungen, die bei der Abklärung der Verhält-
nisse getroffen werden, haben die IV-Stellen keine Ver-
fügung zu erlassen (Änderung der Rechtsprechung).

Markus Gamper
IV-Stelle Bern



Art. 47 ATSG: Sofern überwiegende Privatinteressen gewahrt bleiben,
steht Akteneinsicht zu:

a. der versicherten Person für die sie betreffenden Akten.
Art. 8 Abs. 2 DSG: Der Inhaber einer Datensammlung muss ihr (der be-

troffenen Person) mitteilen:
a. alle über sie in der Datensammlung vorhandenen Daten;
• den Zweck und gegebenenfalls die Rechtsgrundlagen des Bearbei-

tens…

Der betroffenen Person steht damit nicht nur die ver-
fahrensrechtliche Akteneinsicht zu, sondern auch das
Recht auf Auskunft nach der Datenschutzgesetzge-
bung. Dieses kann grundsätzlich jederzeit, unabhängig
von einem Verwaltungsverfahren und ohne einen Inte-
ressennachweis geltend gemacht werden.

Im Laufe des Abklärungsverfahrens verlangt die An-
wältin einige Male Akteneinsicht, bzw. nach jedem Ab-
klärungsschritt eine Kopie der eingetroffenen, aber
auch der intern erstellten, noch nicht konsolidierten
und verabschiedeten Unterlagen. Auf die entsprechen-
de Weigerung der IV-Stelle hin reicht sie Beschwerde
ein.

Es ist nicht erstaunlich, dass bei derartigen Verfah-
rensabläufen die Gefahr von Verfahrensfehlern und
Verzögerungen bei der IV-Stelle besonders hoch ist.
Deshalb arbeiten die involvierten Mitarbeitenden be-
sonders vorsichtig und klären sehr genau ab.

Art. 56 Abs. 2 ATSG: Beschwerde kann auch erhoben werden, wenn der
Versicherungsträger entgegen dem Begehren der betroffenen Person keine
Verfügung oder keinen Einspracheentscheid erlässt.

Die Anwältin legt Beschwerde beim kantonalen Ver-
sicherungsgericht wegen Rechtsverzögerung bzw. -ver-
weigerung ein.

Die IV-Stelle weist das Gesuch um IV-Leistungen ab.
Die Anwältin erhebt schriftlich Einsprache.

Art. 10 ATSV Abs. 4: Bei einer mündlich erhobenen Einsprache hält der
Versicherer die Einsprache in einem Protokoll fest;die Person,welche die Ein-
sprache führt, oder ihr Rechtsbeistand muss das Protokoll unterzeichnen.

Die Anwältin verlangt, dass sie die Einsprache münd-
lich ergänzen kann. Ein Mitarbeiter der IV-Stelle er-
stellt handschriftlich das entsprechende Protokoll. Die
Anwältin verweigert ihre Unterschrift unter dieses zu
setzen, weil sie die Schrift nicht gut lesen könne und
verlangt die Zustellung eines maschinengeschriebenen
Protokolls. 

Anwälte als reine Parteivertreter

Dieses nicht ganz frei erfundene Beispiel zeigt auf,
dass es möglich ist, mit konsequenter Ausschöpfung der
rechtlichen Möglichkeiten einen Entscheid der IV-Stel-
le derart zu verzögern, dass eine Eingliederung er-
schwert, wenn nicht gar verunmöglicht wird und sich
dadurch die Rentenfrage in den Vordergrund drängen
lässt. Auch verlieren die materiellen Abklärungen we-
gen der formellen Streitereien an Gewicht und die Ob-

jektivität in der Beurteilung des Falles kann darunter
leiden. Sei es, dass die stark belasteten Mitarbeitenden
die Kraft verlieren, den geraden Weg zu gehen und
letztlich geben, was verlangt wird, oder sich in den Fall
verbeissen. Allerdings gehen spezialisierte Anwälte
nicht immer, aber immer häufiger derart vor. Es ist da-
bei von der Interessenlage her zu bedenken, dass der
Entscheid der IV-Stelle auf den obligatorischen Teil
der beruflichen Vorsorge durchschlägt und es für eine
allfällige Privatversicherung schwer hält, anders zu ent-
scheiden.

Weiter ist festzustellen, dass im Kanton Bern der
Rechtsvertreter sich bisher als «Fürsprecher» im
wahrsten Sinne des Wortes verstand, also als «Diener
der Rechtspflege». Die Vorstellung, ein Anwalt müsse
darum besorgt sein, dass seinem Klienten im Sinne des
entsprechenden Gesetzes Recht und Billigkeit wider-
fahre, wird immer mehr zugunsten jenes Verständnisses
unserer Rechtsordnung aufgegeben, dass der Klient
wisse, was er wolle und es nun am Anwalt sei, dem Kli-
enten dies zu verschaffen, ohne dabei auf Sinn und
Zweck des Gesetzes Rücksicht zu nehmen. Der Anwalt
wird also zum reinen Parteivertreter, der alles Mögliche
– und Unmögliche – behauptet, dies mit grossem takti-
schem Geschick vorbringt und sich dadurch erhofft, den
Anforderungen seines Klienten zu genügen. Die Ver-
waltung wird nicht mehr als Partner auf dem Weg zu
einer korrekten Rechtsanwendung gesehen, sondern
als Gegner, den man auszutricksen versucht. Ob ein
Anwalt, damit «der Achtung und der Vertrauenswür-
digkeit gerecht» wird, die sein Beruf voraussetzt, ist zu
bezweifeln. Der Parteivertreter müsste, bei entspre-
chenden Forderungen seines Klienten, ein Mandat ent-
weder gar nicht annehmen oder niederlegen, um sich
gesetzes- und standeskonform zu verhalten. Dies ist
aufgrund der verschärften Konkurrenzsituation un-
wahrscheinlich, auch weil ihm kaum je ein gesetzes-
oder zumindest standeswidriges Verhalten nachgewie-
sen werden kann.

Vom Anhörungs- zum Einspracheverfahren

Mit Artikel 42 ATSG wurde das bisher in der IV
praktizierte Anhörungsverfahren grundsätzlich durch
das Einspracheverfahren abgelöst.

Mit dem Anhörungsverfahren, welches den Versi-
cherten die Möglichkeit bot, sich zu einer sie nicht be-
friedigenden Verfügung vor deren Erlass gegenüber
der Verwaltung völlig formlos zu äussern, konnten
seinerzeit die Beschwerdefälle halbiert werden. Es
war ein sehr bürgernahes Verfahren, welches häufig
den direkten persönlichen Kontakt zwischen Ver-
sicherten und den zuständigen Mitarbeitenden mit
sich brachte.
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Leistungsziele und Benchmarking – neue Füh-
rungsinstrumente im Bereich Verfahrensdauer

Das BSV schaut den langen Verfahrensdauern in der
Beurteilung von IV-Gesuchen nicht tatenlos zu.
Arbeitsgruppen, bestehend aus Vertretern und Vertre-
terinnen der IV-Stellen und des BSV sowie Informa-
tikern, entwickelten in intensiver Zusammenarbeit
Leistungsziele und ein Benchmarking. Beide Instru-
mente unterstützen Management und Aufsicht in ihrer
schwierigen Aufgabe und sollen zu einer optimalen
Ressourcenbewirtschaftung und damit zur Verkürzung
der Verfahrensdauer beitragen.

Leistungsziele als Führungsinstrument
Eine interdisziplinäre Arbeitsgruppe (BSV, IV-Stel-

len) erarbeitete 1999 eine erste Generation von Leis-
tungszielen für die IV-Stellen. Später sollten diese zu-
sammen mit einem Pauschalbudget die Basis eines
Leistungsvertrages zwischen IV-Stellen und BSV bil-
den. Dazu müssen die Verfahren in den IV-Stellen
mehr oder weniger standardisiert sein. Deshalb wurden
im Jahr 2001 in verschiedenen Teilprojekten1 Diskus-
sionen um weitere (qualitative) Leistungsziele geführt.
Diese sollten quantifizierbar, EDV-mässig erfassbar
und ihre Erfüllung steuerbar sein sowie keine falschen
Anreize2 bieten. In diesem Zusammenhang wurde un-
ter anderem auch die Koppelung eines Bonus- oder
eines Bonus-Malus-Systems an die geplanten Leis-
tungsverträge diskutiert. Im Verlauf der Arbeiten wur-
de jedoch beschlossen, Vorgaben zu Verfahren und IV-
Stellen-interner Organisation nicht als Leistungsziele
zu formulieren, sondern mit diesem Instrument einzig
Vorgaben betreffend Verfahrensdauer zu regeln. Als

Das mit dem ATSG der Einheitlichkeit willen einge-
führte Einspracheverfahren hat diese Vorteile nicht
mehr. Das Verfahren wird auf die streng juristische
Ebene gehoben, entfernt die Verwaltung vom Bürger,
ist sehr viel aufwendiger, macht die Anstellung von Ju-
risten unumgänglich. Sehr erschwerend tritt dazu, dass
in BGE 116 V 248 E. 1a das EVG entschieden hat, dass
für die Beurteilung des Falles die Verhältnisse im Zeit-
punkt des Einspracheentscheides und nicht jener der
Verfügung massgebend sind. Es hat sich nämlich he-
rausgestellt, dass sich die in der Literatur erwähnte Er-
ledigungsfrist von zwei Monaten bei vielen Einsprachen
schon nur wegen des Vernehmlassungsverfahrens ge-
genüber den andern Sozialversicherungen nicht einhal-
ten lässt. Es liegt auf der Hand, dass sich die Situation
zwischen Verfügung und Einspracheentscheid deshalb
oft verändern kann und diesfalls die ganzen Abklärun-
gen von vorne beginnen müssen.

Hier wurde bewusst ein negativistisches Bild der neu-
en Verfahrensregeln aufgezeichnet. Ein solches scheint
umgekehrt bei den massgebenden Behörden leider
auch von den Mitarbeitenden in der Verwaltung zu
herrschen, ansonsten diese Normen kaum eingeführt
worden wären. Ein anderes Bild könnten allerdings die
bisher laufend befragten gegen 1000 Versicherten 
haben, welche zu 92 % mit der Arbeit bzw. der Dienst-
leistung (entscheidunabhängig) der IV-Stelle Bern zu-
frieden oder sehr zufrieden waren.

Die 8 % zum Teil sehr Unzufriedenen bemängelten
alle und zu Recht die viel zu lange Dauer des Verfah-
rens und dessen Undurchsichtigkeit.

Markus Gamper, lic. rer. pol., Direktor IV-Stelle Bern;
E-Mail: ivb_bern@swissonline.ch

Adelaide Bigovic Balzardi
Geschäftsfeld Invalidenversicherung,
BSV

1 Überprüfung der bestehenden Leistungsziele, Abklärungen an Ort und
Stelle, berufliche Massnahmen, EDV-mässige Umsetzung.

2 Ein falscher Anreiz wäre beispielsweise, wenn ein Leistungsziel so for-
muliert wäre, dass «leichte Fälle» schnell bearbeitet würden, «komple-
xere Fälle» jedoch «unbemerkt» und ohne Folgen liegen bleiben könn-
ten und theoretisch nie abgeschlossen würden.



Folge dieses Beschlusses konnten die auf den quanti-
tativen Aspekt reduzierten Leistungsziele nicht mit
einem Bonus- oder Bonus-Malus-System gekoppelt
werden, ohne den Qualitätsaspekt «materielle Richtig-
keit der Entscheide» sehr zu gefährden. Die zweite Ge-
neration der Leistungsziele3 für die IV-Stellen erhöht
nun die dringend geforderte Transparenz im Ab-
klärungsverfahren und erlaubt eine detaillierte Analyse
des Verbesserungspotenzials. Die neuen Leistungsziele
erweisen sich als angemessenes und zeitgemässes
Führungs- und Managementinstrument.

Voraussetzungen für aussagekräftige und kohärente
Auswertungen

Die geforderte EDV-mässige Erfassung und Auswer-
tung der Daten verlangt eine einheitliche Programmie-
rung für die 26 kantonalen IV-Stellen plus der IV-Stel-
le für Versicherte im Ausland. Zu diesem Zweck wur-
den die verschiedenen bestehenden informatisierten
Lösungen der IV-Stellen in drei Informatikpools über-
geführt, die sich ihrerseits aus den Bedürfnissen der
Ausgleichskassen entwickelt hatten. Angesichts der
Komplexität des Gegenstandes wurde sehr darauf ge-
achtet, dass die Messpunkte, durch welche die einzel-
nen Leistungsziele definiert sind, auch einheitlich pro-
grammiert wurden. Es handelte sich hierbei um eine
herausfordernde, aufwändige, aber unabdingbare Auf-
gabe, weil nur so gewährleistet werden kann, dass über-
all mit der gleichen Elle gemessen wird und tatsächlich
Gleiches mit Gleichem verglichen wird. Bei der Mes-
sung von Prozessen muss sowohl der Anfangs- wie auch
der Endpunkt klar und eindeutig erfass- und program-
mierbar sein und darf keinerlei Möglichkeit der
(nachträglichen) Manipulation liefern. 

Im vorliegenden Fall ist der Anfangspunkt gekenn-
zeichnet durch den Eingang der von der versicherten
Person datierten Anmeldung (oder einer Rechnung).
Das Datum kann nicht manipuliert werden, da es von
«aussen» gesetzt ist. Endpunkt ist der Zeitpunkt, an
welchem ein Beschluss, eine Mitteilung oder eine Ver-
fügung die IV-Stelle verlässt. Auch dieses Datum kann
nicht nachträglich manipuliert werden, da es nach
«draussen» geht. Beide Daten werden elektronisch er-
fasst. Gemessen wird die Dauer, die zwischen diesen
beiden Daten liegt.

Nur erstmalige Anmeldungen erfüllen vorläufig diese
Anforderungen. Bei einer weiteren Anmeldung – d.h.
einer Anmeldung zu einer weiteren Leistung der IV –
ist der Anmeldetermin oft nicht so klar auszumachen,
weil sich der Bedarf nach einer weiteren Leistung ir-
gendeinmal während des Abklärungsverfahren konkre-
tisiert. Im Weiteren ist es vor allem für versicherte Per-

sonen, die sich zum ersten Mal für eine Leistung der
Versicherung anmelden, wesentlich, möglichst bald Be-
scheid über ihr Begehren zu erhalten. Deshalb gelten
derzeit sowohl Leistungsziele als auch Benchmarking
ausschliesslich für die erstmaligen Anmeldungen.

Leistungsziel 1: Die versicherte Person ist über den
Eingang der Anmeldung und das Verfahren informiert

Frau A. (45 Jahre) hört nicht mehr gut und braucht
ein Hörgerät. Mit dem «Anmeldungsformular zum Be-
zug von IV-Leistungen für Erwachsene» meldet sie sich
am 12. März 2002 bei der IV-Stelle ihres Wohnkantones
an. Am 20. März 2002 wird sie von der zuständigen IV-
Stelle schriftlich darüber informiert, ihre Anmeldung
sei eingegangen und die notwendigen Abklärungen
würden vorgenommen. Im Weiteren erfährt sie, was sie
als nächstes zu unternehmen hat und nach welchen ge-
setzlichen Grundlagen sich das Verfahren richtet. Die
zuständige IV-Stelle hat in diesem Fall das zwischen
BSV und den IV-Stellen bezüglich Eingangsbestäti-
gung vereinbarte Ziel erreicht. Gemessen wird hierbei
die Dauer zwischen dem Eingang der Anmeldung bei
der IV-Stelle und der Benachrichtigung der versicher-
ten Person. Vorgeschrieben ist, dass in 97,5 % der Ge-
suche die Bestätigung der Anmeldung innerhalb von 20
Kalendertagen nach Eingang erfolgt ist. Es kann jedoch
weder Frau A. noch die IV-Stelle befriedigen, wenn
nach der zwar rechtzeitig erfolgten Eingangsbestäti-
gung Funkstille herrscht. Deshalb wird auch die Dauer
zwischen zwei Kontakten bei erstmaligen Anmeldun-
gen gemessen. Spätestens alle 180 Kalendertage muss
ein dokumentierter Kontakt mit der versicherten Per-
son stattfinden. Dies hat in mindestens 90 % der Gesu-
che zu geschehen.

Formulierung der Leistungsziele
Für alle formulierten Ziele waren jeweilige Kontroll-

kriterien festzulegen, welche zeigen, ob und wie gut der
entsprechende Zielaspekt erreicht wurde. Nebst dem
Ziel (was ist zu erreichen?) gilt es also das zu Messende
zu formulieren (Indikator) und wann das Ziel als er-
reicht gilt (Mindeststandard; wie viel ist zu erreichen
bzw. wie gut ist etwas zu erreichen?). Zielsetzungen
sollten folgenden Forderungen standhalten: Sie sind
klar, verständlich, durchführbar, frei von Wider-
sprüchen, strukturiert, anspruchsvoll, aber erreichbar
und sie geben keine Lösungen vor. Wenn sich die zwi-
schen dem BSV und den IV-Stellen vereinbarten Leis-
tungsziele an diesen Kriterien orientieren, so sollte ein
Verfahren in einem vernünftigen Zeitraum möglich
sein. Im Weiteren ermöglichen sie sowohl der versi-
cherten Person als auch der Aufsichtsbehörde und der
durchführenden IV-Stelle selbst jederzeit den Stand des
Abklärungsgeschehens zu betrachten und lassen ver-
fahrensverzögernde Mängel zutage treten.
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3 Gültig ab 1.1. 2003 bzw. Leistungsziel 7 ab 1.1. 2004.



Leistungsziel 2: Erstmalige Anmeldungen werden
speditiv behandelt 

Wer immer sich für eine Leistung der IV anmeldet,
möchte so schnell wie möglich einen Entscheid über sein
Begehren. Die versicherte Person wird die Arbeit der
IV-Stelle also unter anderem danach beurteilen, wie lan-
ge sie auf den Entscheid warten musste. Wie in vorange-
henden Artikeln bereits dargelegt (vgl. Beitrag Por-
chet/Matossi S. 323), handelt es sich bei IV-Fällen um
komplexe Angelegenheiten, die einzeln abgeklärt wer-
den müssen. Diesem Umstand muss bei der Festlegung
der Mindeststandards Rechnung getragen und eine an-
gemessene Dauer zwischen Anmeldung bis zum ersten
Entscheid4 eingeräumt werden. Deshalb lauten die Min-
deststandards für dieses Ziel, dass in 75 % der Gesuche
spätestens innerhalb eines Jahres, in 92 % der Gesuche
spätestens innerhalb von zwei Jahren ein erster Ent-
scheid vorliegt. Übrigens wurde gerade bei der Festle-
gung dieses Ziels der Anforderung «anspruchsvoll, aber
erreichbar» Rechnung getragen, indem der ursprünglich
bei 80 % festgelegte Standard vorübergehend auf 75 %
reduziert wurde, damit auch bisher weniger schnelle IV-
Stellen das Ziel erreichen können. Es ist davon auszuge-
hen, dass dies der bessere Anreiz ist, das Verfahren zu
beschleunigen, als ohnehin schnelle IV-Stellen noch
schneller werden zu lassen. Die Grafiken 1 und 2 auf 
Seite 318 (Beitrag Ventrice/Merckx) zeigen, dass das
Ziel zu erreichen ist, einzelne IV-Stellen indessen noch
einiges an Anstrengungen unternehmen müssen.

Leistungsziel 4: Die Prüfung einer beruflichen
Massnahme erfolgt innerhalb eines vorgegebenen
und transparenten Zeitrahmens 

Herr K. (25) ist gelernter Bäcker. Infolge allergischer
Konjunktivitis und Asthma bronchiale muss er seinen
gelernten Beruf aufgeben. Er meldet sich bei der IV-
Stelle seines Wohnkantons zum Leistungsbezug an. Die
IV-Stelle prüft nun die versicherungsmässigen Voraus-
setzungen, holt die medizinische Dokumentation und
ökonomische Unterlagen ein und beschafft sich allfälli-
ge weitere notwendige Unterlagen. Das Dossier wird
dem zuständigen Regionalen ärztlichen Dienst (RAD)5

vorgelegt. Dieser prüft, ob eine Invalidität im Sinne von
Artikel 8 ATSG vorliegt, und beurteilt die Eingliede-
rungsfähigkeit von Herrn K. Die IV-Stelle stellt fest:
Herr K ist invalid und eingliederungsfähig. Er hat An-
spruch auf berufliche Massnahmen gemäss Artikel 17
IVG. Es ergeht nun ein Auftrag an die Abteilung Be-
rufsberatung, für Herrn K. eine berufliche Massnahme
zu prüfen. Es handelt sich hierbei um einen internen
Auftrag, der zwar im elektronischen System erfasst
wird, der aber für die versicherte Person nicht unbe-
dingt von Interesse ist. Wichtig für diese ist hingegen
der Zeitpunkt, an welchem das Erstgespräch mit dem
zuständigen Berufsberater / der zuständigen Berufsbe-

raterin stattfindet. Auch das Erstgespräch wird im elek-
tronischen System der IV-Stelle erfasst und muss in
95 % der Fälle spätestens vier Monate nach Erteilung
des Auftrages stattgefunden haben. Verfolgen wir den
hypothetischen Fall von Herrn K. weiter: Dieser trifft
sich ein paar Mal mit der Berufsberaterin, und bald ein-
mal steht fest, dass Herr K. zum Koch umgeschult wer-
den kann. Die Berufsberaterin stellt nun einen Antrag
auf Umschulung. Wären keine beruflichen Massnah-
men möglich gewesen, so hätte die Berufsberaterin
einen Schlussbericht (über die Prüfung einer berufli-
chen Massnahme) geschrieben. Antrag bzw.  Schlussbe-
richt werden im elektronischen System erfasst und lö-
sen für Herrn K. noch keine unmittelbaren Folgen aus.
Die IV-Stelle hingegen hat ihr Leistungsziel erreicht,
wenn in mindestens 80 % der Fälle innerhalb von neun
Monaten ein Antrag gestellt bzw. ein Schlussbericht er-
stattet wird. Mit dem Ziel wird einerseits die Dauer
vom Auftrag an die Berufsberatung bis zum Erstge-
spräch, andrerseits die Dauer vom Auftrag bis zum An-
trag6 auf berufliche Massnahmen gemessen. Damit soll
verhindert werden, dass eine zu lange Prüfungsphase
den Eingliederungserfolg gefährdet. Es sei hier aus-
drücklich darauf hingewiesen, dass es sich beim Stan-
dard von neun Monaten (270 Kalendertagen) nicht um
die berufliche Massnahme (z.B. Umschulung) an sich
handelt, sondern einzig um die Prüfung, welche Mass-
nahme genau angezeigt ist (in unserem Beispiel die
Umschulung zum Koch; es wäre aber auch die Umschu-
lung zum Kranführer denkbar gewesen).

Leistungsziel 6: Die Arbeitsvermittlung der IV-Stelle
erfolgt transparent

Nehmen wir an, Herr K. habe die Umschulung zum
Koch erfolgreich abgeschlossen und er hätte Anspruch
auf Arbeitsvermittlung. Analog zum Vorgehen im Falle
der Prüfung von beruflichen Massnahmen wird IV-Stel-
len-intern der Auftrag zur Arbeitsvermittlung erteilt
(elektronisch erfasst). Auch von dieser Auftragsertei-
lung merkt Herr K. nichts. Spätestens vier Monate (120
Kalendertage) nach Auftragserteilung müssen aber die
getroffenen Bemühungen7 im System dokumentiert
sein. Im Weiteren werden die Zeitpunkte für die im
System erfassten (schriftlichen) Rückmeldungen über

Schwerpunkt Dauert das Verfahren der IV zu lange?

334 Soziale Sicherheit CHSS 6/2003

4 Unter Entscheid ist folgendes zu verstehen: Bei individuellen Massnah-
men/Sachleistungen (werden von den IV-Stellen individuell zugespro-
chen): eine Verfügung oder eine Mitteilung (inklusive eine leistungs-
ablehnende Verfügung!); bei Renten oder Hilflosenentschädigungen
(werden nicht direkt von der IV-Stelle, sondern von der Ausgleichskas-
se zugesprochen): die Beschlussmitteilung an die Ausgleichskasse.

5 Falls die betreffende IV-Stelle noch keinem RAD angehört, ist der medi-
zinische Dienst der IV-Stelle zuständig.

6 Schlussbericht, falls keine beruflichen Massnahmen angezeigt sind.
7 Dazu gehören etwa: Stellenprofil erfassen, Profil der versicherten Per-

son erheben, daraus Profil möglicher Stellen ableiten, Bilanz und Abma-
chungen betreffend konkretem Vorgehen, Unterstützung beim Erstellen
des Bewerbungsdossiers usw.



die getroffenen Bemühungen zur Arbeitsvermittlung
definiert: nach dem ersten Eintrag haben diese spätes-
tens alle 180 Kalendertage zu erfolgen. Dank erhöhter
Transparenz und statistischer Erfassung der Tätigkei-
ten der IV-Stellen im Bereich Arbeitsvermittlung wird
es der IV inskünftig gelingen, selbstbewusst den laten-
ten Vorwürfen (auch aus der Politik), nach erfolgrei-
cher Umschulung würde keine Stellenvermittlung be-
trieben, zu begegnen.

Zu welchen Aspekten wurden Leistungsziele zwischen
dem BSV und den IV-Stellen vereinbart?

Die erste Generation und auch noch die erste Erar-
beitungsphase der vorliegenden Leistungsziele umfass-
te neben den sogenannt quantitativen Leistungszielen
auch qualitative oder solche mit stark qualitativen Ele-
menten (Eingliederungserfolge, Rentenquote, Verfah-
rensablauf bis zur Prüfung einer beruflichen Massnah-
me). Letztlich wurde jedoch beschlossen, sich auf direkt
quantifizierbare Ziele mit klaren Leistungsmassstäben8

zu beschränken. Die qualitativen Aspekte der Arbeit
der IV-Stellen werden in den (ab 2006 jährlichen) Ge-

schäftsprüfungen beurteilt. Wie eingangs geschildert,
ist die Koppelung der Leistungsziele an ein Bonus- oder
Bonus-Malus-System nur möglich, wenn sowohl der
quantitative als auch der qualitative Aspekt der Ab-
klärungsarbeit der IV-Stellen gleichermassen gewichtet
werden. Da nun die Beurteilung des qualitativen As-
pektes nicht über die Leistungsziele, sondern über die
Geschäftsprüfungen erfolgt und letztere nicht an die
Leistungsziele gebunden sind, können die Leistungszie-
le nicht mit einem Bonus- oder Bonus-Malus-System
verknüpft werden. Dies wiederum hat zur Folge, dass
den IV-Stellen auch bei Nicht-Erreichen der Leistungs-
ziele keine direkten finanziell negativen Konsequenzen
drohen. Es handelt sich bei der vorliegenden Anwen-
dung der Leistungsziele um ein «weiches» Führungsins-
trument, das es BSV und IV-Stellen vor allem erlaubt,
die «schwachen» Bereiche zu identifizieren und im 
Gespräch mit den und innerhalb der betroffenen IV-
Stellen nach besseren Lösungen zu suchen.

Benchmarking als IV-Stellen-internes
Managementinstrument

Im Verlauf der Entwicklung der Leistungsziele IV-
Stellen 2002 ff. wurde aus dem Kreis vor allem grösse-
rer  IV-Stellen der Wunsch nach einer Statistik laut, die
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Erstmaliger Entscheid «Rente» für «Erstmalige Anmeldungen» 2001

CH = alle IV-Stellen; KT = kantonale IV-Stellen ohne IV-Stelle für Versicherte im Ausland

Lesebeispiele: Die IV-Stelle mit Nr.1 fällt 75 % ihrer Rentenentscheide innert 222 Tagen. Drei Viertel der versicherten Personen mit einem erst-
maligen Entscheid «Rente» erhalten demnach diesen nach spätestens 222 Tagen. Die IV-Stelle mit Nr. 27 fällt 75 % ihrer Rentenentscheide innert
458 Tagen. Eine versicherte Person mit erstmaligem Entscheid «Rente» wartet demnach bei der IV-Stelle mit Nr. 27 doppelt so lange auf einen
Entscheid wie eine Person, die bei IV-Stelle mit Nr.1 ist.

8 Neben den vier dargelegten Leistungszielen wurde je eines zu den 
Themen Rechnungsbearbeitung, Abklärungen an Ort und Stelle und
Pendenzenabbau formuliert.
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relativ detailliert Auskunft geben könnte über die Dau-
er der Abklärungen nach Art der IV-Leistungen (pre-
stations). Die federführenden IV-Stellen-Leiter ver-
sprachen sich davon nützliche Hinweise für die Gestal-
tung der Abläufe in ihren IV-Stellen und ein effiziente-
res Personalmanagement. Diesen Wunsch nahm das
BSV auf und entwickelte in der Folge die Statistik über
die Geschäftsabwicklung in der IV/Benchmarking (im
Folgenden Benchmarking). Damit wird jeder einzelnen
IV-Stelle ermöglicht, zu ermitteln, wo sie in Bezug auf
die Verfahrensdauer gegenüber anderen IV-Stellen
liegt. Grundsätzlich geht es darum, herauszufinden, wo
überlange Verfahrensdauern bestehen. Die Auswer-
tungen erfolgen jeweils jährlich. Folgende Kategorien
werden einem systematischen und zielgerichteten Ver-
gleich unterzogen: Erstmalige Entscheide9 / Individuel-
le Massnahmen10 / Geldleistungen11 und die entspre-
chenden Ablehnungen. Die IV-Stellen-Leiter erhalten
ab 2004 für jede der oben erwähnten Kategorien eine
Grafik plus einer Tabelle mit den absoluten Zahlen12

sowie dem Ranking13. Beim anonymisierten Beispiel
einer solchen Grafik auf Seite 335 handelt es sich um
diejenigen erstmaligen Anmeldungen aus dem Jahr
2001, die bis Ende 2002 abgeschlossen worden sind, und
nicht um alle erstmaligen Anmeldungen aus dem Jahr
2001!14

Diese Zahlen allein erklären aber die Unterschiede
noch nicht und zeigen auch nicht an, wie die Verant-
wortlichen etwas verändern können. Was es braucht, ist
ein qualitatives Benchmarking. Darunter versteht man
die fundierte Interpretation der Zahlen, weitere quali-
tative Analysen15 und vor allem den Erfahrungsaus-
tausch unter den IV-Stellen vergleichbarer Grösse.
Dieser Austausch zwecks Veränderung und Aufgleisen
von Lernprozessen kann gar nicht hoch genug einge-
schätzt werden. Dabei wird nach den Gründen der un-
terschiedlichen Dauer für die Abklärung eines und des-
selben Leistungsbegehrens gesucht. Wie ist es – um bei
unserem Beispiel zu bleiben – der IV-Stelle mit der
Nummer 1 gelungen, in 75 % der Fälle innert 222 Tagen
einen Rentenentscheid zu haben, während die IV-Stel-
le mit der Nummer 27 dafür doppelt so viel Zeit
braucht?16 Was kann die IV-Stelle mit der Nummer 27
daraus lernen? Die Ursachenanalyse wird eine genaue
Überprüfung der Strukturen und der Geschäftsprozes-
se zur Folge haben, um von den Organisationsprinzipi-
en der «besseren» IV-Stelle für die Optimierung der
eigenen Struktur und Ablauforganisation zu profitie-
ren. Es versteht sich von selbst, dass die Analyse von
längerfristigen Entwicklungen nur möglich ist, wenn
das Benchmarking kontinuierlich und institutionalisiert
gemacht wird. Deshalb werden die Analysen, Grafiken
und Tabellen im jährlichen Auswertungsbericht über
die Geschäftstätigkeit der IV-Stellen veröffentlicht
werden. 

Leistungsziele und Benchmarking als Beitrag des BSV
zur Verkürzung der IV-Verfahrensdauer

Das BSV kann nicht direkt in die interne Organisati-
on der IV-Stellen eingreifen. Es muss jedem IV-Stellen-
Leiter, jeder IV-Stellen-Leiterin überlassen bleiben, die
eigene Organisationsstruktur und die Abläufe so zu ge-
stalten, dass die Entscheide materiell richtig und in
einem vernünftigen Zeitrahmen gefällt werden. Pflicht
der Aufsichtsbehörde ist es jedoch, dafür zu sorgen,
dass die Entscheide nach der selben Lehre (unité de
doctrine) und in einem für die ganze Schweiz an-
nähernd ähnlichen Zeitrahmen gefällt werden. Bei der
Festlegung dieses ungefähren Zeitrahmens erfolgt die
Orientierung weder an der «schnellsten» noch an der
«langsamsten» IV-Stelle. Bei den Leistungszielen – als
Führungsinstrument einerseits für das BSV, andrerseits
auch für die IV-Stellen-Verantwortlichen – wurden die
Standards aufgrund der Erfahrung der letzten Jahre
(vgl. auch den Beitrag Ventrice/Merckx auf S. 318) und
nach intensiven Diskussionen mit den IV-Stellen fest-
gelegt. Das qualitative Benchmarking soll zum «Lernen
vom Besten» anregen. Durch den systematischen Ver-
gleich mit anderen Geschäftsprozessen soll und kann
die eigene Leistungsfähigkeit erhöht werden. Auf die
Verfahrensdauer bezogen heisst das, dank verbesserter
Abläufe und bedarfsgerechtem Einsatz der personellen
Ressourcen wird die Verfahrensdauer bei materiell
gleich bleibender guter Qualität verkürzt. Erste posi-
tive Resultate dürften sich in den Auswertungen in zwei
bis drei Jahren niederschlagen.

Adelaide Bigovic-Balzardi, lic. phil. hist., Geschäftsfeld Invaliden-
versicherung, Dienst Projekte und Spezialaufgaben, BSV; E-Mail:
adelaide.bigovic@bsv.admin.ch
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9 Verglichen wird: Innert wie vielen Tagen nach Eingang der Anmeldung
liegt in 25 %, in 50 % oder in 75 % der erstmaligen Anmeldungen ein
Entscheid im Sinne einer Verfügung, einer Mitteilung (individuelle
Massnahmen) oder eine Beschlussmitteilung an die Ausgleichskasse
(Renten oder Hilflosenentschädigung) oder eine Ablehnung des Leis-
tungsbegehrens vor?

10 Verglichen wird: Innert wie vielen Tagen nach Eingang der Anmeldung
liegt in 25 %, in 50 % oder in 75 % der erstmaligen Anmeldungen ein
Entscheid aus den Bereichen medizinische Massnahmen, berufliche
Massnahmen, Arbeitsvermittlung, Hilfsmittel und Kapitalhilfe vor?

11 Verglichen wird: Innert wie vielen Tagen nach Eingang der Anmeldung
liegt in 25 %, in 50 % oder in 75 % der erstmaligen Anmeldungen ein
Entscheid aus den Bereichen Rente und Hilflosenentschädigung vor?

12 Anzahl erstmaliger Anmeldungen, Anzahl Fälle mit der betrachteten
Leistung (absolut und prozentual), Quartilszahlen (wie in Grafik), Rang
pro Quartil, Rangsumme und Ranking.

13 Es handelt sich hier um eine Rangliste, die die Auswertung sämtlicher
Leistungsziele berücksichtigt.

14 Ein Aussage über sämtliche Anmeldungen eines Jahres liesse sich erst
dann machen, wenn auch die allerletzte Anmeldung abgeschlossen
wäre. Zur Erläuterung: Anmeldungen aus dem Monat Dezember 2001
mit einer üblichen mittleren Verfahrensdauer von über 365 Tagen 
können zwangsläufig per Ende 31.12.2002 nicht abgeschlossen sein.

15 Z.B. die Berichte zur Prüfung der materiellen Geschäftsführung.
16 Dieser direkte Vergleich ist aber nur zulässig, wenn es sich bei den bei-

den IV-Stellen um solche mit vergleichbarer Grösse handelt!
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Notwendige Weichenstellungen in der IV

Die Rentenexplosion1 dürfte zu einem wesentlichen
Teil durch das lange Verfahren und dessen einseitig
medizinische Ausrichtung begünstigt worden sein.
Gegensteuer liesse sich durch ein Früherfassungs- und
Präventionsverfahren geben.

Zentral ist die Frage nach dem Warum dieser «Renten-
explosion». Von der Antwort hängt ab, ob Gegenmass-
nahmen zu treffen sind und in welche Richtung sie zu
zielen haben.

Ursachen: Zahlreiche Erklärungsversuche

Sowohl in der (spärlichen) Fachliteratur als auch in
publizierten Ansichten von Politikern,2 Lobbyisten und
andern Meinungsmachern findet sich ein ganzer Strauss
von Erklärungsversuchen.3

Generell fällt auf, wie monokausal die Erklärungs-
versuche häufig ausfallen («die Ursache ist die Arbeits-
welt»), wie oft übertrieben wird («es gibt keine einfa-
chen Arbeitsplätze mehr»), wie unverfroren die ter-
ribles simplificateurs agieren («es sind die scheininvali-
den Ausländer»), wie einseitig finanziell argumentiert
und kaum je die Überlegenheit der Eingliederung ge-
genüber der Rente in humaner Hinsicht hervorgehoben
wird. Interessant ist auch, von was nicht gesprochen
wird: beispielsweise von der Schadenminderungs- und
Eingliederungspflicht – besser: Eingliederungsfähigkeit
– der versicherten Personen; oder davon, dass vom 
Versicherten verlangt werden darf, im Rahmen der 
Zumutbarkeit gesundheitliche Unpässlichkeiten, ein-
schliesslich leichter Schmerzen, entschädigungslos zu
ertragen.

Ein Erklärungsversuch

Die verschiedenen Erklärungsversuche sind nun al-
lerdings einfacher zu kritisieren als durch bessere zu er-
setzen! Auch die hier vorgetragene Sichtweise ist mit
Unsicherheiten behaftet.4 Als mehr oder weniger sicher
kann einzig die Feststellung gelten, dass es um mul-
tikausale Zusammenhänge geht, dass sich also einglei-
sige Sichtweisen auf jeden Fall verbieten.

Auf die Frage nach den Ursachen der Rentenzunah-
me gibt es theoretisch drei mögliche Antworten. Ers-
tens: Das Rentenwachstum reflektiert eine objektive
Zunahme von invalidisierenden Unfällen und Erkran-
kungen, so etwa wegen des steigenden Durchschnittsal-
ters der Bevölkerung oder infolge eines sehr weit ge-
wordenen Krankheitsbegriffes. Zweitens: Sie ist Aus-
druck eines «Nachholbedarfs», weil gewisse Krankhei-
ten oder Unfallfolgen mit modernen Methoden erst-
mals überhaupt diagnostiziert werden können, ein etwa
in Anwaltskreisen gehörtes Argument. Drittens: Die
Zunahme geht auf invaliditätsfremde, weil nicht ge-
sundheitsrelevante Gründe zurück.5

1 Rentenausgaben 1980: 1,374 Mrd. Fr.; 2001: 5,601 Mrd. Fr.; Zunahme
des Rentenaufwands 2002: 390 Mio. Fr.; vgl. BSV, Sozialversicherungs-
Statistik, in: CHSS 2003 S. 174 sowie BSV, IV-Statistik, S. 31.

2 Einfachheitshalber wird nur die männliche Form verwendet.
3 So z.B. die harte, (psychisch) krankmachende Arbeitswelt, das verant-

wortungslose Verhalten von Arbeitgebern, das Fehlen von einfachen Ar-
beitsplätzen, die hohe Ärztedichte, Simulation und Betrug, Mobbing
am Arbeitsplatz, mangelhafte Qualität ärztlichen und anwaltlichen Tuns
und Lassens, bürokratische IV-Stellen.

4 Sie beruht hauptsächlich auf dem Studium der Literatur sowie auf Ge-
sprächen mit Haus- und Vertrauensärzten, Psychiatern, Rehabilitations-
fachleuten, Arbeitgebern, Mitarbeitern von Invaliden-, Kranken- und
Unfallversicherern sowie Geschädigtenanwälten.

5 Invalidität (Art. 8 ATSG, Art. 4 IVG) setzt einen Gesundheitsschaden 
voraus. Invaliditätsfremd sind die Gründe dann, wenn sie nichts mit 
Gesundheitsschäden zu tun haben: kulturelle Anpassungs- und Sprach-
schwierigkeiten, familiäre Probleme, Probleme am Arbeitsplatz,Arbeits-
losigkeit usw.

Erwin Murer und Basile Cardinaux
Universität Freiburg

Es gibt theoretisch drei mögliche Ant-
worten für die starke Rentenzunahme.



Verschiedene Indizien sprechen dafür, dass wohl alle
drei Gründe zusammen eine Rolle spielen, dass aber
die invaliditätsfremden Gründe im Ergebnis klar domi-
nieren. Zur Begründung gehen wir von folgender
Hauptthese aus: Obwohl der «Ausgangs-Sachverhalt»,
der die versicherte Person zu den ersten Arztbesuchen
führt, sehr häufig eine Mischung von gesundheitlichen
und nichtgesundheitlichen Problemen darstellt, ist der
heutige Verfahrensablauf 6 völlig einseitig medizinisch
geprägt.

Dieses Verfahren ist u.E. die eigentliche «Erbsünde»,
welche die heutige Situation prägt. Am stärksten trei-
ben die so genannten Versicherungsfälle unklarer Kau-
salität die Rentenzahlen in die Höhe,7 und zwar
hauptsächlich deshalb, weil der das Verfahren auslö-
sende Ausgangs-Mischtatbestand nur medizinisch und
nicht auch in Bezug auf seine nichtmedizinischen Ele-
mente diagnostiziert wird. Dies führt zu einer verhäng-
nisvollen Etappierung des Ablaufs: Zunächst wird mo-
natelang nach einer medizinischen Ursache gesucht, die
man schlussendlich nicht findet bzw. nur vage zu diag-
nostizieren vermag. Erst im Anschluss daran, ohne je
die nichtmedizinischen Ausgangsursachen seriös abge-
klärt, geschweige denn angepackt zu haben, erfolgt die

Anmeldung bei der IV. Dem medizinischen Ansatz
kommt somit absolute Priorität zu. Man stellt nicht in
Rechnung, dass die Abklärerei selber «krank zu ma-
chen» vermag, indem sie den Versicherten vom Er-
werbsleben fernhält, was Gift für die (Wieder)Einglie-
derung ist.8

Diese verfehlte Weichenstellung hat zwei gravierende
Konsequenzen:

Erstens besteht für den Arbeitgeber wenig Anlass,
mit den ihm zur Verfügung stehenden Mitteln den Ver-
sicherten am Arbeitsplatz zu halten, obwohl dies die
wirkungsvollste Prävention wäre. Gerade die eindrück-
lichen Gegenbeispiele, wo Betriebe durch ein ausgeklü-
geltes Absenzenmanagement Arbeitnehmer von der
«medizinischen Schiene» wegbringen und am Arbeits-
platz zu halten vermögen, bestätigen die These, wonach
der Ausgangs-Sachverhalt in der Regel nicht einzig als
reiner Gesundheitsschaden betrachtet werden darf, und
dass Massnahmen am Arbeitsplatz am wirksamsten
wären, den «blauen Weg» zu vermeiden.

Zweitens erfolgt die Anmeldung bei der IV in einem
an Absurdität grenzenden Masse verspätet. Im Schnitt
erfolgt sie nach Ablauf von deutlich über 12 Monaten
nach den ersten Arztbesuchen.9 Das darf nicht einfach
der Ärzteschaft angelastet werden. Die Verantwortung
liegt beim Gesetzgeber, der nicht für eine parallele Ab-
klärung der medizinischen und nichtmedizinischen
Faktoren sorgt und die Verfahrenshoheit ausschliess-
lich in die Hand der Versicherten, ihrer Ärzte und zu-
nehmend auch ihrer Anwälte legt.

Die einseitig medizinische Ausrichtung führt zu ent-
sprechend einseitig abgestützten und deshalb mangel-
haften zweiten und dritten Arbeitsunfähigkeitszeugnis-
sen. Der Arzt ist ja im Grunde genommen für die Er-
stellung solcher Zeugnisse gar nicht in der Lage, weil er
die nichtmedizinischen Faktoren nicht abzuklären ver-
mag. Das herrschende blinde und faktisch erzwungene
Vertrauen in die Arbeitsunfähigkeitszeugnisse steht
umgekehrt proportional zu deren wirklicher Qualität.

Für den historischen Gesetzgeber der Fünfzigerjahre
des letzten Jahrhunderts standen praktisch ausschliess-
lich die physischen und geistigen10 Gesundheitsschäden
im Vordergrund. Die psychischen Störungen kannte er
kaum. Die zeitliche Etappierung – zuerst medizinische
Abklärung und Heilung, anschliessend Rehabilitation
und am Ende allenfalls die Berentung – bereitete des-
halb kaum Probleme. Mit dem massenhaften Aufkom-
men der Versicherungsfälle unklarer Kausalität hat sich
die Situation grundlegend verändert: die zeitliche Etap-
pierung wirkt rententreibend. Gewandelt hat sich ent-
sprechend auch die Auffassung von der IV: Sie wird
heute von praktisch allen beteiligten Akteuren nicht
mehr als die «am Anfang stehende» Spezialistin für die
rasche Eingliederung betrachtet, sondern als Renten-
versicherung, die ganz am Schluss – vor der Sozialhilfe
– zum Zuge kommt.

Selbstverständlich tragen noch zahlreiche weitere,
teilweise interdependente Faktoren zum «Rentenprob-
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Die Anmeldung bei der IV erfolgt in
einem an Absurdität grenzenden Masse
verspätet.

6 Verfahren im informellen Sinn, das mit dem ersten Arztbesuch einsetzt;
es handelt sich noch nicht um das nichtstreitige oder gar streitige so-
zialversicherungsrechtliche Verfahren i.S. des ATSG bzw. der Einzel-
gesetze.

7 Es handelt sich hauptsächlich um die psychischen Krankheiten sowie
Erkrankungen an Knochen und Bewegungsorganen, Stichwort «soma-
toforme Störungen», einschliesslich Rückenbeschwerden. Diese Fälle
dominieren die «Krankheiten», die im Jahre 2002 für 78 % der Ge-
samtausgaben der IV verantwortlich sind (davon 34 % psychische Lei-
den, exkl. somatoformer Störungen). Die restlichen 22 % gehen auf das
Konto Unfälle (10 %) und Geburtsgebrechen (12 %). Vgl. BSV, IV-Sta-
tistik, S. 18.

8 Internationale Vereinigung für soziale Sicherheit,Wer zur Arbeit zurück-
kehrt und warum, Erkenntnisse und Auswirkungen einer neuen Studie
über Arbeitsunfähigkeit und Wiedereingliederung für die Politik, Zu-
sammenfassung, Genf 2002, S.16.

9 Laut einer internen Studie der IV-Stelle BE wird der Fall durchschnittlich
ganze 11/2 Jahre nach den ersten Arztbesuchen gemeldet.

10 Unter geistigen Störungen sind mangelnde intellektuelle Entwicklun-
gen oder erworbene Schädigungen zu verstehen; BBl 2001 3263.



lem» bei.11 Doch die Dauer und die «Medizinlastigkeit»
des Verfahrens bzw. der Arbeitsunfähigkeitsabklärung
dürften die wichtigsten Gründe sein.12

Lösungsansätze

Die Lösungsansätze ergeben sich aus der Ursachen-
analyse. In erster Linie ist dafür zu sorgen, dass der Ab-
klärung der nichtmedizinischen Faktoren des Aus-
gangs-Mischtatbestandes die gleich grosse Bedeutung
zukommt wie der medizinischen. Je früher die Arbeits-
fähigkeit der betroffenen Person abgeklärt wird, desto

eher kann sie ihren Arbeitsplatz halten bzw. desto er-
folgversprechender gestaltet sich die Wiedereingliede-
rung.13 Es ist in erster Linie an Arbeitnehmer und Ar-
beitgeber, für die Erhaltung des Arbeitsplatzes besorgt
zu sein. So kann ein kluges Absenzenmanagement viel
bewirken.14 Der Arbeitgeber sollte nicht dazu gezwun-
gen werden, doch ist zu überlegen, wie für ihn ein Tätig-
werden in diesem Bereich attraktiv gestaltet werden
könnte.

Seitens der IV ist ein Früherfassungs- und Präventi-
onsverfahren denkbar: Versicherte, die innerhalb einer
Rahmenfrist von sechzig Tagen länger als dreissig Tage

arbeitsunfähig sind, keine Leistungen der UV erhal-
ten15 und nicht aufgrund von Mutterschaft an der Ar-
beit verhindert sind, müssen sich bei einer zu schaffen-
den Früherfassungs- und Präventionsstelle der IV
(FPIV) zur Abklärung der Arbeitsfähigkeit melden. Je
nachdem, wer ihnen Leistungen ausrichtet – Arbeitge-
ber oder (KVG- oder VVG-)Krankentaggeldversiche-
rer –, fordert den Versicherten zur Anmeldung auf. Die
FPIV meldet dem Leistungsausrichter die Anmeldung.
Erfolgt die Meldung nicht innert gegebener Frist, kann
der Leistungsausrichter seine Leistungen kürzen oder
einstellen. Gleiches gilt, wenn der Versicherte sich der
Abklärung durch die FPIV widersetzt oder entzieht.
Die FPIV untersucht den Versicherten interdisziplinär.
Sie klärt also auch ab, ob nichtmedizinische Aspekte
die Arbeitsfähigkeit des Versicherten beeinträchtigen.

Gelangt die FPIV zum Ergebnis, dass der Versicher-
te arbeitsfähig ist, meldet sie dies dem Leistungsaus-
richter. Gleichzeitig kann sie dem Versicherten bei der
Arbeitsplatzerhaltung oder der Suche eines geeigneten
Arbeitsplatzes helfen. Sie nimmt ausserdem eine koor-
dinierende Aufgabe wahr und weist den Versicherten
gegebenenfalls an andere Versicherungsträger weiter.
Sie vermittelt ihm auch geeignete private oder öffentli-
che Stellen, die ihn bei der Lösung der nichtmedizini-
schen Probleme assistieren.

Stellt die FPIV fest, dass der Versicherte arbeitsunfä-
hig ist, so wird dies dem Leistungsausrichter ebenfalls
bescheinigt. Je nachdem hält die FPIV den Versicher-
ten an, sich bei der zuständigen IV-Stelle für «ordentli-
che» IV-Leistungen anzumelden.

Ob sich mit einem solchen Verfahren die Wachs-
tumsdynamik bei den IV-Renten tatsächlich brechen
lässt, bleibt natürlich offen. Die eingangs vorgenomme-
ne Ursachenanalyse weist aber deutlich in Richtung
Frühintervention. Der Geltungsbereich der IV würde
damit ausgeweitet; sie erlangte damit endlich jene Be-
deutung, die ihr ursprünglich zugedacht war: weniger
Rentenzahlstelle als vielmehr Eingliederungsspezialis-
tin zu sein. Die Rehabilitationsfachleute der IV könn-
ten schliesslich beweisen, was möglich ist, wenn sie
rechtzeitig zum Zug kommen.

Sollte die Politik der IV die Chance zur Frühinter-
vention gewähren, so muss sie sie packen. Es wird ihre
letzte sein. Ansonsten würden drastische Massnahmen
unumgänglich, namentlich in der Definition des sach-
lichen Anwendungsbereichs der IV (Ausschluss be-
stimmter Gesundheitsschäden). Es steht also einiges
auf dem Spiel.

Erwin Murer ist Professor für Arbeits- und Sozialversicherungs-
recht an der Universität Freiburg/CH; Basile Cardinaux ist 
Diplomassistent am Lehrstuhl von E. Murer;
E-Mails: erwin.murer@unifr.ch, basile.cardinaux@unifr.ch.
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Es ist dafür zu sorgen, dass der Ab-
klärung der nichtmedizinischen Fakto-
ren die gleich grosse Bedeutung zu-
kommt wie jener der medizinischen
Faktoren.

11 Z.B. Mängel in der Qualität des Handelns der beteiligten Akteure (Ärz-
te u. Anwälte), mangelnde Rechtskenntnisse, unterdotierte IV-Stellen,
zu wenig griffige Rechtsprechung (zu vage Kriterien bei Zurechnungs-
entscheiden; verfahrensverzögerndes Zurückweisen zu medizinischen
Neubeurteilungen, obschon zahllose Untersuchungen stattgefunden
haben und von neuen Untersuchungen nichts mehr zu erwarten ist), ein
zu umfassendes Beschwerderecht, zumal dessen Ausübung mit keinem
finanziellen Risiko verbunden ist.

12 Zum Ganzen MURER, Die UV- und IV-rechtliche Auseinandersetzung
mit reaktiven psychischen Störungen: eine Zwischenbilanz, in: MURER
(Hrsg.), Freiburger Sozialrechtstag 2002 – Psychische Störungen und
die Sozialversicherung, Bern 2002, S.1ff.

13 Vgl. etwa MOERI, Incapacité de travail, invalidité et prévention: le rôle
du médecin, in: DARIOLI (Hrsg.), L’invalidité en souffrance, Genf 1999,
S. 79ff. oder NZZ vom 21./22. Juni 2003, Nr. 141, S.13.

14 Vgl. oben.
15 Die UV-Versicherten werden der UV sehr rasch gemeldet und befinden

sich so in einem formellen Verfahren.



vorsorge

Die Vorgeschichte 

Die Vorarbeiten für die 11. AHV-
Revision setzten schon bald nach In-
Kraft-Treten der 10. Revision ein.
Im August 1998 eröffnete der Bun-
desrat die Diskussion mit der Ver-
öffentlichung der Revisionspläne
(CHSS 1998 S. 240). Die zwei
Hauptziele hiessen:
• Finanzierung der AHV auf mitt-

lere Frist sicherstellen;
• Umfassende Flexilisierung des Ren-

tenalters mit sozialer Abfederung.
Die gleichen Ziele lagen auch dem

Entwurf zugrunde, den der Bundes-
rat mit Botschaft vom 2. Februar
2000 präsentierte (CHSS 2/2000
S. 5). In einer Sondersession im Mai
2001 verabschiedete der Nationalrat
die Vorlage ohne allzu grosse Ab-
weichungen vom Entwurf des Bun-
desrates (CHSS 2001 S.137). Aus
dem Stimmenverhältnis von 62 Ja zu
60 Nein bei 63 Enthaltungen in der
Schlussabstimmung wurde deutlich,
dass die getroffene Lösung auf gros-
se Vorbehalte stiess. Von linker Sei-
te war für die Erleichterung des
Rentenvorbezugs ein finanzieller
Rahmen von 800 Mio. Franken be-
antragt worden. Nur mit Stichent-
scheid des Ratspräsidenten wurde –
in Übereinstimmung mit dem Bun-
desrat – die billigere Variante mit
400 Mio. Franken gewählt. Dass
selbst diese Lösung zwei Jahre spä-

ter auf eine blosse Übergangsrege-
lung zugunsten der Frauen reduziert
würde, hätte damals niemand für
möglich gehalten. 

Die Kernpunkte

• Ab 2009 Rentenalter 65 für alle.
• Erleichterter Vorbezug der Rente

nur für Frauen der Übergangsge-
neration.

• Abschaffung der Witwenrente für
kinderlose Witwen.

• Erhöhung der Waisenrente und
Herabsetzung der Witwen-/Wit-
werrente.

• Anpassung der Renten alle drei
statt alle zwei Jahre.

• Einsparungen: 927 Mio. Franken.

Rentenalter

Das ordentliche Rentenalter wird
Anfang 2009 auch für Frauen auf 65
Jahre festgesetzt und damit jenem
der Männer gleichgestellt. Aufgrund
der 10. AHV-Revision steigt das
Rentenalter der Frauen ab 2005 be-
reits von 63 auf 64 Jahre. Mit der Er-
höhung auf 65 Jahre spart die AHV
445 Mio. Franken.

Das ordentliche Rentenalter der
AHV für Frauen ist auch massge-
bend für die BVG-Rente in der be-
ruflichen Vorsorge. 

Rentenvorbezug

Frauen und Männer können ab 59
Jahren eine halbe und ab 62 Jahren
eine ganze Rente vorbeziehen.

Grundsätzlich werden die Renten
beim Vorbezug nach versicherungs-
technischen Regeln lebenslang ge-
kürzt. Eine reduzierte Kürzung wur-
de nur für Frauen der Übergangsge-
neration beschlossen: Für Frauen
der Jahrgänge 1948 bis 1952 beträgt
die Kürzung 3,4 %, wenn die Rente
mit 64 statt mit 65 Jahren bezogen
wird. Um zwei oder drei Jahre vor-
bezogene Renten werden auch für
Frauen voll gekürzt.

Witwenrente

Die Witwenrente wird für kin-
derlose Witwen schrittweise abge-
schafft. Laufende Renten bleiben je-
doch unangetastet. 

Eine Sonderregelung gilt für kin-
derlose Witwen, die fünf Jahre ver-
heiratet und beim Tod des Ehepart-
ners älter als 45 Jahre alt waren: sie
erhalten eine Entschädigung im Be-
trag einer Jahresrente.

Im Weiteren wird die Witwenren-
te nach sechs Jahren schrittweise
von 80 % auf 60 % gesenkt. 

Neu ist auch die Bestimmung, wo-
nach der Anspruch einer geschiede-
nen Person auf eine Witwen- oder
Witwerrente einen Unterhaltsbei-
trag im Scheidungsurteil voraussetzt.  

Waisenrente

Im Gegenzug zur Absenkung des
Ansatzes der Witwenrente wird die
Waisenrente schrittweise von 40 %
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Die 11. AHV-Revision ist unter Dach

Die eidgenössischen Räte haben in ihrer letzten Session der Legislatur
1999/2003 die 11. Revision des AHV-Gesetzes1 verabschiedet. Die
Vorlage weicht in wichtigen Punkten vom Entwurf des Bundesrates aus
dem Jahre 2000 ab. Voraussichtlich werden die Stimmbürger/innen im
kommenden Jahr Gelegenheit haben, sich zur Gesetzesrevision zu
äussern, da zurzeit Unterschriften für ein Referendum gesammelt
werden. Nachfolgend eine kurze Übersicht.

Aus dem Geschäftsfeld Alters- und Hinterlassenenvorsorge des BSV

1 Der Wortlaut des revidierten Gesetzes ist
publiziert in BBl 2003 6629.



auf 60 % erhöht, beginnend ab dem
6. Jahr nach Inkrafttreten der
11. AHV-Revision. 

Teuerungsanpassung

Die AHV-Renten werden nur
noch alle drei statt alle zwei Jahre
der Lohn- und Preisentwicklung an-
gepasst, sofern die Teuerung nicht
4 % übersteigt. Massgeblich für die
Rentenanpassung bleibt der Misch-
index, der je zur Hälfte die Löhne
und die Preise berücksichtigt. Zeich-
net sich ab, dass der AHV-Fonds un-
ter den Betrag von 70 % einer Jah-
resausgabe fällt, so darf eine solche
Anpassung nur erfolgen, nachdem
Volk und Stände eine Anhebung 
des Mehrwertsteuersatzes zuguns-
ten der AHV beschlossen haben. Ist
diese Voraussetzung nicht erfüllt, so
beantragt der Bundesrat, dass die
Renten nur der Preisentwicklung
anpepasst werden. 

Beiträge der Versicherten

Die Lohnbeiträge bleiben allge-
mein unverändert. Hingegen wird
der Freibetrag von monatlich 1400
Franken, auf dem erwerbstätige Al-
tersrentner bisher keine Beiträge
bezahlen mussten, aufgehoben. 

Der Finanzierungsbeschluss

In einem besonderen Bundesbe-
schluss2 wird auf Verfassungsstufe

die Grundlage für die Erhebung
eines Zuschlags von maximal 1 Pro-
zentpunkt zugunsten der AHV und
von 0,8 Prozentpunkten zugunsten
der IV geschaffen. Die Erhöhung
für die AHV dürfte um das Jahr
2010 notwendig sein. Der Beschluss
unterliegt dem obligatorischen Re-
ferendum und wird voraussichtlich
zusammen mit der 11. AHV-Revi-
sion den Stimmbürgern vorgelegt. 

Mit dem neuen Finanzierungsbe-
schluss wird zugleich die alte Streit-
frage des Bundesanteils an den
MWST-Zuschlägen klar geregelt.
Der Bund erhält vom MWST-Ertrag
für die AHV einen Anteil, welcher
höchstens seinem prozentualen An-
teil an den Ausgaben dieser Versi-
cherung entspricht (zurzeit sind es
17 %). Bei der IV entspricht der
Bundesanteil höchstens 15 % des
Ertrags aus dem MWST-Zuschlag
zugunsten der IV.

Finanzielle Bilanz der Revision

Die 11. AHV-Revision führt per
saldo zu Einsparungen von 927 Mio.
Franken. Diese setzten sich wie folgt
zusammen: 
Einsparungen auf der Leistungsseite
Rentenalter Frauen 445 
Witwen-/Witwer-/Waisenrente3 250
Rhythmus Rentenanpassung 150 
Mehraufwendungen
Berücksichtigung Beiträge 
im Rentenalter4 120
Mehreinnahmen
Aufhebung Freibetrag Rentner 202
Saldo Einsparungen 927

Die Kosten für den erleichterten
Rentenvorbezug der Frauen fehlen
in dieser Rechnung, da es sich dabei
nur um eine Übergangsregelung
handelt, die bloss für Frauen der
Jahrgänge 1948 bis 1952 gilt. 

Referendum in Sicht

Nachdem nun das vom Bundesrat
selbst formulierte zweite Ziel der
Revision, eine sozial abgefederte
Flexibilisierung des Rentenalters,
verfehlt wurde, erstaunt es nicht,
dass von der politischen Linken das
Referendum ergriffen wird. Die So-
zialdemokratische Partei und die
Partei der Grünen  sowie die Ge-
werkschaften sind daran, Unter-
schriften zu sammeln. Das Schwei-
zervolk wird sich voraussichtlich im
Mai 2004 zur Gesetzesrevision äus-
sern können. 
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2 Bundesbeschluss über die Finanzierung der
AHV/IV durch Anhebung der Mehrwert-
steuersätze, vom 3. Oktober 2003 (BBl 2003
6589).

3 Im Einsparungsposten Witwenrenten (250
Mio.) sind der Wegfall der Witwenrenten für
Kinderlose, die Herabsetzung der Witwenren-
ten und die Anhebung der Waisenrenten ge-
samthaft eingerechnet.

4 Die im Rentenalter entrichteten Beiträge kön-
nen neu die Rentenhöhe beeinflussen, soweit
nicht schon vor Eintritt ins Rentenalter An-
spruch auf die Maximalrente erworben wur-
de. Dadurch erwartet man Mehrausgaben
von 120 Mio. Franken.



vorsorge

Das Parlament hat in diese Revision
verschiedene Punkte aufgenommen,
die der Bundesrat nicht eingeschlos-
sen hatte, da er vor allem eine Kon-
solidierung des Systems und nicht 
eine umfassende Neuregelung beab-
sichtigt hatte. Bei vielen Vorsorge-
einrichtungen sind manche der ge-
setzlichen Neuerungen aber bereits
seit längerem in ihren Reglementen
verwirklicht (zum Beispiel Wit-
werrente, Viertels-Invalidenrente,
Transparenz usw.), bei anderen wer-
den in einigen Bereichen grössere
Veränderungen vorzunehmen sein. 

Hauptpunkte der Revision1

Herabsetzen der Eintrittsschwelle
auf 18 990 Fr. (bisher 25 320 Fr.) 

Alle Arbeitnehmenden, denen ein
Arbeitgeber einen Jahreslohn von

mindestens 18 990 Fr. bezahlt, sollen
in Zukunft obligatorisch in der be-
ruflichen Vorsorge versichert sein.
Dadurch werden rund 100 000 Per-
sonen neu versichert werden; die
meisten davon Frauen. Bei Jahres-
löhnen zwischen 18 990 und 25 320
Fr. wird ein Mindestbetrag von 3165
Fr. versichert.

Herabsetzen des Koordinationsabzu-
ges auf 22 155 Fr. (bisher 25 320 Fr.)

Für alle bereits obligatorisch Ver-
sicherten wird der Lohnanteil, der
versichert ist und auf dem die
Beiträge berechnet werden (koordi-
nierter Lohn), erhöht. Dadurch soll
bis zum Rentenalter mehr Guthaben
angespart werden, damit die Jahres-
renten im Vergleich zur jetzigen Re-
gelung möglichst stabil bleiben, ob-
wohl der Umwandlungssatz gesenkt
wird (vgl. Abb.1 S. 343). 

Senkung des Umwandlungssatzes
Bei Erreichen des Rentenalters

wird das angesparte Guthaben in 
eine Jahresrente umgerechnet. Der
Prozentsatz (Umwandlungssatz),
der dabei angewandt wird, sollte es
im Durchschnitt erlauben, dass mit
diesem Guthaben und den Erträgen,
die darauf noch erzielt werden, die
Renten bis ans Lebensende finan-
ziert werden können. Dieser Um-
wandlungssatz beträgt seit Inkraft-
treten des BVG 7,2 %. Da seither
die durchschnittliche Lebenserwar-
tung der Rentner zugenommen hat2,
also pro Rentner durchschnittlich
mehr Jahresrenten ausgerichtet wer-
den müssen, wird der Umwand-
lungssatz gesenkt. Wie stark er ge-
senkt werden soll und wie lange die
Übergangszeit dauern soll, die dafür
zur Verfügung steht, wurde von den
Parlamentariern intensiv diskutiert,
nicht zuletzt unter dem Aspekt, wie
man gleichzeitig die Höhe der Jah-
resrenten sichern kann (vgl. links,
Koordinationsabzug). Das Parla-
ment hat sich schliesslich auf einen
Umwandlungssatz von 6,8 % geei-
nigt, der durch eine schrittweise Ab-
senkung über zehn Jahre hinweg er-
reicht werden soll. 

Der Bundesrat soll ab 2011 alle
zehn Jahre einen Bericht über den
Umwandlungssatz erarbeiten. Ge-
gen Ende der Beratungen haben die
Parlamentarier den Bundesrat noch
zusätzlich mit einem Vorstoss3 be-
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Das Parlament verabschiedet die 1. BVG-Revision

Am 3. Oktober 2003 haben National- und Ständerat nach langen
Vorarbeiten und zum Teil intensiven Beratungen im Parlament die 
1. BVG-Revision angenommen. Bei wichtigen Punkten (z.B. beim
Umwandlungssatz, dem versicherten Lohn) war intensiv um einen
Kompromiss gerungen worden, der nun von allen Parteien getragen
wird. Die erste BVG-Revision schliesst die Arbeiten aber nicht endgültig
ab: für einige grundlegende Fragen wurden bereits neue Arbeiten
aufgegleist.

Beatrix Schönholzer Diot
Geschäftsfeld Alters- und Hinterlassenenvorsorge, BSV

1 Link und Weg zu den vollständigen Texten:
Bundesblatt: www.bk.admin.ch/ch/d/ff, Text
1. BVG-Revision: 2003, Nr. 40, 6653; Text
11. AHV-Revision: 2003, Nr. 40, 6629.

2 Auch andere biometrische Daten (z.B. Anzahl
der Hinterbliebenen und ihr Alter) haben sich
verändert, diese haben jedoch weniger starke
finanzielle Auswirkungen auf die Vorsorge-
einrichtungen).

3 Motion der Kommission für soziale Sicherheit
und Gesundheit des Ständerates (Mo
03.3438) «Für einen verbesserten Schutz des
Vertrauens in die berufliche Vorsorge».



auftragt, gleich anschliessend an die
1. BVG-Revision die Berechnung
des Umwandlungssatzes, vor allem
die Grundlagen, auf die man sich da-
bei stützt, nochmals eingehend zu
überprüfen.

Regelmässige Überprüfung und
Anpassung des Mindestzinses

Die Vorsorgeeinrichtungen müs-
sen jedem Versicherten auf seinem
Guthaben4 einen gesetzlich vorge-
schriebenen Zins (BVG-Mindest-
zins) berechnen. Von 1985 bis Ende
2002 lag dieser Zinssatz bei 4 %. Die
erstmalige Herabsetzung auf den
1. Januar 2003 hat eine breite Dis-
kussion ausgelöst und das Parlament
veranlasst, das Verfahren genauer
zu regeln. Der Mindestzins soll in
Zukunft mindestens alle zwei Jahre
überprüft werden und viel stärker
auf Erträge abstellen, die tatsächlich
erwirtschaftet werden können.

Neuerungen bei den Leistungen
• Witwerrente: Witwer werden zu

den gleichen Bedingungen Leis-
tungen bekommen wie Witwen.
(Da im BVG – anders als in der
AHV –  ausser bei Scheidung kein
Splitting der Guthaben auf die
beiden Ehegatten stattfindet, soll
die Rente für den überlebenden
Ehegatten nicht etwa abgeschafft
werden.)

• Überobligatorische Hinterlassenen-
leistungen: Das BVG definiert
neu, für welche Personen die Reg-
lemente beim Tod eines Versi-
cherten Leistungen vorsehen kön-
nen. Dies betrifft insbesondere
überlebende Konkubinatspartner,
sofern das Konkubinat mindes-
tens die letzten fünf Jahre vor dem
Tod des Versicherten bestanden
hat oder gemeinsame Kinder zu
versorgen sind. In diesen Fällen
kann das Reglement Leistungen
an den überlebenden Konkubi-

natspartner vorsehen, auch wenn
er vom Verstorbenen nicht mass-
geblich unterstützt worden ist.  

• Invalidenleistungen: Bei den BVG-
Invalidenleistungen wird die glei-
che (Teil-)Rentenabstufung ein-
geführt wie in der IV-Revision:
Viertels-, halbe, Dreiviertels- und
ganze Renten. Ausserdem können
Personen, die vor dem Eintritt in
das Erwerbsleben bereits zu min-
destens 20 %, jedoch weniger als
40 % invalid sind, eine Invaliden-
leistung der beruflichen Vorsorge
erhalten, wenn sich ihr Leiden
später, während sie in einer Pen-
sionskasse versichert sind, ver-
schlimmert. (Bisher erhielten alle
Personen, deren Arbeitsfähigkeit
vor dem Eintritt in eine Pensions-
kasse um mindestens 20 % einge-
schränkt war, bei einer späteren
Verschlimmerung des Leidens
keine BVG-Invalidenleistungen.)

• Vorleistungspflicht: Ist im Fall
einer Invaliden- oder Hinterlasse-
nenleistung zwar klar, dass eine
Vorsorgeeinrichtung Leistungen
erbringen muss, aber unter meh-
reren Vorsorgeeinrichtungen strei-
tig, welche von ihnen bezahlen
muss, muss die letzte Einrichtung,
bei der die betreffende Person
versichert war, zunächst die Leis-
tungen erbringen. 

• Kapitaloption: Statt die ganze Al-
tersleistung als Rente zu beziehen,
haben Versicherte das Recht,
einen Viertel davon als Kapital zu
beziehen. Bei einem Teilbezug,
zum Beispiel wenn jemand die
Hälfte der Altersleistung vorbe-
zieht, wird der Viertel auf diesem
Teilbezug berechnet. Die Regle-
mente können die Kapitaloption
weiterhin für einen grösseren Teil
oder sogar für die ganze Leistung
anbieten.

Aufhebung der jetzigen Einkaufs-
beschränkung und Einführung
neuer Schranken

Die jetzige Beschränkung der Ein-
käufe, die zum Teil als zu kompli-
ziert kritisiert worden war, wird auf-
gehoben. Damit war die Summe be-
grenzt worden, die Versicherte frei-
willig in ihre Pensionskasse einzah-
len können, wenn sie Lücken in ih-
rer Vorsorge haben – zum Beispiel
nach dem Wechsel in eine Einrich-
tung mit weiter gehendem Vorsor-
geschutz oder wenn jemand bisher
selbständig erwerbend war und kei-
ne berufliche Vorsorge hatte. Neu
wird hingegen der Jahreslohn be-
grenzt, der für eine Person nach dem
Reglement der Vorsorgeeinrichtung
höchstens versichert werden kann:
759 600 Fr. (= 10 x der obere Grenz-
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4 Der gesetzliche Mindestzins gilt nur für das
Guthaben, das gemäss dem Gesetz ange-
spart wurde. Wird in einer Vorsorgeeinrich-
tung mehr angespart, muss darauf nicht der
Mindestzins berechnet werden.

Neue Regelung des Koordinationsabzuges 1
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betrag des BVG). Ausserdem wer-
den spezifische Schranken bei häufi-
gen Missbrauchsmöglichkeiten auf-
gestellt (z.B. Kapitalbezug kurz nach
Einkauf, Rückzahlung von Vorbe-
zügen für Wohneigentumsförde-
rung). 

Transparenz und Parität
Die Diskussionen, die durch die

Anpassung des Mindestzinses aus-
gelöst wurden, haben einmal mehr
gezeigt, dass Verunsicherung und
Misstrauen entstehen, wenn Men-
schen Entscheiden gegenüberge-
stellt werden, deren Berechtigung
sie nicht überprüfen können, weil ih-
nen zu wenig Informationen zur
Verfügung stehen. Bei Versicherten
jener Vorsorgeeinrichtungen, die
seit Jahren gut über ihre finanzielle
Situation informierten und Ent-
scheidungen nachvollziehbar kom-
munizierten, entstand wesentlich
weniger Misstrauen, denn sie wuss-
ten besser Bescheid darüber, inwie-
weit frühere Gewinne der Einrich-
tungen bei den Vermögensanlagen
zu ihren Gunsten verwendet worden
waren. Viele Arbeitnehmende ha-
ben sich in diesem Zusammenhang
aber auch erstmals grundlegend mit
den Hintergründen ihrer berufli-
chen Vorsorge auseinandergesetzt.
Diese Diskussion blieb nicht ohne
Folgen auf die 1. BVG-Revision, in-
dem nun wesentlich weiter gehende
Verbesserungen bei der Information
der Versicherten und der Arbeit-
nehmer- und Arbeitgebervertreter
aufgenommen wurden, als ursprüng-
lich vorgesehen worden war. Diese
gesetzlichen Vorschriften gelten nun
für alle Vorsorgeeinrichtungen.

Das schweizerische System der
beruflichen Vorsorge stellt auf die
Sozialpartnerschaft, das Zusammen-
wirken von Arbeitnehmern und Ar-
beitgebern ab. Zusammen bilden ih-
re Vertreter das paritätische Organ,
das in der Vorsorgeeinrichtung Füh-
rungsaufgaben wahrzunehmen hat.
Diesem Grundsatz soll jetzt auch in
grossen Sammelstiftungen, wie sie
vor allem auch von Versicherungen

gegründet wurden, stärker nachge-
lebt werden. Die Mitglieder des pa-
ritätischen Organs sollen besser Zu-
gang haben zu den Informationen
und zur Grund- und Weiterbildung,
die sie benötigen, um sich ein klares
Bild von der Situation und der Ent-
wicklung der Vorsorgeeinrichtung
zu machen und um die entsprechen-
den Entscheide zu fällen. Auch die
Versicherten sollen sich besser in-
formieren können. Die Transpa-
renzregeln gelten für alle Vorsorge-
einrichtungen, unabhängig davon,
ob sie das Vermögen selbst verwal-
ten, es verwalten lassen, oder die ge-
samte Vorsorge über Versiche-
rungsverträge abwickeln.

Rentenalter
Dieser Teil der Gesetzesänderun-

gen der beruflichen Vorsorge wurde
in die 11. AHV-Revision einge-
schlossen, um zu verhindern, dass das
Frauenrentenalter in AHV und be-
ruflicher Vorsorge verschieden abge-
ändert wird. Für die berufliche Vor-
sorge wird dabei beim ordentlichen
Frauenrentenalter die 10. AHV-Re-
vision (Heraufsetzung auf 64 Jahre
auf 2005) nachvollzogen und auf
2009 das Rentenalter der Frauen an
das Rentenalter der Männer (65
Jahre) angeglichen. Ab Inkrafttre-
ten der 11. AHV-Revision kann in
allen Vorsorgeeinrichtungen die Al-
tersleistung ab Alter 59 ganz oder
halb vorbezogen und bis zum Alter
70 ganz oder halb aufgeschoben
werden. Die Leistungen werden da-
bei entsprechend gekürzt oder er-
höht. Sollte die 11. AHV-Revision
nicht gleichzeitig mit der 1. BVG-
Revision in Kraft treten, muss für
den Nachvollzug der 10. AHV-Revi-
sion beim Frauenrentenalter eine
spezielle Lösung angewandt werden,
da die jetzige Übergangslösung5 am
31. Dezember 2004 ausläuft.

Weiteres
In der 1. BVG-Revision werden

auch Abläufe gestrafft und klarer
geregelt (z.B. Zwangsanschluss, Fäl-
ligkeit der Beiträge usw.), die

Rechtswege vereinheitlicht und die
Grundprinzipien der beruflichen
Vorsorge (z.B. Angemessenheit,
Kollektivität usw.) ausdrücklich im
Gesetz definiert.

In-Kraft-Treten
Die Referendumsfrist läuft am

22. Januar 2004 ab. Bis zum Redakti-
onsschluss hat keine Partei oder Or-
ganisation die Absicht angekündigt,
ein Referendum zu verlangen. Vor-
aussichtlich tritt die 1. BVG-Revi-
sion daher auf den 1. Januar 2005 in
Kraft, wobei der Bundesrat die Be-
stimmungen über die Transparenz
und die Parität eventuell vorher,
noch in der ersten Hälfte 2004, in
Kraft setzen wird.

Folgearbeiten
Neben den Ausführungsverord-

nungen, die für die Durchführung
der neuen Gesetzesbestimmungen
notwendig sind, sollen verschiedene
Fragen, zu denen eingehendere Vor-
arbeiten notwendig sind, im An-
schluss an diese Revision angegan-
gen werden. Dazu gehören eine
Neuregelung der Rechtsform der
Vorsorgeeinrichtungen (insbeson-
dere der Sammelstiftungen)6, Fra-
gen zu Invalidenleistungen7 und die
Berechnungsgrundlagen des Um-
wandlungssatzes8.

Beatrix Schönholzer Diot, lic. iur.,
Geschäftsfeld Alters- und Hinterlassenen-
vorsorge, Bereich Rechtsfragen Berufliche
Vorsorge, BSV;
E-Mail: beatrix.schoenholzer@bsv.admin.ch
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5 Bundesgesetz zur Weiterversicherung von er-
werbstätigen Frauen in der beruflichen Vor-
sorge vom 23. März 2001.

6 Motion der Kommission für soziale Sicherheit
und Gesundheit des Nationalrates (Mo
02.3007) «Sammelstiftungen. Neue Rege-
lung».

7 Postulat der Kommission für Soziale Sicher-
heit und Gesundheit des Nationalrates (Po
02.3006) «BVG. Regelungsbedarf bei Invali-
ditätsleistungen».

8 Vgl. Fussnote 2.
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Vorsorge Sich selbständig machen: der Preis und die Risiken

Vorarbeiten 
Eine Arbeitsgruppe im BSV wurde

damit beauftragt, eine Standortbe-
stimmung zum Thema vorzunehmen
und einen Workshop zu organisieren.
Einer der Ausgangspunkte war die
Zwiespältigkeit der aktuellen Hand-
habung: Bei einem positiven Ver-
fahrensresultat wird der Weg frei zum
Erhalt des Freizügigkeitskapitals der
2. Säule. Die Vorsorgeeinrichtungen
stützen sich auf die Beschlüsse der
AHV-Ausgleichskassen, um bei
einem Statuswechsel1 das Kapital der
2. Säule «freizugeben». Die Zwie-
spältigkeit besteht darin, dass die An-
erkennung vom Erzielen eines Ein-
kommens aus einer selbständigen
beitragspflichtigen Tätigkeit ab-
hängt, während doch die Gesuche 
für den Selbständigenstatus vor dem 
Erzielen eines entsprechenden Ein-
kommens eingereicht werden, insbe-
sondere wenn mit dem Freizügig-
keitskapital die Aufnahme einer sol-
chen Tätigkeit finanziert werden soll.  

Die Arbeitsgruppe untersuchte
auch zwei weitere grundlegende
Aspekte des Wechsels von einer un-
selbständigen zu einer selbständigen
Erwerbstätigkeit: erstens die Häu-
figkeit des Einsatzes des ganzen
oder eines Teils des Freizügigkeits-
kapitals und zweitens die Risiken
dieses Mitteleinsatzes.

Bezüglich des ersten Aspekts
stellte sich heraus, dass derzeit keine
spezielle Statistik über die Häufig-
keit der Fälle, in denen das Kapital
der 2. Säule als Starthilfe für eine
selbständige Tätigkeit verwendet
wird, sowie über die Gesamtsumme
dieser Kapitalbeträge geführt wird.
Weder die alle zwei Jahre erstellte
Statistik der Pensionskassen noch
die AHV-Register oder die Steuer-
daten geben eine einfache und di-
rekte Antwort auf diese Frage. 

Was den zweiten Punkt anbelangt,
so wird allgemein zugestanden, dass
in dieser Hinsicht hohe Risiken be-
stehen. Nicht bekannt ist jedoch die
Häufigkeit, mit der diese Risiken
auch tatsächlich eintreten (Scheitern
des Projektes, Verlust des investier-
ten Freizügigkeitskapitals, keine
Möglichkeit, das Vorsorgepotenzial
wiederherzustellen). Aus den von
der Firma Creditreform2 regelmässig
veröffentlichten Daten lässt sich
jedoch die These aufstellen, eine
Firmengründung berge ein hohes
Misserfolgsrisiko. Man kann daraus
den Schluss ziehen, dass es sich
meistens in den ersten fünf Jahren
entscheidet, ob eine Firma weiterbe-
steht oder aber wieder aufgelöst
werden muss. Wie die Grafik 1 zeigt,
betrifft ein Grossteil aller Konkurse
Einzelgesellschaften oder GmbH.
Diese beiden Gesellschaftsformen
werden aber bei der Aufnahme
einer selbständigen Tätigkeit am
häufigsten angenommen, dies insbe-
sondere wegen der fehlenden oder

Sich selbständig machen: der Preis und die
Risiken 

Im Frühling 2003 führte das BSV einen Workshop durch, an dem der
Wechsel von einer unselbständigen zu einer selbständigen Erwerbs-
tätigkeit thematisiert wurde. Hauptziel der Tagung war es, repräsenta-
tive und unterschiedliche Meinungen zu diesem Thema zusammenzu-
tragen. Im Vordergrund stand dabei die Möglichkeit, das Freizügigkeits-
kapital der beruflichen Vorsorge als Starthilfe für eine selbständige Er-
werbstätigkeit zu nutzen.

Robert Wirz
Geschäftsfeld Alters- und Hinterlassenenvorsorge, BSV 

1 In Art. 5 Abs. 1 FZG (Bundesgesetz über die
Freizügigkeit in der beruflichen Alters-, Hinter-
lassenen- und Invalidenvorsorge, SR 831.42)
heisst es: «Versicherte können die Barauszah-
lung der Austrittsleistung verlangen, wenn:
a. sie die Schweiz endgültig verlassen;
b. sie eine selbständige Erwerbstätigkeit auf-
nehmen und der obligatorischen beruflichen
Vorsorge nicht mehr unterstehen.»

2 Die entsprechenden Pressemitteilungen und
Statistiken können unter www.creditreform.ch
heruntergeladen werden.

Im Rahmen dieses Workshops
konnten über zwanzig Teilnehmer
ihren Standpunkt zu den vielfältigen
Aspekten des Statuswechsels vom
Angestellten zum Selbständigerwer-
benden darlegen. Vier Vorträge
dienten dabei als Grundlage für
Überlegungen und Diskussionen.
Aus den Erläuterungen der Vertre-
ter der Wirtschaft und der Sozialver-
sicherungen sowie der Verwaltungs-
und Beratungsfachleute kristallisier-
ten sich mehrere Schlüsselelemente
heraus, die sich als eng verknüpft er-
wiesen. Diese bewogen das BSV, die
Tagung in anderer Form fortzusetzen.



nur geringen Kapitalanforderungen
(20 000 Fr. für eine GmbH). 

Die Entwicklung im Jahr 2003
lässt eine deutliche Verschlechterung
der Situation erkennen. Bei 17 336
Löschungen gegenüber 23 049 Neu-
eintragungen ins Schweizerische Han-
delsregister von Januar bis Ende
September beträgt das Nettowachs-
tum 6013, was einem Rückgang von
11,8 % gegenüber dem gleichen
Zeitraum im Vorjahr entspricht. 

Die Grafik 2 illustriert, dass in Be-
zug auf das Überleben einer Firma
die Dauer von fünf Jahren einen
massgeblichen Grenzwert darstellt.
Die Konkurse nach einem Jahr bil-
den einen relativ konstanten Sockel,
während die Kurve bei den Konkur-
sen von Firmen, die seit höchstens
fünf Jahren bestehen, gleich zwei
Besonderheiten aufweist: es gibt
hier während der gesamten unter-
suchten Periode am meisten Kon-
kurse und die Schwankungen sind
am grössten. Die Einzelfirmen sind
am häufigsten von Konkursen be-
troffen, welche vor diesem Grenz-
wert von fünf Jahren eintreten. 

Die hier vermittelten Daten geben
keinen Aufschluss über die Risiken
im Zusammenhang mit der Verwen-
dung des Kapitals der 2. Säule, denn
sie stützen sich auf die Einträge im
Handelsregister. Diese Eintragungen
sind zudem nicht obligatorisch
(schon gar nicht für Einzelfirmen), so
dass nicht alle betroffenen Selbstän-
digen erfasst sind. Ausserdem wird

nicht deutlich, in welchen Fällen Frei-
zügigkeitskapital investiert wurde. 

Eine weitere grundlegende Frage
bleibt ebenfalls offen: Geht man da-
von aus, dass hohe Risiken beste-
hen, so stellt sich unweigerlich die
Frage nach den Auswirkungen eines
Scheiterns auf das im Pensionsalter
verfügbare Einkommen. Auch hier
fehlt es an Daten, die zeigen, in
welchem Mass sich eine mit einem
Verlust des Vorsorgekapitals ver-
bundene Investition schliesslich in
einem ungenügenden Einkommen
im Pensionsalter niederschlägt,
welches etwa zur Inanspruchnahme
von AHV-Ergänzungsleistungen
oder gar der Sozialhilfe führt. Dies
käme folglich einem Lastentransfer
an die öffentliche Hand gleich. 

Die Vorarbeiten machen deutlich,
dass die Vielschichtigkeit des Pro-
blems Fragen aufwirft, die nur teil-

weise und ungenau beantwortet
werden können. Daher muss nach
anderen Lösungen gesucht werden.
Generell braucht es Instrumente,
mit denen sich die Risiken besser
einschätzen lassen. 

Verfahren: Reelles oder nur
scheinbares Problem?

In drei der vier an dieser Tagung
gehaltenen Vorträgen wurden die
Probleme behandelt, die sich aus
dem aktuellen Verfahren ergeben.
Aufgrund der geäusserten Argu-
mente und Vorschläge zeichnen sich
folgende Tendenzen ab: 

Eine relative Bedeutung 
Die Probleme im Zusammenhang

mit dem aktuellen Verfahren lassen
sich nicht von der Hand weisen, aber
sie müssen dennoch relativiert wer-
den. So werden 95 % der Gesuche
um Anerkennung als Selbständige
positiv beurteilt. Zudem sollte die
Aufnahme einer selbständigen Er-
werbstätigkeit oder die Gründung
eines Unternehmens nicht einseitig
unter dem Aspekt des Verfahrens
betrachtet werden. Das Anerken-
nungsverfahren ist nur einer der 20
Problempunkte, welche die Unter-
nehmensgründer bei Umfragen äus-
serten, die der Schweizerische Ge-
werbeverband SGV bei seinen Mit-
gliedern durchgeführt hat. Diese
Feststellung wird übrigens auch vom
Seco bestätigt. Eine Umfrage der
TaskForce KMU3 zeigt, dass die
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Entwicklung der Firmenkonkurse nach Rechtsform (1993–2002) 1

Quelle: von Creditreform veröffentlichte Daten

Entwicklung der Konkurse nach dem Alter der Firma (1993–2002) 2

Quelle: von Creditreform publizierte Daten
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grössten Schwierigkeiten – nebst
den Fristen, welche stets genannt
werden – die Finanzierung, das Mar-
keting und die Information betref-
fen. In Bezug auf den letzten Punkt
werden Anstrengungen unternom-
men, den Unternehmensgründern
die Informationen besser zugänglich
zu machen. Dies erfolgt mittels In-
ternetportalen, welche auf dem
Prinzip einer «zentralen Anlaufstel-
le» beruhen. Mit diesem Vorgehen
will man ausserdem den Zeitauf-
wand verkürzen, welcher für die 
Suche von Informationen, Instanzen
und Partnern, die sich am Projekt
beteiligen könnten, erforderlich ist. 

Besondere Schwierigkeiten 
Die Verfahrensprobleme dürfen

aber nicht darüber hinwegtäuschen,
dass die derzeitige Regelung spezi-
fische Schwierigkeiten mit sich
bringt. Im Rahmen der Vorträge
zeichneten sich insbesondere die
drei folgenden Probleme ab: 
• Die Koordination zwischen den

verschiedenen Gesetzgebungen
ist insgesamt problematischer als
die eigentliche Anerkennung des
Selbständigenstatus. Dies gilt ins-
besondere für die unterschiedli-
che Auslegung des Selbständigen-
status im Steuer- und im Sozial-
versicherungsrecht4 (siehe Zusam-
menfassung des Vortrages von
Marco Taddei, SGV).

• Da der Finanzierungsbedarf für die
Aufnahme einer Tätigkeit und die
Anerkennung des Selbständigen-
status nicht auf den selben Zeit-
punkt fallen, werden die AHV-Aus-
gleichskassen von den Gesuchstel-
lern unter Druck gesetzt. Hinzu
kommt die Unzufriedenheit, wenn
einem Gesuch nicht stattgegeben
wird (siehe Zusammenfassung des
Vortrags von Robert Gygax, AK
des Kantons Bern). Ein Lösungs-
ansatz bestünde darin, das Verfah-
ren in zwei Punkten zu ändern:
– Gesuch und Annahmekriterium

werden zeitlich aufeinander ab-
gestimmt, indem das Kriterium
des Einkommens aus einer selb-
ständigen Tätigkeit durch die Ab-
sicht ersetzt wird, ein entspre-
chendes Projekt zu lancieren. 

– Das Risiko könnte zusätzlich
vermindert werden, indem das
Kapital in zwei Schritten be-
zogen wird (20 % beim Start,
der Rest nach einer zweijäh-
rigen Frist; dies würde es einem
Unternehmensgründer ermögli-
chen, sich über die wirtschaftli-
che Machbarkeit eines Projek-
tes Gewissheit zu verschaffen).

• Aus einer Studie über die Auswir-
kungen des Freizügigkeitsgesetzes
in der beruflichen Vorsorge (siehe
Zusammenfassung des Vortrags
von B. Sterchi, Ernst & Young5)
geht hervor, dass gemäss der Pra-
xis der Steuerbehörden die Aner-
kennung des Selbständigenstatus
sowie der Bezug des Kapitals der
2. Säule zur Besteuerung des ge-
samten Kapitals führt. Dies stellt
jedoch einen Anreiz dar, auch tat-
sächlich das gesamte Kapital zu nut-
zen. Somit wäre es sinnvoller, die
teilweise Verwendung zu fördern
und zu diesem Zweck nur den tat-
sächlich bezogenen Teil zu besteu-
ern. Weiter wurde auch die Ein-
führung einer Wartefrist sowie eine
bessere Aufklärung der Interessier-
ten über die Risiken empfohlen. 
Die verschiedenen Analysen und

Vorschläge waren Ansatzpunkt für
eine angeregte Diskussion. Eine erste

allgemeine Einschätzung ergab, dass
mit den Verfahrensschwierigkeiten
und der Lösungssuche im Sinne einer
grösseren Effizienz unweigerlich
auch die unternehmensspezifischen
Risiken erörtert werden müssen. Ein
konkretes Beispiel aus der Praxis lie-
ferte zusätzliche Erkenntnisse. 

Firmengründung: Ein Beispiel aus
der Praxis

Anhand eines Beispiels, das den
Wechsel von einer unselbständigen
zu einer selbständigen Erwerbstätig-
keit durch Gründung eines Kleinun-
ternehmens im Dienstleistungssek-
tor illustrierte, wurde deutlich, wel-
che Schlüsselrolle die minuziöse
Vorbereitung bei der Planung eines
solchen Projektes spielt6. Indem ge-
wisse Probleme vorgängig gelöst
werden, lassen sich die Risiken mög-
lichst gering halten. Dies gilt vor al-
lem in Bezug auf die finanziellen
Probleme (Startinvestitionen, späte-
res Einkommen, Ausgaben)7. Nach-
folgend die wichtigsten Punkte, die
sich aus diesem Beispiel ergeben: 

Bei der Anerkennung des Selb-
ständigenstatus gab es keine nennens-
werten Probleme. Bezogen auf das
ganze Projektvorhaben ist diese
Etappe aber von untergeordneter
Bedeutung. Als wichtiger für den
Erfolg eines solchen Projektes er-
weist sich die minuziöse Vorberei-
tung. Im vorliegenden Fall umfasste
die Vorbereitung insbesondere:
• die Evaluation der Startinvestition

für eine Informatik-Infrastruktur; 
• die Erstellung eines Budgets für

Information, Unterstützung und
Beratung; 

• die Evaluation der Kosten für
Marketing und Werbung zwecks
Kundenakquisition; 

• die Wahl der geeigneten Rechts-
form und die entsprechenden Ein-
tragungen; 

• die Festlegung, welcher Teil des Ka-
pitals der 2. Säule in das Projekt in-
vestiert werden soll, wobei die künf-
tigen Bedürfnisse im Hinblick auf
die Pensionierung sowie die soziale
Vorsorge berücksichtigt werden. 
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3 Siehe TaskForce KMU unter www.kmuinfo.ch.
4 Siehe Motion 99.3004 vom 26.1.1999 der

Kommission für Wirtschaft und Abgaben des
Nationalrates (WAK-NR) zur «Einheitlichen
und kohärenten Behandlung im Steuer- und
im Sozialversicherungs-Abgaberecht» sowie
den Bericht des Bundesrates vom 14.11.2001
(BBl 2002 1126).

5 Siehe auch «Positive Wirkung des Freizügig-
keitsgesetzes FZG in der beruflichen Vor-
sorge», B. Sterchi (Ernst & Young), in Soziale
Sicherheit Nr. 4/2003, S. 205 ff.

6 «Selbständig werden aus der Sicht einer Un-
ternehmerin», von N. Meyer-Fankhauser, Ver-
treterin der Präsidentin der Vereinigung KMU-
Frauen Schweiz. Die Referentin verzichtete auf
eine zusammenfassende Darstellung ihres
Vortrags und überliess uns die Darstellung der
Schlüsselelemente.

7 Siehe auch «Die neuen Selbständigen – For-
schungsbericht», Rolf Meyer, Sonderdruck
2000–01r (Fachhochschule Solothurn-Nord-
westschweiz), S. 41 ff.



In der Startphase erwiesen sich
das Vorhandensein von Sachkompe-
tenz und die Ratschläge von Fach-
personen als besonders wichtig, ob-
wohl damit beträchtliche finanzielle
Auslagen entstehen können. Nebst
anderen Gründen veranlasste dies
die im Fallbeispiel handelnde Per-
son, das Netzwerk NEFU («Netz-
werk für Einfrau-Unternehmen») zu
gründen. Dieses Netzwerk, welches
heute rund 15 000 Mitglieder zählt,
fördert den Informationsaustausch
sowie den Transfer von Know-how.
Im Rahmen einer Zusammenarbeit
mit der Fachhochschule Solothurn
beteiligte sich das NEFU an einer
Studie über Frauen in der Rolle von
Unternehmerinnen8 und nahm auch
an anderen Forschungsprojekten teil.

Auch wenn die Bilanz in diesem
Fall positiv ausfiel, stellt die Betref-
fende fest, dass eine seriöse Finanz-
planung auch den Aspekt der sozia-
len Vorsorge und insbesondere die
Festlegung der Höhe des künftigen
Rentenbetrags umfasst. Hinsichtlich
der persönlichen Vorsorge sollte die
Rückzahlung des bezogenen Vor-
sorgekapitals den ersten Schritt dar-
stellten. Es wird empfohlen, wenn
möglich auf den Bezug des Freizü-
gigkeitskapitals zu verzichten. 

Schlüsselelemente der
Diskussionen und Debatten 

Das mit der Aufnahme einer
selbständigen Erwerbstätigkeit und
der Gründung eines Unternehmens
verbundene Risikopotenzial war in
den Stellungnahmen, welche den
Vorträgen folgten, omnipräsent. Das
Bewusstsein um die Risiken dürfe
jedoch nicht eine rein restriktive
Haltung zur Folge haben. Trotz schein-
barer Widersprüchlichkeit können
die wichtigsten Stellungnahmen wie
folgt zusammengefasst werden: 
• Die Freizügigkeitsgelder fallen

unter die Sozialversicherungen
und nicht unter das Risikokapital.
In diesem Sinne besteht ihr Zweck
darin, bei Erreichen des Pensions-
alters ein genügendes Einkom-
men zu bilden; sie sollten daher

nicht in Form von direkten Inves-
titionen als Risikokapital zweck-
entfremdet werden.

• Eine Änderung der aktuellen ge-
setzlichen Bestimmungen und Reg-
lemente im Sinne einer totalen
Blockierung steht ausser Frage.
Dies würde die Eigeninitiative
hemmen und die Entwicklung le-
bensfähiger Projekte, ja sogar die
Schaffung potenzieller Arbeits-
plätze verhindern.
Diese beiden widersprüchlichen

Standpunkte führten zu teilweise ge-
gensätzlichen Vorschlägen, welche
auf sehr unterschiedliche Weise zu
einer Neugestaltung (oder Beibehal-
tung) des aktuellen Verfahrens
führen könnten: 
• Eine mögliche Variante wäre der

Verzicht auf den Einsatz des Ka-
pitals aus der 2. Säule für den Auf-
bau eines selbständigen Erwerbs
und damit die Lösung von der 
derzeitigen Bindung an die Aner-
kennung des Selbständigenstatus
durch die AHV-Instanzen. Mit
dieser im Laufe heftiger Diskus-
sionen formulierten Variante wird
ein vereinfachtes und schnelleres
Verfahren angestrebt. Sie fand je-
doch wenig Anklang, da dadurch
gleichzeitig auf die Möglichkeit
verzichtet würde, in ein gutes Pro-
jekt zu investieren. 

• Eine weitere mögliche Lösung
wäre die Beibehaltung des Status
quo. Diese Lösung wurde mit der
sehr geringen Anzahl abgelehnter
Gesuche begründet. Diese Zahl zu
stark in den Vordergrund zu stel-
len, würde bedeuten, vor lauter
Bäumen den Wald nicht mehr zu
sehen. Diese Variante stiess nicht
auf mehr Zustimmung als die oben
erwähnte, bleiben doch die in den
Vorträgen und Diskussionen er-
wähnten Probleme ungelöst. 

• Am meisten Zustimmung fand der
Vorschlag für die Einführung
eines schrittweisen Bezugs des
Vorsorgekapitals der 2. Säule.
Tatsächlich hat dieser den Vorteil,
dass auch weiterhin eine direkte
Investition in ein Projekt möglich

ist, die Risiken durch die Ein-
schränkung der möglichen Startin-
vestition aber gesenkt und der zu-
sätzliche Bezug von Vorsorgekapi-
tal gleichzeitig einer Frist unter-
stellt wird. In einigen Fällen kann
dies eine Wartefrist, in anderen ei-
ne Probefrist (wirtschaftliche Le-
bensfähigkeit des Projektes) sein. 
Auch wenn der letzgenannte Vor-

schlag auf grosses Interesse stiess, ist
zu bedenken, dass dessen Realisie-
rung Änderungen mehrerer Gesetze
und Verordnungen erforderlich
machen würde, und dies auch im Fis-
kalbereich. Nebst dem juristischen
Aspekt müssten dabei weitere Fra-
gen gelöst werden. Diese betreffen
insbesondere den Vollzug und die
betroffenen Instanzen: 
• Ausgehend von der Hypothese,

dass das Freizügigkeitskapital zur
Finanzierung eines Projektes im
Rahmen einer selbständigen Er-
werbstätigkeit in zwei Teilen be-
zogen wird, stellt sich die Frage
nach dem Kriterium für die Fest-
legung des ersten Teils dieser
Finanzierung. Kann ein einheit-
liches Kriterium angewendet wer-
den, ohne dass dies bereits zu
Beginn die Erfolgschancen eines
Projektes oder die Erhaltung
eines genügenden Einkommens
im Rentenalter gefährden würde9?

• Würde der Bezug des Freizügig-
keitskapitals in zwei Teilen in
Kombination mit einer Projekt-
evaluation nach einer bestimmten
Frist eingeführt, stellte sich die
Frage, welche Instanzen diese
Frist festlegen und die Tragbar-
keit eines Projektes beurteilen
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8 «Frauen-Power unter der Lupe», Rolf Meyer
und Najib Haribi, Discussion Paper 2000–04
(Fachhochschule Solothurn-Nordwestschweiz).

9 Aufgrund des Verlaufs, den eine berufliche
Karriere nehmen kann, und dem für die 2.
Säule typischen Mechanismus von nach Alter
abgestuften Gutschriften kann ein im Alter
von 50 Jahren angehäuftes Kapital ein Viel-
faches des im Alter von 30 Jahren angehäuf-
ten Kapitals betragen. In der Folge würde sich
die Anwendung eines festen Prozentsatzes
ganz anders auswirken als die Anwendung
eines Höchstbetrages in absoluten Zahlen.

10 Siehe www.bsv.admin.ch/forschung/ausschrei
bungen/d/index.htm.
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sollen. Dies angesichts der Tatsa-
che, dass a priori weder die AHV-
Instanzen noch die Vorsorgeein-
richtungen in der Lage sind, diese
Rolle zu übernehmen. 
Dies sind nur zwei Beispiele kon-

kreter Fragestellungen, die zeigen,
dass der Workshop seine Aufgabe
als Katalysator für die von verschie-
dener Seite eingebrachten Vorschlä-
ge erfüllt hat. Diese verdienen denn
auch eine gründlichere Betrachtung.
Der im Namen des BSV von Vizedi-
rektor Jürg Brechbühl gemachte
Vorschlag, eine vertiefte Studie
durchzuführen, um unter anderem
die Informationslücken zu schlies-
sen, fand bei den Teilnehmern brei-
te Unterstützung.

Weiterführen des Workshops 
Das BSV hat kürzlich ein For-

schungsprojekt zur Problematik des

Wechsels von einer unselbständigen
zu einer selbständigen Erwerbstätig-
keit in die Wege geleitet, wobei der
entsprechende Auftrag unter weitge-
hender Berücksichtigung der Resul-
tate dieses Workshops festgelegt wur-
de. Die Ausschreibung erfolgte auf
der Website des BSV10. Die Frist für
die Projekteingabe ist am 14. Novem-
ber 2003 abgelaufen. Das Projekt wird
zwischen dem 15. Dezember 2003 und
dem 30. November 2004 realisiert.

Die Studie soll untersuchen, wie
häufig der Wechsel von einer un-
selbständigen zu einer selbständigen
Tätigkeit stattfindet, wie oft in die-
sem Zusammenhang vom Freizügig-
keitskapital Gebrauch gemacht und
wie hoch das entsprechend investier-
te Kapital ist. In einem zweiten Teil
dieser Studie sollen die Häufigkeit
von Erfolgen und Misserfolgen un-
tersucht sowie die Auswirkungen

auf das im Pensionsalter verfügbare
Einkommen analysiert werden.
Ausserdem sollen Vorschläge für
eventuelle Änderungen im Verfah-
ren oder bei der Koordination zwi-
schen den geltenden Gesetzgebun-
gen erarbeitet werden. Dies soll es
erlauben, die Risiken möglichst tief
zu halten und die Erfolgschancen
bei der Verwendung von Freizügig-
keitskapitalien zu optimieren. 

Der Workshop vom 1. April 2003
findet so eine Weiterführung, wel-
che für die Beurteilung der derzeiti-
gen Situation und der Zweckmässig-
keit einer Verfahrensänderung un-
erlässlich ist. Das Thema ist somit
nicht abgeschlossen und wird bei
Gelegenheit wieder aufgegriffen. 

Robert Wirz, lic. ès sc. pol., Geschäftsfeld
Alters- und Hinterlassenenvorsorge, Be-
reich Oberaufsicht und Finanzierung, BSV,
E-Mail: robert.wirz@bsv.admin.ch
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fenbar zwei grössere Hindernisse
beim Wechsel vom Status des be-
zahlten Arbeitnehmers zu demjeni-
gen eines Selbstständigerwerben-
den. Erstes Hindernis: Die Defini-
tion der Personen in unselbständiger
Stellung sei zu eng. Zweites Prob-
lem: Die unselbständige und die
selbständige Erwerbstätigkeit werde
im Steuerrecht und im Sozialver-
sicherungsrecht zu wenig kohärent
und einheitlich behandelt. 

Sollte man die Definition der Per-
sonen, die eine unselbständige Er-
werbstätigkeit ausüben, ausweiten,
um die Gründung von Unternehmen
zu fördern? Nach Ansicht der Ver-
antwortlichen der Pensionskassen
für das Gewerbe handelt es sich hier
um eine nur auf den ersten Blick gu-
te Massnahme. Zunächst einmal,
weil die bestehende Definition, die
auf Kriterien wie dem unternehme-
rischen Risiko beruht, voll und ganz
ausreicht und realitätskonform ist.
Zweitens weil die Anerkennung des
Selbständigenstatus im Gewerbe
nur in ganz wenigen Fällen verwei-
gert wird.

Für den Schweizerischen Gewer-
beverband (SGV), den Dachver-
band der schweizerischen KMU,
muss die Anerkennung des Selb-
ständigenstatus in erster Linie im
Hinblick auf die Gründung neuer
Unternehmen geprüft werden. Die
Anerkennung des Selbständigensta-
tus ist nämlich eines der zahlreichen
Hindernisse, die es zu überwinden

gilt, wenn man vom Status eines An-
gestellten zu demjenigen eines Selb-
ständigerwerbenden wechseln möch-
te. Ein Prozess, der in der Regel zur
Gründung eines Unternehmens
führt. Man kann sich daher zu Recht
fragen, ob die Anerkennung des
Selbständigenstatus nicht ein Hin-
dernis für die Gründung von Unter-
nehmen und indirekt auch für die
unternehmerische Freiheit darstellt.
Zumal eine Umfrage, die das Seco
im Jahr durchgeführt hat, folgende
Feststellung ergab: «Ein zentrales
Problem für die Firmengründer
stellt die AHV dar. So gibt jeder
Dritte an, viele Probleme oder Rie-
senprobleme gehabt zu haben mit
der zu späten oder der Nicht-Aner-
kennung als Selbständigerwerben-
der.»

Glaubt man gewissen Experten
und nimmt man die parlamentari-
schen Vorstösse der vergangenen
Jahre unter die Lupe, so gibt es of-

Die Anerkennung des Selbständigenstatus
im Gewerbe: Stand heute und Perspektiven

Marco Taddei
Vizedirektor SGV
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1. Barauszahlung nach FZG
Das auf den 1. Januar 1995 in

Kraft getretene Freizügigkeitsgesetz
räumt den Versicherten das Recht
ein, die Barauszahlung ihres Freizü-
gigkeitskapitals zu verlangen, wenn
sie die Schweiz endgültig verlassen,
eine selbständige Erwerbstätigkeit
aufnehmen oder wenn die Austritts-
leistung niedriger ist als ihr Jahres-
beitrag (Art. 5 FZG). Bei verheira-
teten Versicherten setzt die Baraus-
zahlung die schriftliche Zustimmung
des Ehegatten voraus. 

2. Entwicklung der Barauszahlungen
Im Rahmen der von Ernst &

Young durchgeführten Studie be-
züglich Wirkungen des Freizügig-
keitsgesetzes ergaben Befragungen
der Vorsorgeeinrichtungen, dass seit
1995 die Barauszahlungen infolge
Aufnahme einer selbständigen Er-
werbstätigkeit zugenommen haben.
Bei den Barauszahlungen wegen
Verlassens der Schweiz ist hingegen
tendenziell eine Abnahme der Ge-
suche zu verzeichnen. 

Die Befragung zeigte weiter auf,
dass die Vorsorgeeinrichtungen sich
bei der Behandlung der Gesuche um
Barauszahlung vor allem auf die
Meldung bzw. Bestätigung durch die
Ausgleichskasse abstützen. 

3. Chancen und Risiken der
Barauszahlung

Für den betroffenen Versicherten
kann die Barauszahlung einen zu-
sätzlichen Anreiz für die Aufnahme
einer selbständigen Erwerbstätig-
keit bilden. Nicht auszuschliessen ist
die Gefahr, dass die Barauszahlung
für die kurzfristige Überwindung
von finanziellen Engpässen bei Er-
werbslosigkeit eingesetzt wird. 

Grundsätzlich stellt die Baraus-
zahlung das Ziel des Freizügigkeits-
gesetzes nach einer gesicherten
Übertragung des Vorsorgekapitals
bei Stellenwechseln nicht in Frage.
Zu beachten ist jedoch, dass sich die
Alters- und Risikoleistungen durch
die Barauszahlung stark verschlech-
tern können. Dies kann insofern
problematisch sein, als die Leistun-
gen der 1. Säule in vielen Fällen
nicht ausreichen, um die Grund-
bedürfnisse der Versicherten zu
decken. Gemildert werden diese
Auswirkungen dadurch, dass die
Versicherten die Möglichkeit haben,
nach der Barauszahlung sich wieder
in eine Vorsorgeeinrichtung einzu-
kaufen. 

4. Schutz gegen Missbräuche
Die Befragungen der Vorsorge-

einrichtungen durch Ernst&Young
haben ergeben, dass Missbräuche
mit Barauszahlungen nur in Einzel-

fällen vorkommen. Die Möglichkei-
ten der Vorsorgeeinrichtungen, die
missbräuliche Erwirkung einer Bar-
auszahlung zu verhindern, sind be-
schränkt. Insbesondere ist der Nach-
weis der missbräuchlichen Aufnah-
me einer selbständigen Erwerbstä-
tigkeit schwierig zu erbringen. Wich-
tig ist vor allem die entsprechende
Information durch die Vorsorgeein-
richtungen über Gefahren und weg-
fallende Leistungen. 

5. Praxis der Steuerbehörden
Indirekte Auswirkungen hat auch

die Praxis der Steuerbehörden, wel-
che Teilauszahlungen nicht zulassen
und steuerlich stets über das ganze
Vorsorgeguthaben abrechnen (Aus-
nahme: Vorbezug für Wohneigen-
tumsförderung). Diese Praxis ist im
Kreisschreiben Nr. 22 der Eidge-
nössischen Steuerverwaltung vom
4. Mai 1995 festgelegt.

6. Verbesserungsmöglichkeiten
Denkbar sind folgende Verbesse-

rungsmöglichkeiten im Bereich der
Barauszahlungen in der Gesetzge-
bung und der Praxis:
1. Obligatorische Beglaubigung bei

Barauszahlungen.
2. Ermöglichen der teilweisen Bar-

auszahlung bei Aufnahme einer
selbständigen Erwerbstätigkeit.

3. Verzicht auf vollständige steuer-
liche Aufrechnung bei Teilaus-
zahlungen durch Änderung der
Praxis der Steuerbehörden.

4. Einführung einer Wartefrist bei
Barauszahlungen.

5. Verbesserte Information der Ge-
suchsteller durch die Vorsorge-
einrichtungen über Risiken und
Folgen wegfallender Leistungen
bei Barauszahlungen.

Freizügigkeitsgesetz und Übergang zur
selbständigen Erwerbstätigkeit

Beat Sterchi
Ernst & Young Advisory Service, Bern

Anders sieht es bei der mangeln-
den Kohärenz zwischen dem Steuer-
recht und dem Sozialversicherungs-
recht aus. Denn genau hier drückt
der Schuh. Es ist völlig unannehm-
bar, dass die verschiedenen Ad-

ministrationen zu gegenteiligen
Schlüssen kommen, obwohl sie die
gleiche Definition für Selbständig-
erwerbende verwenden. Der unter-
nehmerische Geist darf nicht durch
Fehlfunktionen der Verwaltung ein-

geengt werden. Aus diesem Grund
fordert der SGV eine bessere Koor-
dination zwischen dem Steuerrecht
und dem Sozialversicherungsrecht.
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Die AHV-Ausgleichskassen prüfen,ob eine Per-
son als Selbständigerwerbende oder Un-
selbständigerwerbende für die AHV/IV/EO-
und ALV-Beiträge abzurechnen hat.Diese Prü-
fung ist von erheblicher Bedeutung,wird doch

der Versicherte hiebei als unselbständig mit
dem entsprechenden sozialen Schutz oder als
selbständig mit einem sehr bescheidenen
Schutz eingestuft. Dazu kommt, dass diese
Sozialabgaben für Arbeitnehmer mindestens
doppelt so hoch sind wie bei Selbstän-
digerwerbenden. Der Wechsel von einer ar-
beitnehmenden Tätigkeit zu einer selbstän-
digen Erwerbstätigkeit erlaubt den Versi-
cherten zudem den Bezug der Pensionskassen-
gelder. Im übrigen wickelt sich das Ganze im
wirtschaftlichen Spannungsfeld ab (Abb.1).

Ein Problem liegt darin, dass – um auf eine
selbständige Erwerbstätigkeit schliessen zu
können – diese bereits ausgeübt sein muss.
Die reine Absicht, diese auszuüben, ist für
die AHV nicht massgebend und wäre auch
nicht justiziabel. Dabei entstehen unzählige
Konflikte.
Die Abbildung 2 illustriert das heutige
Verfahren. Ein nicht unbedeutendes Prob-
lem entsteht durch die Auswirkungen von
Trittbrettfahrern, d.h. Unselbständigerwer-
benden, die die Pensionskassengelder zu
anderen Zwecken als der Aufnahme einer
selbständigen Erwerbstätigkeit anfordern
wollen. Diese Tatsache belastet die Aus-
gleichskassen und schadet den echten
Selbständigerwerbenden, die dann mög-
licherweise in unnötige Abklärungen einbe-
zogen werden.
Der Lösungsansatz bestünde darin, dass die
Pensionskassengelder nicht erst nach der
Ausübung der selbständigen Erwerbstä-
tigkeit ausbezahlt werden, sondern sobald
eine Person die Absicht hat, eine selb-

ständige Erwerbstätigkeit aufzunehmen
(Abb. 3).
Dieser Ansatz würde die Probleme der
Ausgleichskassen und der echten Selb-
ständigerwerbenden lösen. Er würde aber
den Vorsorgeschutz in einem noch erheb-
licheren Ausmass als heute gefährden.

Im übrigen sind auch nicht alle Selbstän-
digerwerbenden erfolgreich. Es ist hinläng-
lich bekannt, dass die meisten wirtschaftlich
das fünfte Jahr gar nicht überleben. Jeder

Fünfte scheidet bereits nach weniger als
zwei Jahren aus.
Um den Vorsorgeschutz mindestens in
einem gewissen Umfang zu gewährleisten,
sollten die Pensionskassengelder im Zeit-
punkt der Absicht der Aufnahme einer
selbständigen Erwerbstätigkeit nur in re-
duziertem Umfang ausbezahlt werden
(Abb. 4).

Der Saldo könnte nach einer Karenzfrist
von zwei Jahren ausgerichtet werden. In
diesem Zeitpunkt ist der Nachweis ei-
ner echten selbständigen Erwerbstätigkeit 
unproblematisch und würde sowohl die
Probleme der Pensionskassen wie der
AHV-Ausgleichskassen besser lösen (Abb.
5).
Die meisten werden gegen dieses Verfahren
einwenden, dass es jederzeit möglich ist,
eine Absicht zu erklären und dann später
doch die Tätigkeit nicht auszuüben. Auch
hier liesse sich auf eine recht einfache Art
diese Absicht dokumentieren und in einer

administrativ praktikablen Art umsetzen
(Abb. 6).

Die Umsetzung dieser Idee würde es er-
lauben, die Pensionskassengelder in un-
bürokratischer Weise den KMU zur Ver-
fügung zu stellen, den Vorsorgeschutz
weitgehend zu erhalten und eine einfache
und brauchbare Umsetzung für Pen-
sionskassen und Ausgleichskassen zu ge-
währleisten.

Startkapital für KMU: Lösungsansatz zwischen Risiko und
Vorsorgeschutz

Robert Gygax
Leiter der Abteilung Beiträge und Zulagen 
der Ausgleichskasse des Kantons Bern

1 3 5
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gesundheit

Allgemeine Beurteilung

Einleitend ein paar generelle Be-
merkungen.

1. Das schweizerische Gesund-
heitssystem hat sich grundsätzlich
bewährt und es wird daher auch von
der Bevölkerung als gut beurteilt.
Dies vorab aus zwei Gründen: Ers-
tens garantiert es allen Versicherten
den gleichen Zugang zu einer ange-
messenen, qualitativ guten medizi-
nischen Versorgung. Zweitens ver-
fügt die Schweiz gesamthaft über 
ein dichtes Netz von Leistungser-
bringern (Ärzte, Spitäler, Apothe-
ken usw.). Die Versorgung ist gut
und auch in Randregionen sicherge-
stellt. 

2. Unser Krankenversicherungs-
system ist finanziell gesund. Die
Kosten werden durch die im glei-
chen Jahr eingehenden Prämien ge-
deckt. Zur mittelfristigen finanziel-
len Absicherung verfügen die Kas-
sen über Mindestreserven. Die meis-
ten Versicherer halten die vorgege-
bene Mindestreserve ein. Konkurse
wie zum Beispiel in Frankreich blei-
ben uns erspart. Dennoch kann es
manchmal zu Krisenfällen kommen,
wenn Versicherer nicht mehr in der
Lage sind, ihren gesetzlichen Ver-
pflichtungen nachzukommen. In
diesem Fall muss das Departement
des Innern dem Versicherer die Be-

willigung zur Durchführung der ob-
ligatorischen Krankenversicherung
entziehen. Erst vergangene Woche
hat das EDI solches im Fall der
Krankenkasse Accorda verfügt. 

3. Wenngleich das System finanzi-
ell gesund ist, so muss doch einge-
standen werden, dass es im interna-
tionalen Vergleich zu den teuersten
gehört. Wir wenden rund 11% des
Bruttoinlandprodukts für unser Ge-
sundheitswesen auf. Das ist anteil-
mässig fast so viel wie in den USA.
Es gibt aber einen wichtigen Unter-
schied: unser System erfasst die
ganze Bevölkerung, das amerikani-
sche dagegen nicht. Unser Gesund-
heitssystem ist solidarisch und sozial
ausgestaltet. Mich dafür einzuset-
zen, dass dies so bleibt, betrachte ich
als eine meiner Prioritäten. 

4. Die Entwicklung der Gesund-
heitskosten, die zu Lasten der sozia-
len Krankenversicherung finanziert
werden, ist beunruhigend. Wir wol-
len diesen steten Anstieg bremsen.
Wenn wir nichts unternehmen, ris-
kieren wir, dass wegen zunehmen-
der Unzufriedenheit extreme Lö-
sungen, die wir nicht befürworten
können, Mehrheiten finden. Soweit
sind wir aber noch nicht. Es sei dar-
an erinnert, dass die Schweizer un-
gefähr gleich viel Geld aufwenden
für das Essen auswärts wie für die
Krankenversicherung. 

5. Nicht ausser Acht zu lassen ist,
dass der technische Fortschritt in der
Medizin und die grösser werdende
Behandlungsvielfalt zur Steigerung
der Kosten beitragen. Eine erfreuli-
che Folge davon ist die erhöhte Le-
benserwartung. Wir altern bei zu-
nehmend besserer Gesundheit. Das
sollte als erfreuliche Perspektive für
alle auch gesehen werden. Dass da-
bei die Kosten der obligatorischen
Krankenversicherung weiter stei-
gen, scheint unausweichlich. Sie
werden entweder zu Lasten anderer
Sektoren finanziert werden müssen
oder indem mehr Reichtum produ-
ziert wird, vermutlich aber durch
Kombination beider Wege. 

Bevor ich auf die Hauptpunkte
der heute im Vordergrund stehen-
den zweiten Teilrevision des KVG
zu sprechen komme, welche die
Selbstverantwortung der Akteure
des Gesundheitswesens stärken will,
gestatte ich mir noch ein paar
grundsätzliche Vorbemerkungen im
Sinne einer 

Analyse des geltenden
Systems

Das eigentliche Problem der so-
zialen Krankenversicherung ist we-
niger deren Finanzierung als viel-
mehr der stete Versuch aller Akteu-
re, einen möglichst grossen persön-
lichen Nutzen aus dem System zu
ziehen:
• die  Leistungserbringer streben

ein möglichst hohes Einkommen
an; 
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Seit gut drei Jahren liegt die 2. KVG-Revision in den Händen der
eidgenössischen Räte. Nachdem sie in der Wintersession 2002 fast zu
scheitern drohte, fand der Ständerat nach intensiver Vorarbeit seiner
Kommission tragfähige Auswege. Zwar gelang es nicht mehr, die
Revision in der alten Legislaturperiode zum Abschluss zu bringen. Es
besteht aber noch Hoffnung, dass dies in der Wintersession 2003
geschehen wird. – Das nachstehende Referat von Bundespräsident
Pascal Couchepin1 vermittelt eine kurze Analyse der aktuellen Situation
sowie der wichtigsten Revisionspunkte.

1 Das Referat «LAMal: questions actuelles»
wurde gehalten an der Tagung «Die 2. KVG-
Revision und die Finanzierung der Gesund-
heitsleistungen» vom 9. September 2003 in
Luzern, organisiert vom Institut für Rechts-
wissenschaft und Rechtspraxis der Univer-
sität St.Gallen. Die Ausführungen sind aktua-
lisiert und berücksichtigen die letzte Phase
der 2. KVG-Revision bis Ende Oktober.



• die Versicherer suchen einen
möglichst risikoarmen Versicher-
tenbestand zu gewinnen; 

• die Versicherten wiederum ver-
langen eine möglichst weitgehen-
de Finanzierung ihrer individuel-
len medizinischen Behandlungs-
bedürfnisse zu Lasten der sozialen
Krankenversicherung.
Ziel der Krankenversicherung ist

es nicht, Privilegien und finanzielle
Interessen zu schützen. Die soziale
Krankenversicherung will eine auf
das Gemeinwohl der Gesellschaft
ausgerichtete medizinische Versor-
gung zu möglichst geringen Kosten
gewährleisten. Die Gesundheitspoli-
tik muss sich auf die Pfeiler Solida-
rität, Wirksamkeit, Verantwortung
und gesunder Menschenverstand
stützen. 

Das KVG enthält eine Reihe von
Regelungen, welche die Selbstver-
antwortung der Akteure fördern
wollen: 
• Die Leistungserbringer werden

durch das KVG verpflichtet, allen
Versicherten die im KVG um-
schriebene hochstehende medizi-
nische Versorgung angedeihen zu
lassen. Sie erhalten dafür eine an-
gemessene Entschädigung, die sie
mit den Versicherern auszuhan-
deln haben. Diesbezüglich bin ich
zuversichtlich, dass der neue Arzt-
tarif TARMED am 1. Januar 2004
in der obligatorischen Kranken-
versicherung eingeführt wird. Die
gesamtschweizerisch einheitliche
Tarifstruktur wird den Kostenver-
gleich erleichtern und eine verbes-
serte Transparenz schaffen. Da-
durch dürfte auch die künftige
Kostenentwicklung günstig beein-
flusst werden. 

• Die Versicherer müssen laut KVG
alle beitrittswilligen Versicherten
aufnehmen und ihnen vorbehalt-
los die im KVG umschriebenen
Leistungen vergüten. Die Ver-
sicherer sollten ihren Versicher-
ten zudem den Beitritt zu beson-
deren Versicherungsformen er-
möglichen, welche kostendämp-
fend wirken. 

• Den Versicherten wird durch das
KVG die freie Wahl des Versiche-
rers ermöglicht und sie werden
durch verschiedene Regelungen
(z.B. die Kostenbeteiligung) ver-
anlasst, zu einem verantwor-
tungsbewussten und massvollen
Konsum medizinischer Leistun-
gen beizutragen. Um diese aktive
Rolle der Versicherten zu fördern,
hat der Bundesrat auf den 1. Ja-
nuar 2004 die jährliche Mindest-
franchise von 230 auf 300 Franken
erhöht und den maximalen jähr-
lichen Selbstbehalt von 600 auf
700 Franken. Um den Prämien-
vergleich zu erleichtern, hat der
Bund ab 2004 die Prämienregio-
nen für alle Versicherer einheit-
lich festgelegt.
Als wichtigstes Reformvorhaben

im Bereich der sozialen Kranken-
versicherung gilt zurzeit die

2. Teilrevision des KVG

Mit dieser Revision soll die Selbst-
verantwortung der verschiedenen
Akteure weiter gestärkt werden.

Konzentrieren wir uns nun auf die
Hauptpunkte der 2. Teilrevision des
KVG: 

Lockerung des Vertragszwangs
Die Versicherer müssen nur noch

mit der von den Kantonen für jede
Kategorie festgelegten Mindestan-
zahl von Leistungserbringern Tarif-
verträge abschliessen. Sie erhalten
dadurch die Möglichkeit, Einfluss
auf das Angebot an Leistungserbrin-
gern – und damit auf die zu finanzie-
rende Leistungsmenge – zu nehmen.

Leistungsorientierte
Spitalfinanzierung

Inskünftig werden nicht mehr die
Kosten, sondern die während eines
Spitalaufenthalts erbrachten Leis-
tungen abgegolten. Sowohl Kran-
kenversicherer als auch Kanton er-
halten so ein direktes Interesse am
Preis der Leistung, was zu einem
verbesserten Kostenmanagement

führt. Die Leistungen werden zur
Hälfte von den Versicherern und zur
Hälfte von den Kantonen finanziert.

Förderung von besonderen
Versicherungsmodellen und
Netzwerken

Bisher wurden – wenn überhaupt
– meist nur lokal beschränkt Ver-
sicherungsmodelle angeboten, die 
eine kostenwirksame Versorgung
ihrer Versicherten vorsahen. Inte-
ressierte Versicherte hatten daher,
je nach Ort oder Region, häufig gar
keine Möglichkeit, ein besonderes
Versicherungsmodell zu wählen. 

Mit der 2. Teilrevision des KVG
sollen die Versicherer nun verpflich-
tet werden, entsprechende Versiche-
rungsmodelle in der ganzen Schweiz
anzubieten. Dies wird zu einer grös-
seren Vielfalt führen und die Model-
le für die Versicherten attraktiver
machen. Im Verhältnis zu den Leis-
tungserbringern stehen Abgeltungs-
modelle im Vordergrund, die diesen
Budgetverantwortung auferlegen
(z.B. Fallpauschalen).

Versichertenkarte 
Die Versichertenkarte soll zur

Vereinfachung der administrativen
Abläufe beim Versicherer beitra-
gen. Falsch oder unvollständig ge-
schriebene Namen können bei der
Rückvergütung von Kosten zu enor-
men administrativen Aufwänden
führen, wenn die Versicherer versu-
chen, Rechnungen eindeutig einem
Versicherten zuzuordnen. Abhilfe
kann hier die Einführung einer 
obligatorischen Versichertenkarte
schaffen, die jedem Versicherten 
eine gesamtschweizerisch eindeutige
Versichertennummer zuweist. Zu
einem späteren Zeitpunkt könnte
die Versichertenkarte in eine eigent-
liche Gesundheitskarte mit medizi-
nischen Daten ausgebaut werden.

Beiträge zur Prämienverbilligung
Die Prämienverbilligungsbeiträge

sollen noch gezielter auf die Perso-
nengruppen mit effektivem Bedarf
ausgerichtet werden. Die Finanzie-
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rung der sozialen Krankenversiche-
rung durch Kopfprämien und die
spezifische Entlastung besonders
belasteter Gruppen via Prämienver-
billigung hat sich grundsätzlich be-
währt. Die Prämienverbilligungs-
beiträge wurden jedoch insgesamt
zu systematisch und damit zu 
wenig bedürfnisorientiert an die
Versicherten ausgerichtet. Mit der
2. KVG-Teilrevision wird nun eine
zielgruppenspezifischere Ausrich-
tung der Prämienverbilligungs-
beiträge bezweckt. 

Die eidgenössischen Räte haben
sich auf folgende Lösung geeinigt: 
• Von Prämienverbilligungsbeiträ-

gen sollen künftig auch Personen
des mittleren Einkommensseg-
ments profitieren, sofern die Prä-
mienbelastung einen bestimmten
Anteil des Einkommens über-
steigt. 

• Stärker als bisher und mehr als an-
dere Bevölkerungsgruppen in ver-
gleichbaren Einkommensverhält-
nissen sollen künftig Familien mit
Kindern von den Prämien der so-
zialen Krankenversicherung ent-
lastet werden: beim zweiten Kind
wird die Prämie um 50 %, bei al-
len weiteren um 100 % reduziert. 

Entscheidet das Schweizervolk
über die 2. KVG-Revision?

Die letzten verbliebenen Diffe-
renzen zwischen National- und Stän-

derat können vermutlich noch im
laufenden Jahr bereinigt werden. In
der Dezembersession wird insbeson-
dere noch zu entscheiden sein, ob
bereits in der 2. KVG-Revision eine
neue Regelung für die Finanzierung
der Langzeitpflege verankert wer-
den soll. Die vorberatende Kommis-
sion des Ständerates beantragt dem
Plenum, diese Frage erst in einer
nächsten KVG-Revision zu lösen.
Die 2. KVG-Revision wird voraus-
sichtlich auf den 1. Januar 2005 in
Kraft gesetzt werden können. Zu
Besorgnis Anlass gibt der Umstand,
dass die Ärzteschaft noch vor Ver-
abschiedung der Vorlage bereits
verkündet hat, das Referendum da-
gegen ergreifen zu wollen. Ich bin
dennoch zuversichtlich, dass Bun-
desrat und Parlament gute Chancen
haben werden, das Stimmvolk da-
von zu überzeugen, dass die Vorlage
am richtigen Ort ansetzt. 

Wer kann ernsthaft dagegen sein,
dass:
• die Leistungserbringer entspre-

chend ihrer Leistung entschädigt
werden (leistungsorientierte Spi-
talfinanzierung) oder dass sie sich
speziell qualifizieren müssen, da-
mit die von ihnen erbrachten Leis-
tungen von einem Versicherer
auch erstattet werden (Lockerung
des Kontrahierungszwangs)?

• die Versicherer sich statt auf die
Risikoselektion auf das Manage-
ment der von ihren Versicherten
verursachten Gesundheitskosten

konzentrieren und sie bestmöglich
bei der Wahl der Leistungserbrin-
ger und der zweckmässigsten Be-
handlung unterstützen (Förde-
rung von Netzwerken)?

• sich die Versicherten in einem von
der Gesellschaft finanzierten Sys-
tem selbstverantwortlich bewe-
gen?
Was wäre die Folge einer Annah-

me des Referendums?
Der Reformprozess in der Kran-

kenversicherung würde beträchtlich
verlangsamt, wenn nicht blockiert.
Und ich zweifle sehr, dass der Status
quo oder die Blockierung zu einer
Bremsung der Kosten beitragen
würde.

Die aktuelle Revision ist ein wei-
terer Schritt in die richtige Richtung.
Sie ermöglicht es uns, die Wegmar-
ken für die 3. KVG-Revision richtig
zu setzen. Die Vorarbeiten dazu
sind längst aufgenommen worden.
Ein wichtiger Punkt dieser Revision
wird die Finanzierung der Langzeit-
pflege im Zusammenhang mit der
demografischen Entwicklung sein. 
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Gesundheit Interkantonale Koordination im Spitalbereich

Für die Umsetzung einer quantita-
tiven Spitalplanung stehen seit kur-
zem neue Datengrundlagen zur Ver-
fügung, die als Ausgangspunkt für
eine Analyse der Patientenströme
genutzt werden können. Es handelt
sich um die Medizinische Statistik
und die Krankenhausstatistik. Als
Beispiel sollen in diesem Beitrag
ausgewählte Aspekte der Patienten-
wanderungen zwischen den einzel-
nen Kantonen beleuchtet werden.

Das Ausmass der interkanto-
nalen Patientenwanderungen

Zwei im Rahmen der Wirkungs-
analyse KVG durchgeführte Studien
untersuchten die Hintergründe der
Kostendifferenzen zwischen den
Kantonen. Neben einer Vielzahl von
aufschlussreichen Erkenntnissen
blieb jedoch ein Teilaspekt der
Problematik unberücksichtigt, näm-
lich die Tatsache, dass zwischen den
einzelnen Kantonen ein nicht unbe-
deutender Austausch an Gesund-
heitsgütern besteht. Bezogen auf
den stationären Bereich bedeutet
dies Patientenwanderungen von
Personen, die sich ausserhalb ihres
Wohnkantons behandeln lassen.
Schon aus früheren Studien ist be-
kannt, dass ungefähr jeder sechste

Aufenthalt in einem Spital in der
Schweiz einen Bewohner oder eine
Bewohnerin aus einem anderen
Kanton betrifft. Ebenso bekannt ist,
dass der Umfang der interkantona-
len Patiententransfers im Vergleich
mit den Transfers aus dem Ausland
relativ hoch ist 1.

Seit der Einführung der Kran-
kenhausstatistiken BFS im Jahre
1997 und der Medizinischen Statistik
BFS (1998) stehen detaillierte Infor-
mationen betreffend die Anzahl der
ausserkantonalen stationären und
teilstationären Behandlungen in den
Schweizer Spitälern zur Verfügung.
Vor diesem Zeitpunkt wurden in 
der früheren VESKA-Statistik auch
schon entsprechende Daten erho-
ben, wobei aber die Herkunft der
Patienten nicht explizit, sondern le-
diglich unspezifisch als «ausserkan-
tonal» erfasst wurde. In der neuen
Erhebungsform ist es möglich, kan-
tonsweise Import-Export-Matrizen
zu erstellen mit genauen Übersich-
ten der interkantonalen Patientenbi-
lanzen. Das Bundesamt für Statistik
(BFS) erstellt diese Matrizen in den
Standardauswertungen zur Kran-
kenhausstatistik, die zuletzt betref-
fend das Erhebungsjahr 2001 publi-
ziert wurden2. In Ermangelung adä-
quater Datengrundlagen gab es bis-
her nur Stichprobendaten zu diesem
Thema. Sie zeigten im Jahr 1994 
insgesamt einen Anteil von 14,3 %
ausserkantonaler Behandlungen an.
Der Anteil von ausserkantonalen
Aufenthalten war mit rund 25 % in
Privatspitälern grösser als bei den
öffentlichen Spitälern, welche im
Mittel 11,5 % ausserkantonale Fälle
aufwiesen.

Rund neun Jahre später präsen-
tiert sich die Situation ähnlich, wie
die Zeitreihe von 1997 bis 2001 des
Prozentsatzes an ausserkantonalen
Patienten und Ausländern in Abbil-

Interkantonale Patientenwanderungen 
im Spitalbereich

Eine in regelmässigen Abständen aufgeworfene Forderung in der
Diskussion um das Krankenversicherungsgesetz (KVG) ist die Verstär-
kung der interkantonalen Koordination der stationären Gesundheitsver-
sorgung. Angesichts der dominierenden kantonsweisen Betrachtung
unseres Gesundheitswesens liegt es auf der Hand, dass dabei die
zwischen den Kantonen ausgetauschten Gesundheitsgüter quantifiziert
werden müssen. Die Spitalplanung als Instrument für die Sicherstellung
einer bedarfsgerechten Versorgung einerseits und als potenziell kosten-
dämpfendes Element andererseits muss deshalb die interkantonalen
Patientenströme berücksichtigen.

Daniel Zahnd
Bereich Statistik 2, BSV

1 Luca Crivelli, Jason Hauser, Peter Zweifel
(1997): Spitalleistungen ausserhalb des Wohn-
sitzkantons. Eine Evaluation des Artikels 41.3
KVG aus ökonomischer Sicht.

2 www.health-stat.admin.ch.



dung 1 zeigt. Der Anteil von Ausser-
kantonalen, die in den Schweizer
Krankenhäusern behandelt wurden,
liegt im 2001 bei 12,8 %. Zusätzlich
werden pro Jahr ein Anteil von
2,5 % Patienten mit Wohnort im
Ausland behandelt.

Angesichts der relativ kurzen
Zeitreihe ist die Interpretation eines
Trends schwierig. Es muss zudem
darauf hingewiesen werden, dass die
Angaben betreffend das Jahr 1997
mit Unsicherheiten behaftet sind, da
die Krankenhausstatistik in diesem
Jahr zum ersten Mal durchgeführt
wurde.

Welche Beschwerden werden
ausserkantonal behandelt?

Betrachtet man die Diagnosen
und Behandlungen, die am häufigs-
ten ausserkantonal behandelt wer-
den, so handelt es sich an erster
Stelle um Aufenthalte in der Reha-
bilitation (Tabelle 2). Einen weite-
ren wichtigen Bereich bilden relativ
spezialisierte medizinische Behand-
lungen wie Aufenthalte wegen
Rückenbeschwerden oder bei Herz-
krankheiten mit komplexen Be-
handlungen wie Bypassoperationen
(CABG) oder Dilatation der Herz-

kranzgefässe (PTCA). Behandlun-
gen der Gelenke, insbesondere
Knieoperationen und Hüftgelenks-
prothesen, gehören ebenfalls zu den
häufigsten Anlässen von ausser-
kantonalen Behandlungen. Auch
Geburten gehören zu den wichtigs-
ten ausserkantonal behandelten
Spitalaufenthalten. Dies erstaunt
angesichts der Tatsache, dass diese 
Leistung eigentlich zur Grundver-
sorgung eines Gesundheitssystems
gehört. Unfälle, eine klassische 
Indikation von ausserkantonalen
Behandlungen, spielen hingegen 
eine vergleichsweise untergeordne-
te Rolle.

Die Daten der Medizinischen Sta-
tistik 2001 wurden in dieser Analyse
nach der in den USA gebräuchli-
chen CCS-Gruppierung (Clinical
Classification System) ausgewertet.
Wie bei solchen Analysen oft zu
beobachten, umfassen die ersten 15
Gruppen (von insgesamt 260) schon
39,7% aller ausserkantonal erbrach-
ten Pflegetage. Ein grosser Anteil
der Leistungen wird also in einigen
wenigen, «umsatzstarken» Leis-
tungsbereichen erbracht.

Der Anteil der Zusatzversicher-
ten bei den ausserkantonalen Fällen
ist höher als bei den innerkantona-
len. Er betrug im Jahr 2001 32 % ge-

genüber 23,5 % der Patienten, die
insgesamt in der halbprivaten oder
privaten Klasse beherbergt werden.

Darstellung der interkanto-
nalen Patientenwanderungen

In Abbildung 3 sind die Wande-
rungssaldi zwischen den Kantonen
in grafischer Form dargestellt (Da-
ten 2001). Die Stärke der Verbin-
dungsstriche symbolisiert den Um-
fang der Patientenwanderungen. Pa-
tienten mit Wohnort im Ausland,
die sich in der Schweiz behandeln
lassen, sind ebenfalls ersichtlich, wo-
bei aber die Richtung der Pfeile
nicht im geographischen Sinne inter-
pretiert werden darf.

Ein reger Austausch von Patien-
ten besteht in der Ostschweiz auf
der Achse Aargau, Zürich, St.Gal-
len mit den angrenzenden Kantonen
Thurgau und Appenzell, zu einem
wichtigen Teil auch Schwyz. Die 
Innerschweizer Kantone Obwalden,
Nidwalden und Uri gruppieren sich
um den Kanton Luzern. Ein starker
Austausch von Patienten besteht
ferner zwischen den beiden Basel.

In der Region des westlichen Mit-
tellandes bildet der Kanton Bern ein
wichtiges Zentrum. Hier werden
Versorgungsfunktionen für die Kan-
tone Solothurn, Freiburg, Neuen-
burg und teilweise auch Luzern er-
bracht. Der Kanton Freiburg «ex-
portiert» Fälle sowohl in den Kan-
ton Bern wie auch in den Kanton
Waadt.

Die französische Schweiz grup-
piert sich um die Kantone Genf 
und Lausanne, die gleichzeitig auch
einen Anteil ihrer Kapazitäten für
ausländische Patienten zur Verfü-
gung stellen. Ein wichtiger Teil der
Gesundheitsversorgung der Kanto-
ne Freiburg, Wallis und Neuenburg
wird ebenfalls durch die West-
schweizer Zentren übernommen.
Der Kanton Tessin versorgt sich
grösstenteils selbst.

Eine weitere Möglichkeit ist die
Darstellung der ausserkantonalen
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Der Anteil von auswärtigen Patienten von 1997 bis 2001 1

Quelle: Krankenhausstatistik BFS
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Fälle nach der medizinischen Fach-
abteilung, wie in Abbildung 4 er-
sichtlich. Wie schon bei der Analyse
nach der Erkrankungsart ist auch
hier die Rehabilitation der wichtigs-
te Anlass für ausserkantonale Spi-
talaufenthalte.

An zweiter Stelle stehen Aufent-
halte in Intensivabteilungen. Dabei
handelt es sich vor allem um Aufent-
halte im Zusammenhang mit akuten
Herz- und zerebrovaskulären Er-
krankungen und teilweise um Fälle
von schweren Unfällen und Verlet-
zungen.

Im Bereich der Pädiatrie stellen
Neugeborene den Grossteil der
Fälle, dabei auch vor dem Termin
oder mit niedrigem Geburtsgewicht
Geborene oder Fälle von konge-
nitalen Anomalien. Andere Ursa-
chen für ausserkantonale Aufent-
halte in der Pädiatrie sind infek-
tiöse Darmkrankheiten und Prob-
leme mit den Rachenmandeln
(Tonsillitis). Die Gründe für
ausserkantonale Aufenthalte in der
Medizinischen Radiologie sind
Strahlentherapien bei Krebskrank-
heiten.

Ein unterdurchschnittlicher Aus-
tausch von Fällen zeigt sich in der
Geriatrie und der Psychiatrie. In
diesen Bereichen sind die Fälle in-
folge von hohen Aufenthaltsdauern
jedoch in der Regel mit vielen Pfle-
getagen und entsprechend hohen
Fallkosten verbunden.

Nutzung der vorhandenen
Datengrundlagen

Quantitative Analysen im medi-
zinischen Bereich sind komplex, 
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Die häufigsten Anlässe für ausserkantonale Spitalaufenthalte 2

Pflege- Fälle Dauer Diagnosen Häufigste Behandlungen
tage %

9,48 % 7 784 24,5 Rehabilitation und Anpassung von Hilfsgeräten Physiotherapeutische Übungen, Manipulationen 
und sonstige manuelle Therapie

5,62 % 7 175 15,8 Spondylose, Bandscheibenschäden und sons- Laminektomie, Exzision oder Destruktion eines
tige Rückenprobleme Discus intervertebralis

2,91 % 6 596 8,9 Fehlende Angabe Sonstige physikalische Therapie, Rehabilitation 
und Sprachschule

1,96 % 5 919 6,7 Artheriosklerose und sonstige Herzkrankheiten Diagnostische kardiale Katheterisierung, koronare
(inkl. Ischämische Herzkrankheiten) Arteriographie / Koronare Bypassoperationen 

(CABG) / Perkutane transluminale 
Koronarangioplastie (PTCA)

1,04 % 5 239 4 Schäden an Gelenken / Luxationen Meniskektomie am Knie / Arthroskopie

1,47 % 4 984 5,9 Gesundes Neugeborenes Sonstige diagnostische Massnahmen (Befragung,
Untersuchung, Konsultation)

2,68 % 4 475 12 Sonstige und nicht zugeordnete Kodes Physiotherapeutische Übungen, Manipulationen 
und sonstige manuelle Therapie

3,06 % 4 470 13,8 Osteoarthritis Ersatz des Hüftgelenks, partiell und total / 
Arthroplastik am Knie

1,33 % 4 418 6 Normale Schwangerschaft und/oder Geburt Sonstige geburtsunterstützende Massnahmen

1,94 % 3 822 10,2 Sonstige Krankheiten des Bindegewebes Sonstige Operationen an Muskeln und Sehnen

0,40 % 3 005 2,7 Katarakt (Grauer Star) Linsen- und Kataraktoperationen

0,49 % 2 837 3,4 Varizen der unteren Extremitäten Ligatur und Stripping von Varizen der unteren 
Extremität

4,95 % 2 554 39 Affektive Störungen Psychologische und psychiatrische Untersuchung 
und Therapie

1,11 % 2 524 8,8 Sonstige Störungen des Nervensystems Dekompression an peripheren Nerven

1,23 % 2 365 10,5 Frakturen der unteren Gliedmassen Operationen bei Frakturen oder Dislokationen an 
unteren Extremitäten (ausser Hüfte und Femur)

39,70 % 68 167

Quelle: Medizinische Statistik BFS (2001)



entsprechend der Komplexität des 
Untersuchungsgegenstandes. Dazu
kommt die föderalistische Struktur
des schweizerischen Gesundheits-
wesens, die eine Koordination der
Anstrengungen um kostendämpfen-
de Massnahmen nicht begünstigt.
Die Tatsache, dass rund jeder sechs-
te Aufenthalt in einem Schweizer
Spital ein ausserkantonaler Fall ist,
zeigt jedoch, dass die Patientenwan-
derungen bei der Spitalplanung
nicht ausser Acht gelassen werden

dürfen. Die bisherigen Planungsme-
thoden der Kantone sind demge-
genüber der Komplexität der Mate-
rie nicht angemessen und stützen
sich auf vorgegebene beziehungs-
weise errechnete Bettendichten, oh-
ne dass diagnosebezogene Angaben
betreffend die nachgefragten Spital-
leistungen in Betracht gezogen wer-
den. 

Mit der Medizinischen Statistik
der Krankenhäuser steht nun aber
ein Hilfsmittel zur Verfügung, mit

dem die Inanspruchnahme der 
stationären Gesundheitsversorgung
durch die Bevölkerung und die in
den Spitälern erbrachten Leistungen
beschrieben werden können.

Damit werden sich die Versor-
gungsverhältnisse in der Zukunft
optimaler beschreiben lassen, und
Aufgaben wie die Bedarfsplanung,
die Abschätzung von Überkapazitä-
ten und quantitative Grundlagen für
die Abschlüsse von Leistungsaufträ-
gen müssen nicht mehr anhand von
unspezifischen Bettenzahlen quanti-
fiziert werden, sondern können mit
den behandelten Pathologien in Be-
zug gesetzt werden. 

Die Diskussionen um die inter-
kantonale Koordination der Ge-
sundheitsversorgung können schliess-
lich auf eine objektivierte Grundla-
ge abgestützt werden, und mit dem
Einsatz von adäquaten Methoden
sollte es in Zukunft auch möglich
sein, Prognosen über den zukünfti-
gen Bedarf zu stellen.

Daniel Zahnd, Dr. phil., Kompetenzzentrum
Grundlagen, Bereich Statistik 2, BSV;
E-mail: daniel.zahnd@bsv.admin.ch
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Darstellung der Patientenwanderungen ab mehr als 150 Fällen 3

Quelle: Krankenhausstatistik BFS (2001)
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Quelle: Medizinische Statistik BFS (2001)
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Sozialpolitik Leben ohne Bewilligung in der Schweiz

Unbewilligter Aufenthalt als
soziales Problem

Der Aufenthalt von Zuwanderern
ohne gültige Bewilligung wird in der
Schweiz erst seit den letzten paar
Jahren öffentlich thematisiert und
dringt allmählich als soziales Pro-
blem mit gesamtgesellschaftlicher
Bedeutung ins Bewusstsein der Be-
völkerung. Dies mag damit zusam-
menhängen, dass der unbewilligte
Aufenthalt gemeinhin als rechtswid-
rig beziehungsweise selbstverschul-
det gilt und zumindest Erwachsene

nur beschränkt auf das Verständnis
der ansässigen Bevölkerung zählen
können.

Bis in die 80er-Jahre vermochte
der Arbeitsmarkt praktisch alle Ein-
wanderer mittelfristig zu absorbie-
ren, auch wenn immer schon Mig-
ranten – vor allem Männer – und 
Familienangehörige von Saisonniers
ohne Aufenthaltsberechtigung in
der Schweiz weilten. Infolge der ver-
mehrten Zulassungsbeschränkun-
gen im Ausländer- bzw. im Asylbe-
reich haben sich inzwischen Hinter-
gründe, Profil und Herkunft der 
Migrant/innen diversifiziert. Diese
Tendenz wird europaweit beobach-
tet, da immer mehr Menschen, die in
ihrem Herkunftsland keine Lebens-
perspektive sehen, die «Chance» er-

greifen, im Exil eine neue Existenz
aufzubauen. Begünstigt wird diese
Entwicklung durch die Anforderun-
gen globalisierter Arbeitsmärkte,
die an flexiblen Arbeitnehmer/innen
interessiert sind, welche wenig An-
sprüche hinsichtlich der Anstel-
lungsbedingungen stellen.

Auch in der Schweiz leben heute
zahlreiche Frauen, Männer und Kin-
der ohne Aufenthaltsbewilligung,
sogenannte Sans-Papiers. Aktuelle
Schätzungen, die auf einer Umfrage
bei rund 1000 Arbeitgebern beru-
hen, gehen gegenwärtig von 70 000
bis 180 000 Erwerbstätigen ohne
Aufenthaltspapiere aus (Piguet &
Losa 2002). Obwohl die meisten die-
ser Menschen den Kontakt mit den
Behörden nach Möglichkeit meiden,
sind nicht nur Hilfswerke und 
Migrantenorganisationen, sondern
auch kantonale Instanzen, Schulen,
Gesundheitsdienste und Gerichte
gefordert, realisierbare Lösungen im
Umgang mit der Papierlosigkeit zu
finden.

In Diskussionen um diese Heraus-
forderung werden vielfach zwei
konträre Grundsatzpositionen in
verschiedenen Schattierungen ver-
treten. Die eine beharrt auf dem Pri-
mat der Einwanderungsregelungen,
das sozialrechtliche Überlegungen
einer konsequenten Verfolgung aus-
länderrechtlicher Verstösse unter-
ordnet. Die gegenteilige Position
nimmt die illegale Anwesenheit als
Realität zur Kenntnis und stellt
menschen- bzw. sozialrechtliche
Normen über die Imperative na-
tionalstaatlicher Zulassungsregelun-
gen. Beide Standpunkte spiegeln
sich in der bestehenden Rechtsord-
nung wider und führen zu Zielkon-
flikten, mit denen einzelne Akteure
im Rahmen ihres Ermessensspiel-
raums unterschiedlich umgehen.
Diese Ausgangslage schafft Unsi-

Ohne Papiere, aber nicht rechtlos

Der Aufenthalt von Zuwanderern ohne gültige Bewilligung wird in der
Schweiz erst seit den letzten paar Jahren öffentlich wahrgenommen.
Um die Rahmenbedingungen des unbewilligten Aufenthalts sowie die
Umstände von Illegalisierungsprozessen zu beleuchten, hat das BSV das
Schweizerische Forum für Migrations- und Bevölkerungsstudien
beauftragt, eine Standortbestimmung der Situation von Sans-Papiers in
der Schweiz unter besonderer Berücksichtigung der sozialrechtlichen
Vorkehrungen in Theorie und Praxis vorzunehmen. Nachfolgend werden
die Hauptergebnisse dieses Berichts1 zusammengefasst.

Denise Efionayi-Mäder und Christin Achermann
Schweizerisches Forum für Migrations- und Bevölkerungsstudien

1 Christin Achermann und Denise Efionayi-Mä-
der, Leben ohne Bewilligung in der Schweiz:
Auswirkungen auf den sozialen Schutz;
Beiträge zur Sozialen Sicherheit, 24/03. Be-
zug bei BBL, Vertrieb Publikationen. 3003
Bern.



cherheiten und Dissonanzen in der
Zusammenarbeit zwischen verschie-
denen öffentlichen oder privaten
Stellen und kann zu «Verwirrungen
im Dickicht der Zuständigkeiten»
(Anderson 2003) führen, die sinn-
volles Handeln verunmöglichen.

Obwohl die Lebensumstände von
Personen ohne Aufenthaltsberechti-
gung auch in der Schweiz vermehrt
Gegenstand wissenschaftlicher Un-
tersuchungen werden (Valli 2003,
Stienen 2001 usw.), sind sozialrecht-
liche Aspekte und die Rolle von
Behörden bisher nie umfassend ana-
lysiert worden. 

Wer sind die Sans-Papiers?

Es liegt in der Natur der Sache,
dass über die Zahl und Merkmale
der Anwesenden ohne Aufenthalts-
bewilligung keine gesicherten Anga-
ben existieren. Vergleiche zwischen
Aussagen von Fachpersonen und
bruchstückhaften Statistiken lassen
trotzdem Hinweise auf das Profil der
betreffenden Personen zu. Sie stam-
men mehrheitlich aus Lateiname-
rika (vor allem Frauen), aus den
Nachfolgestaaten des ehemaligen
Jugoslawiens, aus Osteuropa, der
Türkei oder vereinzelt aus afrikani-
schen und asiatischen Staaten. Ihr

Alter liegt mehrheitlich zwischen 20
und 40 Jahren. Frauen sind beson-
ders in grösseren Städten in der
Überzahl, doch halten sich auch Fa-
milien und alleinstehende Männer
ohne Aufenthaltsberechtigung in
der Schweiz auf. Viele Papierlose
sind relativ gut ausgebildet. Die
grosse Mehrheit von ihnen ist er-
werbstätig, und zwar in den fol-
genden Branchen: Hausarbeit (Rei-
nigung, Kinderbetreuung, Pflege

usw.), Reinigungsbranche, Gastge-
werbe, Baugewerbe, Landwirt-
schaft, Sexgewerbe. Ihre Löhne lie-
gen wesentlich unter dem landesüb-
lichen Durchschnitt.

Wie ähnliche Ergebnisse aus an-
deren europäischen Studien bestäti-
gen (Alaluf 2003), ist die Anwesen-
heit von Sans-Papiers offensichtlich
eine Folge segmentierter Arbeits-
märkte, eines erhöhten Rationalisie-
rungsdrucks in allen Branchen sowie
einer wachsenden Nachfrage nach
Haushaltshilfen. Schliesslich spielen
auch die Einschränkung regulärer
Einwanderungsmöglichkeiten und
eine im Vergleich zu früher restrikti-
ver gestaltete Asylpolitik eine Rolle:
Obwohl ein Teil der Personen ohne
Aufenthaltsberechtigung als Tou-
rist/innen oder – seltener – ohne Be-
willigung in die Schweiz eingereist
sind, verfügten andere vor der ille-
galen Anwesenheit über eine Auf-
enthaltsberechtigung und haben die-
se in der Folge aus verschiedenen
Gründen verloren oder nicht verlän-
gern können. Fest steht, dass Perso-
nen ohne Aufenthaltsbewilligung
keine homogene Gruppe bilden, so
dass auch die konkreten Lebens-
und Rechtslagen der Betroffenen
wesentlich auseinander klaffen.

Im Alltag haben viele der betref-
fenden Personen mit prekären

Wohnverhältnissen, schwierigen Ar-
beitsbedingungen und, falls sie er-
kranken, mit Problemen bei der me-
dizinischen Versorgung zu kämpfen.
Die Einschulung von Kindern im
schulpflichtigen Alter funktioniert
in der Schweiz relativ gut. Im Ge-
gensatz dazu wirft insbesondere die
nachobligatorische Ausbildung für
Jugendliche grosse Probleme auf.
Dass die Unsicherheit des Aufent-
halts und die (meist) fehlende Aus-

sicht auf Erhalt einer Bewilligung –
sei es im Rahmen einer kollektiven
Regularisierung oder einer Einzel-
fallregelung – für Sans-Papiers eine
Dauersorge darstellt, braucht nicht
eigens betont zu werden. 

Papierlos bedeutet nicht
rechtlos

Neben spezifischen Bestimmun-
gen der schweizerischen Rechtsord-
nung gelten für alle Menschen und
unabhängig von ihrem Aufenthalts-
status in einem bestimmten Staat 
die international kodifizierten Men-
schenrechte (Kälin 2000, Hostettler
2002). Auch Sans-Papiers können
sich also auf die Rechte der Eu-
ropäischen Menschenrechtskonven-
tion sowie auf die Bestimmungen
der UNO-Menschenrechtspakte be-
rufen, sofern darin nicht eine ex-
plizite Einschränkung auf Staats-
bürger/innen oder zugelassene Mig-
rant/innen enthalten ist. Dasselbe
gilt auch für die in der Bundesver-
fassung fest geschriebenen Grund-
rechte. Für den sozialen Schutz von
besonderer Bedeutung ist dabei das
Recht auf Hilfe in Notlagen (Art.
12), welches unabhängig vom aus-
länderrechtlichen Status einen An-
spruch auf staatliche Unterstützung
in Notsituationen beinhaltet.

Grundsätzlich gelten auch für pa-
pierlose Erwerbstätige das Arbeits-
recht sowie die meisten Vorkehrun-
gen im Bereich der Sozialversiche-
rungen (AHV, 2. Säule, Unfallver-
sicherung, Familienzulagen). Mit
Ausnahme der Arbeitslosenversi-
cherung sind sie grundsätzlich zum
Leistungsbezug dieser Versicherun-
gen oder allenfalls zur Rückerstat-
tung der einbezahlten AHV-Beiträ-
ge berechtigt, wenn sie die Schweiz
verlassen. 

Auch Menschen ohne Aufent-
haltsbewilligung haben ein Recht
auf grundlegende medizinische Leis-
tungen, unterstehen dem Kranken-
versicherungsobligatorium und kön-
nen je nach den kantonalen Rege-
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lungen Anspruch auf Prämienverbil-
ligungen erheben.

Trotz dieser rechtlich klaren Aus-
gangslage ist die konkrete Umset-
zung und Ausgestaltung der sozial-
rechtlichen Bestimmungen gegen-
über Personen ohne Aufenthaltssta-
tus ausgesprochen komplex und
unübersichtlich. Dies hängt damit
zusammen, dass zwar zahlreiche so-
zial- und arbeitsrechtliche Regelun-

gen gelten, aber in der Praxis nicht
eingefordert werden können. Ferner
erlauben die vorliegenden Entschei-
de von Gerichts- und Verwaltungs-
instanzen keine kohärente Interpre-
tation der Jurisprudenz. Dadurch
entsteht ein grosser Ermessensspiel-
raum für den behördlichen Umgang
mit Menschen ohne Aufenthaltssta-
tus, der sich in den untersuchten
Fallbeispielen eindrücklich wider-
spiegelt.

Erhebliche kantonale
Differenzen 

Wie die Abklärungen im Rahmen
der Studie zeigen, sind Ansätze zu
einer koordinierten Politik gegen-
über Sans-Papiers im Kanton Zürich
ausschliesslich im Schulwesen zu
beobachten. Der obligatorische
Schulbesuch von papierlosen Kindern
funktioniert grösstenteils ohne Pro-
bleme und ohne dass entsprechende
Informationen an das Migrationsamt 
weitergeleitet werden. In der Stadt 
Zürich ist neben der obligatorischen
Schule auch der Besuch von Kinder-
horten und Kindergärten möglich. 

Ansonsten zeichnet sich die Praxis
im Kanton Zürich durch einen weit-
gehend «privatisierten» Umgang mit

dem unbewilligten Aufenthalt aus,
der sich auf ein Hilfsnetz von NGOs
und Personen mit persönlichem En-
gagement stützt sowie gelegentlich
auf den diskreten, wenn nicht gar
heimlichen Beistand qualifizierter
Sozialberater/innen, Therapeut/in-
nen und anderer Helfer/innen. Spe-
zifische behördliche Verfahren sind
somit kaum etabliert – weder in Be-
zug auf die  Krankenversicherung

noch im Bereich der Sozialabgaben
oder Quellensteuern. Offensichtlich
wird davon ausgegangen, dass ein
Kontakt zu offiziellen Stellen in den
meisten Fällen fremdenpolizeiliche
Massnahmen (Wegweisung) für die
Betroffenen nach sich ziehen werde.
Nur der Bezug von Leistungen der
Unfallversicherung stellt gemäss un-
seren Informationen kein Problem
dar. Der Bezug von staatlicher So-
zialhilfe ist für Sans-Papiers im 
Kanton Zürich nur in Ausnahmen
und nicht ohne fremdenpolizeiliche
Konsequenzen möglich. Überle-
benshilfeangebote sind wenig be-
kannt und es wird davon ausgegan-
gen, dass die Unterstützung vor al-
lem im privaten Rahmen erfolgt. 

Anders sieht die Ausgangslage im
Kanton Genf aus, wo der behördli-
che Umgang mit den Sans-Papiers
seit mehreren Jahren öffentlich oder
zumindest zusammen mit den Be-
hörden debattiert wurde. Es ist 
daher nicht übertrieben zu sagen,
dass der Kanton in dieser Frage
schweizweit eine Art Vorreiterrolle
gespielt hat. Die befragten Fachper-
sonen stimmen weitgehend darin
überein, dass ausländerrechtlich un-
bewilligte Erwerbstätigkeit – soge-
nannte Grauarbeit –, bei der Sozial-
und Steuerabzüge verrechnet wer-

den, verbreitet ist, wenn man von
der Erwerbstätigkeit in Privathaus-
halten, bei der keine Abzüge ge-
macht werden, einmal absieht.
Rechte im Rahmen der Sozialver-
sicherungen können tatsächlich ein-
gefordert werden. Das Genfer Ar-
beitsgericht meldet klagende Sans-
Papiers den Einwohnerbehörden
nicht, und für jene, die den Be-
hörden bekannt sind, kann für die
Dauer eines Gerichtsverfahrens ein
Aufschub der Ausreise erwirkt wer-
den. 

Trotz gelegentlicher praktischer
Schwierigkeiten steht allen Sans-
Papiers die Möglichkeit offen, einer
Krankenkasse beizutreten, ohne 
eine Denunziation zu riskieren.
Dennoch sind die erwachsenen
Sans-Papiers angesichts der Nied-
riglöhne mehrheitlich nicht in der
Lage, eine Krankenversicherung ab-
zuschliessen. Hingegen sind prak-
tisch alle Kleinkinder und Jugendli-
chen im schulpflichtigen Alter kran-
kenversichert, wobei die Anmel-
dung in einer Schule oder Krippe als
Wohnortsbestätigung gilt. Der Kan-
ton unterstützt ausserdem ein nie-
derschwelliges Ambulatorium am
Universitätsspital, das Papierlosen
eine medizinische Grundversorgung
anbietet.

Das kantonale Sozialamt in Genf
übernimmt in gewissen Fällen die
Unterstützung von hilfsbedürftigen
Sans-Papiers, welche den kantona-
len Behörden bekannt sind; dies ge-
schieht nach abgesenkten Leistungs-
standards, wie sie auch für Asyl-
suchende gelten. Genf verfügt fer-
ner über ein relativ breites Angebot
von niederschwelligen Nothilfean-
geboten, die auch für Sans-Papiers
zugänglich sind und vom Kanton un-
terstützt werden.

Dieser kurze Überblick illustriert,
dass der Umgang mit den Zielkon-
flikten zwischen den Imperativen
der Einwanderungskontrolle einer-
seits und der Gewährung von sozia-
len Rechten andererseits in der Pra-
xis wesentlich durch den regionalen,
kulturellen und politischen Kontext
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meisten Vorkehrungen im Bereich der Sozialversiche-
rungen auch für papierlose Erwerbstätige.



geprägt wird. Während sich im Kan-
ton Zürich bisher keine koordinierte
Politik abzeichnet, ist der Umgang
mit Sans-Papiers im Kanton Genf
Gegenstand verschiedener Abspra-
chen zwischen Behörden, Polizei,
Gewerkschaften und Hilfswerken.
Einige Hypothesen über die Gründe
für diese unterschiedlichen kantona-
len Umgangsweisen werden in der
Studie formuliert.

Internationale Perspektive…

Noch markantere Unterschiede
als zwischen verschiedenen Kanto-
nen in der Schweiz sind plausibler-
weise auf internationaler Ebene aus-
zumachen. So sind gewisse Staaten
dem Phänomen der Illegalität in den
letzten Jahrzehnten mit kollektiven
Regularisierungskampagnen begeg-
net. Andere tun sich mit der Aner-
kennung dieser Realität schwer, was
im besten Fall zu einer Privatisie-
rung und im schlimmsten Fall zu
einer Kriminalisierung des Umgangs
mit bestehenden Problemen führt.
Trotzdem lassen sich mindestens
zwei Tendenzen ausmachen, die sich
durch alle nationalen Kontexte hin-
durch ziehen: Während niederge-
lassene Einwanderer ihre sozialen
Rechte in europäischen Staaten
weitgehend konsolidieren konnten,
wurden im Asylbereich und für Per-
sonen in prekären Aufenthaltsver-
hältnissen zahlreiche Beschränkun-
gen und Sonderregelungen einge-
führt, die mitunter Illegalisierungs-
prozesse begünstigt haben. Wenn
auch nicht ausschliesslich, so ge-
schah dies doch teilweise in der – de-
klarierten oder impliziten – Absicht,
die Einwanderung zu begrenzen. 

Gleichzeitig ist kaum zu überse-
hen, dass in vielen europäischen
Staaten Menschen ohne Aufent-
haltsbewilligung zunehmend frühere
Migrantenkohorten auf den unat-
traktivsten Stellen des Arbeitsmark-

tes abgelöst haben. Die Beschäfti-
gung von Sans-Papiers wird nicht
selten als willkommenes flexibilisie-
rendes Element in regulierten Ar-
beitsmärkten akzeptiert, so dass
man von einer repressiven Toleranz
sprechen kann. In diesem Sinn sind
es primär die strukturellen Verände-
rungen des Arbeitsmarkts, welche
zu einer Zunahme der unbewilligten
Arbeitsverhältnisse geführt haben.
Sinkende Transportkosten oder so-
ziale Netzwerke wirken dabei als un-
terstützende Faktoren. Interessant
ist dabei, dass diese Entwicklung eu-
ropaweit unabhängig von der «offi-
ziellen» Politik gegenüber Sans-Pa-
piers bzw. vom Fehlen einer solchen
Politik zu beobachten ist. 

…und zukünftige
Herausforderungen

Fragen rund um die Anwesenheit
von illegalen Aufenthalter/innen
werden in den kommenden Jahren
zweifellos noch an Bedeutung ge-
winnen, denn das Einwanderungsge-
schehen kann in einer immer stärker
vernetzten Welt durch national-
staatliche Regelungen nur be-
schränkt gesteuert werden. Men-
schen, denen eine legale Zuwande-
rung verwehrt bleibt, werden sich
auch in Zukunft manchmal absicht-
lich oder notgedrungen in die Illega-
lität begeben. Eine sachgerechte Po-
litikgestaltung darf die wirtschaftli-
chen und sozialen Realitäten des il-
legalen Aufenthalts nicht ignorie-
ren, auch wenn noch Koordinaten
und Instrumente fehlen, um diese
adäquat zu erfassen. Erkenntnisse
aus der Grundlagenforschung sind
in diesem Zusammenhang ebenso
gefragt wie praktische Erfahrungen
und Evaluationen bestehender Poli-
tiken. 

Längerfristig wird sich – in der
Schweiz wie anderswo – eine öffent-
liche Debatte über den gesellschaft-

lichen Umgang mit Sans-Papiers
nicht vermeiden lassen. Insbesonde-
re Rechtsgüterkonflikte zwischen
ausländerpolitischen Überlegungen
und der Durchsetzung von Grund-
und Sozialrechten für alle Menschen
unabhängig vom Aufenthaltsstatus
werfen grundsätzliche Fragen auf,
die offen und längerfristig zu thema-
tisieren sind. So gilt es Antworten
auf die Frage zu finden, ob die Ein-
schränkung von Sozialrechten ille-
galer Aufenthalter/innen ein taugli-
ches Instrument der Zuwanderungs-
steuerung sein kann, oder ob die
Einhaltung von Grundrechten nicht
im Interesse der gesamten Gesell-
schaft liegt, da sie hilft, soziale Pola-
risierungen und eine Kriminalisie-
rung der Betroffenen zu verhindern
und möglicherweise einen Beitrag
zur Eindämmung der Nachfrage von
Arbeitskräften mit beschränkten
Rechten leistet.
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Sozialpolitik Neugestaltung des Finanzausgleichs

Hinsichtlich der Sozialversicherun-
gen hat das Parlament die Vorschlä-
ge des Bundesrates übernommen
bzw. mit Bestimmungen ergänzt,
welche bei der Übertragung von
Aufgaben vom Bund an die Kanto-
ne während einer Übergangsfrist die
Finanzierung gewährleisten. Die Be-
stimmungen sichern die Weiter-
führung des bisherigen Leistungsan-
gebots und erlauben ausserdem eine
schrittweise Übertragung der Auf-
gaben an die Kantone. Im Sozialbe-
reich sind die Kernpunkte der NFA
die folgenden:

Individuelle Leistungen 
der AHV und der IV

Heute leisten der Bund und die
Kantone Beiträge an die Finanzie-
rung der AHV und der IV. Mit der
NFA trägt allein der Bund den Bei-
trag der öffentlichen Hand an die Fi-
nanzierung der individuellen AHV/

IV-Leistungen (Eingliederungsmass-
nahmen, Renten, Hilflosenentschä-
digungen – Art. 112 Abs. 3 BV neu).
Die Kantone werden von der Fi-
nanzierung der AHV und der 
IV vollständig entlastet. Regelungs-
und Ausgabenkompetenz werden
zusammengeführt, was auch die ein-
heitliche Rechtsanwendung erleich-
tert. Diese neue Aufteilung der Auf-
gaben und der Finanzierung hat kei-
ne Auswirkungen auf die Organisa-
tion der AHV. Dagegen muss die
neu ausschliessliche Zuständigkeit
des Bundes für den Vollzug der indi-
viduellen Leistungen im Invaliden-
versicherungsgesetz verankert wer-
den. 

Ergänzungsleistungen zur AHV
und zur IV 

Das Verfassungsziel – die ange-
messene Deckung des Existenzbe-
darfs – kann durch die Alters-, Hin-

terlassenen- und Invalidenvorsorge
nicht systematisch garantiert wer-
den. Deshalb steht das Recht auf Er-
gänzungsleistungen (EL) nicht mehr
nur in einer Übergangsbestimmung,
sondern ist neu in einer ordentlichen
Verfassungsbestimmung verankert
(Art. 112a BV neu). Das Bundesge-
setz über die Ergänzungsleistungen
(ELG) wandelt sich von einem Sub-
ventionsgesetz zu einer gemeinsa-
men Aufgabe des Bundes und der
Kantone. Die Existenzsicherung
wird neu überwiegend zur nationa-
len Aufgabe. Der Bund finanziert
5/8, die Kantone 3/8. Die Kantone
übernehmen den Betrag der Heim-
unterbringungskosten, der den Exis-
tenzbedarf überschreitet. Die Be-
rechnung der jährlichen EL wird
zwar im Gesetz erschöpfend gere-
gelt, aber die Kantone verfügen
über einen Ermessensspielraum bei
der Festsetzung des Betrags für die
persönlichen Auslagen, die maxi-
male Höhe der anrechenbaren
Heimtaxen sowie die Berücksichti-
gung des Vermögens der Heim-
bewohner. Die durch Krankheit
oder Behinderung entstehenden
Kosten werden von den Kantonen
mindestens im gesetzlich festgeleg-
ten Umfang zurückerstattet. 

Sonderschulung 

Mit der NFA übernehmen die
Kantone die umfassende Verant-
wortung für die Sonderschulung: In
der Verfassung wird der Grundsatz
verankert, dass die Kantone für eine
ausreichende Sonderschulung aller
Kinder und Jugendlichen mit Behin-
derungen bis längstens zum vollen-
deten 20. Altersjahr zu sorgen haben
(Art. 62 Abs. 3 BV neu). Damit wird
ein individueller Anspruch aller
Kinder und Jugendlichen mit Be-

Neugestaltung des Finanzausgleichs und der
Aufgabenteilung 

Die Neugestaltung des Finanzausgleichs und der Aufgabenteilung
zwischen Bund und Kantonen (NFA) ist auf gutem Wege. Das Parlament
hat die notwendigen Verfassungsgrundlagen für die neue Aufgaben-
und Finanzierungsaufteilung sowie das Bundesgesetz über den Finanz-
und Lastenausgleich am 3. Oktober 2003 verabschiedet.

Michel Valterio
Stv. Direktor BSV



hinderungen auf Sonderschulung im
Sinne einer optimalen Förderung
und Schulung garantiert. In diesem
Bereich ist kein Rahmengesetz auf
Bundesebene erforderlich, da ein
solches auch in den anderen Berei-
chen des öffentlichen Erziehungs-
wesens, die auf der gleichen Verfas-
sungsgrundlage beruhen, nicht exis-
tiert. Überdies würde eine Interven-
tion des Bundes der Schulhoheit der
Kantone zuwiderlaufen. Die Über-
tragung der Sonderschulung an die
Kantone wird durch eine Über-
gangsbestimmung abgesichert: Da-
nach übernehmen die Kantone die
bisherigen Leistungen der IV an die
Sonderschulung (einschliesslich der
heilpädagogischen Früherziehung),
bis sie über kantonal genehmig-
te Sonderschulkonzepte verfügen,
mindestens jedoch während drei
Jahren (Art. 197 Ziff. 2 BV). 

Wohnheime und Werkstätten
für Behinderte 

Der Bund fördert weiterhin die
Eingliederung Invalider durch die
Ausrichtung von Geld- und Sach-
leistungen. Die Kantone leisten Sub-
ventionen an den Bau und Betrieb
von Institutionen, die dem Wohnen
und dem Arbeiten Behinderter die-
nen. Die Ziele, Grundsätze und Ein-
gliederungskriterien sind jedoch in
einem Bundesgesetz festzulegen
(Art. 112b BV neu). Hiefür wird der
Bund ein Rahmengesetz erlassen,
welches die Mindeststandards vor-

gibt sowie das Verfahren und die
Rechtsmittel festlegt, welche die
Kantone zu befolgen haben. Eine
Fachkommission mit Vertretern des
Bundes, der Kantone, der Institutio-
nen und Organisationen Behinder-
ter prüft die kantonalen Strategien,
die vom Bundesrat genehmigt wer-
den müssen. Die Aufgabenübertra-
gung an die Kantone ist in einer
Übergangsbestimmung geregelt,
wonach die Kantone die bisherigen
Leistungen der IV an die Institutio-
nen so lange übernehmen, bis sie 
ihre Gesetze an die neue Aufgaben-
verteilung angepasst haben, mindes-
tens jedoch während drei Jahren
(Art. 197 Ziff. 4 BV.).

Betagten- und
Behindertenhilfe

Die Unterstützung der Tätigkei-
ten der Alten- und Behinderten-
hilfeorganisationen auf nationaler
Ebene bleibt beim Bund. Für die
Haushilfe und Hauspflege bei Be-
tagten und Behinderten sorgen da-
gegen die Kantone (Art. 112c BV
neu). Die Erfüllung dieser Aufgabe
durch die Kantone wird durch eine
Übergangsbestimmung gewährleis-
tet: Danach werden die bisherigen
Subventionen der AHV bis zur
Schaffung einer detaillierten dies-
bezüglichen Regelung von den
Kantonen weiterhin ausgerichtet
(Art. 197 Ziff. 5 BV). Die kantona-
len Gesetze sind entsprechend an-
zupassen.  

Wie geht es weiter?

Phase I der NFA ist abgeschlos-
sen. Während der Übergangszeit ge-
währleisten die vom Parlament für
den Sozialbereich beschlossenen
Übergangsbestimmungen den Ver-
sicherten, den betroffenen Institu-
tionen und Organisationen die Fi-
nanzierung der bisher ausgerichte-
ten Leistungen. Die Bundesgesetze,
die derzeit ausgearbeitet werden,
sollen insbesondere in den Berei-
chen Ergänzungsleistungen und Ins-
titutionen für Behinderte Mindest-
anforderungen gewährleisten. Ge-
setzliche Anpassungen sind auch in
Bereichen der NFA vorzunehmen,
die keine Verfassungsänderungen
erforderten, wie zum Beispiel bei
der Prämienverbilligung in der
Krankenversicherung und bei der
Finanzierung der Institutionen für
die Ausbildung von Fachpersonal
im Sozialbereich.

Die für das In-Kraft-Treten der
NFA erforderliche Änderung von
Verfassungsbestimmungen unter-
steht dem obligatorischen Referen-
dum; eine Volksabstimmung ist für
das zweite Halbjahr 2004 geplant. 

Das Vernehmlassungsverfahren
zu Phase II der NFA (Gesetzesände-
rungen) sollte noch vor den Sommer-
ferien 2004, die parlamentarischen
Arbeiten zwischen 2005–2006 statt-
finden. 2007 soll die NFA in Kraft
treten (Phase I und II). 

Michel Valterio, Stv. Direktor, BSV;
e-mail: michel.valterio@bsv.admin.ch
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Sozialpolitik Änderungen ab 1. Januar 2004

AHV

Vorbezug der Altersrente
Im Rahmen der 10. AHV-Revi-

sion war die Möglichkeit geschaffen
worden, die Altersrente ein oder
zwei Jahre vor dem ordentlichen
Rentenalter zu beziehen. Da für die
Frauen zugleich das Rentenalter in
zwei Schritten heraufgesetzt wurde
(auf 63 Jahre am 1.1.2001 und auf 64
Jahre am 1.1.2005), hat der Gesetz-
geber den normalen versicherungs-
technischen Kürzungssatz für die
Frauen in einer Übergangsperiode
bis zum Jahre 2009 halbiert. Im Jahr
2004 ergeben sich somit folgende
Vorbezugsmöglichkeiten:
• für Männer: Vorbezug ab 64 Jah-

ren (Jahrgang 1940) bei Kürzung
um 6,8 % oder Vorbezug ab 

63 Jahren (Jahrgang 1941) mit
13,6 % Kürzung;

• für Frauen: Vorbezug um zwei
Jahre ab 62 Jahren (Jahrgang
1942) bei Kürzung um 6,8 %.
Ein einjähriger Vorbezug ist für

Frauen des Jahrgangs 1942 erst im

Jahr 2005 möglich, weil dann das
Rentenalter 64 gilt.

Hilflosenentschädigung der AHV
Die Hilflosenentschädigung der

AHV ist von den Änderungen bei
der Hilflosenentschädigung der IV
im Rahmen der 4. IV-Revision nicht
direkt betroffen. Deren Betrag wird
nicht verdoppelt wie in der IV. Per-
sonen mit einer Hilflosenentschädi-
gung der IV, die nach dem 1. Januar
2004 ins AHV-Alter übertreten, er-
halten jedoch diese Entschädigung
nach Übertritt ins AHV-Alter wei-
terhin in bisheriger Höhe. 

IV

4. Revision des Bundesgesetzes
über die Invalidenversicherung IVG
(BBl 2003 2745)1

Die eidgenössischen Räte haben
die 4. IV-Revision am 21. März 2003
verabschiedet. Mit der Revision
wird einerseits eine mittel- bis län-
gerfristige finanzielle Konsolidie-
rung angestrebt, anderseits eine
Verbesserung der Strukturen und
der Verfahren. Neben Sparmassnah-
men bringt die Revision auch eine

Änderungen bei den Sozialversicherungen 
ab dem 1. Januar 2004

Die markantesten Neuerungen im Leistungsbereich treten in der Invali-
denversicherung als Folge der 4. IV-Revision in Kraft. Von volkswirt-
schaftlicher Bedeutung ist sodann die Herabsetzung des Beitrags an die
Arbeitslosenversicherung. Leider müssen die Versicherten und ihre
Arbeitgeber bei manchen Einrichtungen der beruflichen Vorsorge
Beitragserhöhungen hinnehmen, welche die Senkung des ALV-Satzes
neutralisieren bzw. übertreffen. In der beruflichen Vorsorge wird zudem
der Mindestzinssatz auf 2,25 % herabgesetzt. Eine Übersicht.

René A. Meier
Redaktor «Soziale Sicherheit», BSV

Beitragssätze AHV/IV/EO und ALV, Stand 1.1.2004

AHV IV EO ALV Total

Arbeitnehmer/innen 4,2 % 0,7 % 0,15 % 1,0 % für Ein- 6,05 %
kommen bis 
106 800 Fr.

Arbeitgeber 4,2 % 0,7 % 0,15 % 1,0 % für Ein- 6,05 %
kommen bis 
106 800 Fr.

Selbständigerwerbende 7,8 %* 1,4 %* 0,3 %* – 9,5 %
Nichterwerbstätige 353 bis 59 bis 13 bis – 425 bis

8 400 Fr.** 1 400 Fr.** 300 Fr.** 10100 Fr.**

* Bei Einkommen unter 50 700 Fr. vermindert sich der Beitragssatz gemäss der sinkenden Beitrags-
skala.

** Je nach sozialen Verhältnissen

1 Siehe auch das  Merkblatt «Informationen
zur 4. IVG-Revision», verfügbar im Internet
unter www.ahv-iv.info.



Vereinheitlichung und in gewissen
Fällen eine Erhöhung der Hilflosen-
entschädigung. Der Bundesrat hat
die Ausführungsbestimmungen zur
4. IV-Revision am 21. Mai 2003 er-
lassen (AS 2003 3859). Die wichtigs-
ten Revisionspunkte:
• Einheitliche Hilflosenentschädi-

gung und Erhöhung der Beiträge:
Diese Leistung tritt an die Stelle
der bisherigen Hilflosenentschädi-
gung (HE), der Pflegebeiträge für
hilflose Minderjährige und der
Hauspflegebeiträge. Der Betrag
wird für erwachsene Personen, die
nicht im Heim wohnen, verdop-
pelt, um diesen zu ermöglichen, so
lange als möglich eigenständig zu
Hause zu wohnen. Die HE beträgt
neu:

Zu Hause Im Heim
– bei Hilflosigkeit 

leichten Grades 422 Fr. 211 Fr.
– bei Hilflosigkeit 

mittleren Grades 1055 Fr. 528 Fr.
– bei Hilflosigkeit 

schweren Grades 1688 Fr. 844 Fr.
Die HE der IV wird bei Übertritt
ins AHV-Alter von der AHV in
bisheriger Höhe weiter ausgerich-
tet. 

• Erhöhter Höchstbetrag bei der Ver-
gütung von ungedeckten Krankheits-
und Behinderungskosten durch die
EL: Alleinstehende Personen mit
schwerer Hilflosigkeit, die zu Hau-
se wohnen, können für Pflege- und
Betreuungskosten neu bei schwe-
rer Hilflosigkeit bis zu 90 000 Fran-
ken, bei mittelschwerer Hilflosig-
keit bis zu 60 000 Franken im Jahr
beanspruchen.

• Neues Taggeldsystem: Das Tag-
geldsystem der IV, das sich bisher
an jenes der Erwerbsersatzord-
nung angelehnt hatte, wird neu 
jenem der obligatorischen Unfall-
versicherung angenähert. Alle Ver-
sicherten erhalten geschlechts-
und zivilstandsneutral die gleiche
Grundentschädigung von 80 %
des zuletzt erzielten Erwerbsein-
kommens. Versicherten mit Kin-
dern wird dazu ein Kindergeld 
gewährt.

• Einführung von Dreiviertelsren-
ten: Die Rentenabstufung wird
verfeinert. Bei einem Invaliditäts-
grad zwischen 40 und 49 % be-
steht Anspruch auf eine Viertels-
rente, bei 50 bis 59 % auf eine hal-
be Rente, bei 60 bis 69 % auf eine
Dreiviertelsrente und bei einem
Invaliditätsgrad von 70 bis 100 %
wird eine ganze Rente gewährt.
Laufende ganze Renten (ab Inva-
liditätsgrad 66 2/3%) von Perso-
nen, welche bis am 31. Dezember
2003 das 50. Altersjahr erreicht
haben, werden nach der Ein-
führung der 4. IV-Revision wei-
tergeführt. Die ganzen Renten
jüngerer Versicherter mit einem
Invaliditätsgrad zwischen 66 2/3

und 69,9 % werden dagegen im
Laufe des Jahres in eine Dreivier-
telsrente umgewandelt. Ander-
seits werden Bezüger einer halben
Rente mit einem Invaliditätsgrad
zwischen 60 und 66 2/3% künftig
eine Dreiviertelsrente erhalten. 

• Arbeitsvermittlung: Schaffung ei-
nes klaren Rechtsanspruches der
Versicherten auf aktive Unter-
stützung bei der Suche eines ge-
eigneten Arbeitsplatzes sowie auf
begleitende Beratung im Hinblick
auf die Aufrechterhaltung eines
bestehenden Arbeitsplatzes.

• Aufhebung der Härtefallrenten:
Bisher gewährte die IV sogenann-
te Härtefallrenten an Personen,
die zu 40 bis 50 % invalid waren
und deren Einkommen die Gren-
zen nach ELG nicht überschritt.
Die Härtefallrenten werden auf
den 1. Januar 2004 grundsätzlich
durch einen Anspruch auf Ergän-
zungsleistungen ersetzt. 

• Aufhebung der Zusatzrenten: Die
Zusatzrente, welche invalide ver-
heiratete Personen für ihren Ehe-
gatten erhalten (sofern sie vor der
Arbeitsunfähigkeit erwerbstätig
waren), wird abgeschafft, wie dies in
der AHV seit der 10. Revision eben-
falls sukzessive geschieht. Nach al-
tem Recht zugesprochene Zusatz-
renten werden unter den bisherigen
Voraussetzungen weitergewährt.

• Verstärkung der Aufsicht des
Bundes: Die Bundesaufsicht wird
insbesondere durch die Einfüh-
rung regionaler ärztlicher Dienste
(RAD) unter Aufsicht des BSV
sowie mit jährlichen Geschäfts-
prüfungen bei den IV-Stellen
durch das BSV verstärkt. 

EL zur AHV und IV

Mit der 4. IVG-Revision sind die
Hilflosenentschädigungen ausge-
baut worden (siehe oben). Zu Hause
lebende Personen mit schwerer Be-
hinderung, welche die Pflege- und
Betreuungskosten nicht mit der
Hilflosenentschädigung der IV oder
der UV decken können, erhalten
über das EL-System weitere Beiträ-
ge bis zum Höchstbetrag von 90 000
Franken im Jahr; bei mittelschwe-
rer Hilflosigkeit beläuft sich der
Höchstbetrag auf 60 000 Franken. 

Erwerbsersatzordnung

Keine Neuerungen. 

Berufliche Vorsorge

Anpassung des Mindestzinssatzes
(BVV 2, AS 2003 3523)

Nachdem der Mindestsatz zur
Verzinsung der BVG-Altersgutha-
ben auf Anfang 2003 von 4 auf
3,25 % herabsgesetzt worden war,
nahm der Bundesrat mit Beschluss
vom 10. September 2003 eine wei-
tere Absenkung per 1. Januar 2004
auf 2,25 % vor. Er trägt damit der
nach wie vor unsicheren Lage an
den Finanzmärkten sowie der un-
genügenden Deckung bei manchen
Vorsorgeeinrichtungen Rechnung. 

Anpassung der BVG-Hinterlasse-
nen- und Invalidenrenten an die
Preisentwicklung 

Auf den 1. Januar 2004 werden die
seit drei Jahren laufenden Hinterlas-
senen- und Invalidenrenten der obli-
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gatorischen 2. Säule erstmals an die
Preisentwicklung angepasst. Für die-
se Renten, die im Jahr 2000 zum 
ersten Mal ausgerichtet wurden, 
beträgt der Anpassungssatz 1,7 %.
Übersteigt die Rente den gesetzlich
vorgeschriebenen Mindestansatz, so
ist die Anpassung an die Preisent-
wicklung nicht obligatorisch.

Die übrigen Hinterlassenen- und
Invalidenrenten werden per 1. Ja-
nuar 2004 nicht angepasst, da auch
keine Anpassung bei den Renten
der 1. Säule stattfindet. 

Die BVG-Altersrenten sind der
Preisentwicklung nur insoweit anzu-
passen, als es die finanziellen Mög-
lichkeiten der Vorsorgeeinrichtung
erlauben. Der Entscheid darüber
liegt beim paritätischen Organ der
Vorsorgeeinrichtung.

Beitragserhöhungen
Aufgrund der Gesetzgebung tre-

ten im Beitragsbereich der beruf-
lichen Vorsorge auf Anfang 2004
keine Änderungen in Kraft. Viele
Vorsorgeeinrichtungen sehen sich
aber gezwungen, wegen Unter-
deckungen Sanierungsbeiträge zu
erheben. Zudem müssen wegen des
stark gestiegenen Invalidierungsrisi-
kos die Risikobeiträge zum Teil
massiv erhöht werden. Fachleute
schätzen, dass auf die gesamte
Lohnsumme umgerechnet rund ein
Lohnprozent an zusätzlichen Prä-
mien zur Sicherung der beruflichen
Vorsorge anfallen. 

Krankenversicherung

Die Anpassung der Prämien in
der obligatorischen Krankenversi-
cherung ist diesmal von ein paar
Massnahmen begleitet, welche eine
Übersicht besonders schwierig ma-
chen. Sie haben zur Folge, dass der
Anstieg je nach Wohnort und Ver-
sicherer sowie Versicherungsart
sehr verschieden sein kann (in
einer Spannweite von 1 bis 40 %).
Auf die neuen Prämien kann hier
aber nicht eingetreten werden

(mehr dazu auf der Homepage des
BSV www.bsv.admin.ch oder bei
www.comparis. ch).

An dieser Stelle seien jedoch die
am 1. Januar 2004 in Kraft tretenden
Massnahmen kurz erwähnt, welche
die Prämienhöhe beeinflussen:

a. Festlegung einheitlicher
Prämienregionen
Haben bisher die einzelnen Kran-

kenversicherer die Prämienregionen
selber einteilen können, so bestimmt
nun das BSV aus Gründen der
Transparenz einheitliche Regionen
für alle Versicherer. Es kommt da-
mit einem Auftrag des Parlaments
nach. Das hat zur Folge, dass in Kan-
tonen mit mehreren Prämienregio-
nen Versicherte von prämiengünsti-
gen in teure Regionen umgeteilt
werden müssen und umgekehrt. Ins-
gesamt ist die Umverteilung prä-
mienneutral, sie kann aber für ein-
zelne Versicherte eine markante
Prämienerhöhung zur Folge haben. 

b. Erhöhung der ordentlichen
Franchise
Auf dem Verordnungsweg hat 

der Bundesrat die obligatorische
Grundfranchise für Erwachsene von
230 auf 300 Franken und den maxi-
malen Selbstbehalt von 600 auf 700
Franken erhöht (bei Kindern von
300 auf 350 Fr.). Das führt zu einer
leichten Entlastung bei den Prämien
um rund 1%. 

c. Kürzung der Prämienrabatte bei
den Wahlfranchisen
Der Bundesrat hat zudem die Prä-

mienrabatte für die Wahlfranchisen
reduziert. Die Folge ist ein zusätzli-
cher Prämienanstieg vor allem für
Versicherte mit hohen Franchisen,
die bisher von maximalen Prämien-
rabatten profitiert haben. Insgesamt
ist fast die Hälfte der Versicherten
von dieser Massnahme betroffen.
Versicherte mit der obligatorischen
Grundfranchise werden damit leicht
entlastet. 

Die unter Buchstaben b und c ge-
nannten Änderungen sind nebst 

anderen enthalten in der Verord-
nung über die Krankenversicherung
(KVV), Änderung vom 6. Juni 2003
(AS 2003 3249; s.a. Pressemitteilung
des BSV vom 6. Juni 2003 unter
www.bsv.admin.ch). 

Bundesbeschluss über die Bundes-
beiträge in der Krankenversiche-
rung, vom 3. Oktober 2003 
(BBl 2003  6873)

Da die 2. KVG-Revision nicht
wie ursprünglich geplant auf An-
fang 2004 in Kraft treten kann,
musste der Gesetzgeber mit diesem
Bundesbeschluss die weitere Aus-
richtung von Bundesbeiträgen an
die Kantone zur Verbilligung der
Prämien sicherstellen. Der Bundes-
beitrag wird sich im Jahr 2004 auf
2349 Mio. Franken belaufen und
sich danach jährlich um 1,5 % er-
höhen. 

Obligatorische
Unfallversicherung

Das Unfallversicherungsgesetz
UVG verpflichtet die Versicherer,
auf sämtlichen Renten (also auch
auf den vor In-Kraft-Treten des
UVG entstandenen) den Teue-
rungsausgleich zu gewähren. Zu des-
sen Finanzierung dienen die Zins-
überschüsse aus den Kapitalanlagen.
Die Suva muss nun, da die Kapital-
erträge nicht mehr ausreichen, nach
Artikel 92 UVG einen Prämienzu-
schlag erheben. Unter Berücksichti-
gung der angespannten Wirtschafts-
lage hat der Verwaltungsrat der 
Suva für die Berufsunfall- und die
Nichtberufsunfallversicherung einen
Zuschlag von 7 % der Nettoprämien
beschlossen. Dieser Prämienzu-
schlag wird ab 1.Januar 2004 erho-
ben und ist auf zwei Jahre begrenzt.
Die privaten UVG-Versicherer se-
hen zurzeit keine Notwendigkeit zur
Erhebung eines Prämienzuschlags.
Sie haben im Unterschied zur Suva
keine Renten, die vor 1984 entstan-
den sind, zu finanzieren. (Weiteres
unter www.suva.ch.)
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Militärversicherung

Keine Neuerungen.

Arbeitslosenversicherung

In einem zweiten Schritt im Rah-
men der 3. ALV-Revision wird der
ALV-Beitragssatz von 2,5 auf 2 %
gesenkt und der Beitragssatz der
Besserverdienenden ganz gestri-
chen. Auf Lohnteilen über 106 800
Franken wird somit kein Beitrag
mehr erhoben. 

Familienzulagen/Familienschutz

Die Ansätze der kantonal geregel-
ten Familienzulagen dürften auf An-
fang 2004 wieder in einzelnen Kan-
tonen angepasst werden. Eine Über-

sicht vermittelt die vom BSV her-
ausgegebene Publikation AHI-Pra-
xis in ihrer Ausgabe 1/2004 (die
Übersicht wird etwa ab Mitte Januar
2004 im Internet unter www.bsv. 
admin.ch, Familienfragen/Aktuell,
verfügbar sein).

Die bundesrechtlichen Kinderzu-
lagen in der Landwirtschaft hat der
Bundesrat auf Anfang 2004 um mo-
natlich 5 Franken erhöht. In den Ge-
nuss dieser Zulagen kommen nur
Bauernfamilien in bescheidenen
Verhältnissen sowie landwirtschaft-
liche Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer. Die Zulage beträgt neu
170 Franken (175 Fr. ab dem dritten
Kind) für Talgebiete und 190 Fran-
ken (195 Fr. ab dem dritten Kind)
für Berggebiete.

Die Kinderzulagen stehen Klein-
bäuerinnen und Kleinbauern zu,
wenn ihr reines Einkommen 30 000

Franken im Jahr nicht übersteigt.
Diese Grenze erhöht sich um 5000
Franken pro Kind. Bei Einkommen,
welche die Einkommensgrenze um
höchstens 7000 Franken überstei-
gen, besteht Anspruch auf einen
Teil der Zulagen.
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Das Atelier du livre in Bern führt erneut eine Einbindeaktion für die CHSS zu günstigen Konditionen durch 
(Einband in rotem Leinen mit schwarzer Rückenprägung).

Die Preise
• Einband für Jahrgänge 2002/2003 • Einbinden der Jahrgänge 1993–2001

(Doppelband) inkl. Einbinden Fr. 28.— (1 oder 2 Jahrgänge) pro Einband Fr. 29.50
• Einband für 1 Jahrgang (2002, 2003) • Einbanddecke ohne Binden

inkl. Einbinden Fr. 25.50 für 1 oder 2 Jahrgänge Fr. 15.50

Die Preise verstehen sich ohne MWST, Porto und Verpackung. Für die Einbindeaktion sollten die kompletten Jahrgänge der Zeit-
schrift bis Ende Februar 2004 an die Buchbinderei gesandt werden. Verwenden Sie bitte für Ihren Auftrag eine Kopie dieses Talons.

Wir senden Ihnen die Hefte folgender Jahrgänge

� 1993 � 1994 � 1995 � 1996 � 1997 � 1998 � 1999 � 2000 � 2001 � 2002 � 2003

Wir wünschen Wir bestellen
� Einbinden in Zweijahresband für Jahrgänge � Einbinden in Einjahresband für Jahrgänge � Einbanddecken für die Jahrgänge

Adresse
Name Vorname

Strasse PLZ / Ort

Datum / Unterschrift

Einsenden an:Atelier du livre,Dorngasse 12,3007 Bern,Telefon 031 371 44 44

CHSS-Einbinde-Aktion:Lassen Sie Ihre «Soziale Sicherheit» einbinden!

�



parlament

AHV

03.3470. Motion Studer, 24.9.2003:
Flexibilisierung der AHV-Renten

Nationalrat Heiner Studer (EVP,
AG) hat folgende Motion einge-
reicht:

«Der Bundesrat wird eingeladen,
bei der nächsten AHV-Revision ein
Gewicht bei der Flexibilisierung der
AHV-Renten, mit Abfederung für
Menschen mit tieferen Einkommen,
vorzusehen. 

Gleichzeitig ist zu prüfen, ob die
AHV-Rente bereits nach einer zu
bestimmenden Zahl von Beitrags-
jahren bezogen werden kann.» 
(3 Mitunterzeichnende)

Der Bundesrat erinnert in seiner
Antwort vom 19. November daran,
dass er mit der 11. AHV-Revision
einen Rentenvorbezug mit sozialer
Komponente vorgeschlagen hatte,
dass dieser jedoch vom Parlament
abgelehnt wurde. Gleichwohl will
der Bundesrat im Rahmen der
12. AHV-Revision erneut Renten-
vorbezugsmodelle prüfen, die insbe-
sondere Personen begünstigen, die
schwere Arbeit verrichten. Gleich-
zeitig sollen Lösungen gesucht wer-
den für Personen, die länger
erwerbstätig bleiben möchten. Auch
Modelle, die auf einer gewissen Bei-
tragsdauer basieren, sollen in die
Analyse einbezogen werden. Der
Bundesrat beantragt, die Motion in
ein unverbindlicheres Postulat um-
zuwandeln. 

03.3508. Empfehlung Stähelin,
1.10.2003: AHV. Förderung des
Rentenaufschubs

Nationalrat Stähelin (CVP, TG)
hat folgende Empfehlung einge-
reicht:

«Der Bundesrat wird ersucht, den
Rentenaufschub in der AHV im
Hinblick auf die 12. AHV-Revision
zu fördern. Dies soll insbesondere
durch: 
• den Abbau von unnötigen admi-

nistrativen Hemmnissen, insbe-
sondere durch den Verzicht auf
die Rentenanmeldung mit Auf-

schubserklärung im ordentlichen
Rentenalter (Art. 55quater Abs. 1
AHVV); 

• die Gewährung eines Zuschlags
schon nach sechsmonatigem Ren-
tenaufschub; und 

• eine gezielte Information über die
Möglichkeiten und die positiven
finanziellen Auswirkungen des
Aufschubs der AHV-Renten im
Rahmen des Drei-Säulen-Kon-
zeptes geschehen. 
Der Bundesrat wird ersucht, wei-

tere positive Anreize für die Ver-
sicherten vorzustellen, welche ein
flexibles Rentenalter in diesem Sin-
ne fördern.» (14 Mitunterzeichnen-
de)

Der Bundesrat hat sich bereit er-
klärt, die Empfehlung entgegenzu-
nehmen. 

Soziale Sicherheit

03.3446. Interpellation FDP-
Fraktion, 16.9.2003:
Rentensicherheit. Fakten
akzeptieren statt ignorieren 

Die FDP-Fraktion des National-
rates hat folgende Interpellation ein-
gereicht:

«Im Rahmen der laufenden
Herbstsession ist mit dem Abschluss
diverser sozialpolitischer Geschäfte
zu rechnen (11. AHV-Revision,
1. BVG-Revision, 2. KVG-Revi-
sion), dank welchen kurz- und mit-
telfristig den dringlichen Reformen
im Sozialversicherungswesen der
Weg geebnet werden kann. Diese
Sozialversicherungsrevisionen rei-
chen aus Sicht der freisinnig-demo-
kratischen Fraktion jedoch bei wei-
tem noch nicht aus, um sich den
zukünftigen demografiebedingten
Herausforderungen in der Sozial-
politik zu stellen. 

In ihrer Legislaturmotion
(03.3224) hat die FDP-Fraktion den
Bundesrat bereits aufgefordert, im
Rahmen seiner Legislaturplanung
die im Zusammenhang mit der De-
mografieentwicklung entstehenden
Probleme zu benennen und entspre-

chende Lösungsansätze vorzuschla-
gen. Bis zum Jahre 2010 beträgt der
finanzielle Mehrbedarf für die So-
zialwerke voraussichtlich 22 Mrd.
Franken, und bis zum Jahr 2025 wird
gar mit einem weiteren Mehrbedarf
von 29 Mrd. Franken gerechnet:
Noch ist jedoch ungewiss, auf wel-
che Weise die absehbaren Finanzie-
rungslücken (4,4 Mrd. Fr. bis 2010;
13,3 Mrd. Fr. bis 2025) geschlossen
werden können. 

Dem freisinnigen Begehren nach
einer dringlichen Debatte über die
Sozialversicherungen wurde in der
Sommersession dieses Jahres nicht
Folge geleistet. Die Zeit ist nun
mehr als reif, eine breite Diskussion
über die Generationen- und Sozial-
politik zu führen und Zukunftssze-
narien für die langfristige Sicherung
unserer Sozialwerke zu entwickeln,
ohne dabei die Generationensolida-
rität zu gefährden. 

In diesem Zusammenhang wird
der Bundesrat eingeladen, zu den
folgenden Fragen Stellung zu neh-
men: 
1. Teilt er die Auffassung der FDP,

dass die Erarbeitung von konkre-
ten Reformmassnahmen für die
langfristige Sicherung der So-
zialwerke im Allgemeinen sowie 
der einzelnen Sozialversiche-
rungszweige mit erster Priorität an 
die Hand genommen werden 
muss und die demografiebeding-
ten Probleme nicht länger ver-
nachlässigt werden dürfen? 

2. Mit welchen – insbesondere finan-
ziellen/steuerlichen – Konsequen-
zen müsste die Schweizer Bevöl-
kerung rechnen, wenn nach In-
Kraft-Treten der laufenden So-
zialversicherungsrevisionen keine
nachhaltigen Reformschritte in
den einzelnen Sozialversiche-
rungszweigen (AHV, IV, BVG,
KVG) eingeleitet würden? In 
welcher Grössenordnung würde
dabei die Mehrbelastung für die 
einzelnen Generationen- oder Al-
tersgruppen ausfallen? 

3. In welchen Zeitabständen ge-
denkt der Bundesrat zukünftig die
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Gesamtschau des finanziellen
Mehrbedarfs der Sozialversiche-
rungen zu aktualisieren, damit der
Reformbedarf bei den Sozial-
werken anhand der Demografie-
und Wirtschaftswachstumszahlen
fortlaufend evaluiert und der zeit-
liche Fahrplan für die Massnah-
men dementsprechend angepasst
kann? 

4. Teilt er die Meinung der FDP, wo-
nach eine Pflicht besteht, die Be-
völkerung für die anstehenden
Probleme bezüglich der langfristi-
gen Sicherung unserer Sozialwer-
ke zu sensibilisieren und sie um-
fassend über die sich aufdrängen-
den Zukunftsszenarien zu infor-
mieren? 

5. Welche Reformschritte gedenkt er
bei den einzelnen Sozialversiche-
rungszweigen mit erster Priorität
zu verfolgen, um die Finanzierung
der Sozialwerke – unter Berück-
sichtigung der Anliegen der betei-
ligten Personengruppen (Arbeit-
nehmer, Arbeitgeber, Rentenbe-
züger) – langfristig zu sichern? 

6. Insbesondere für die AHV wur-
den vom Eidgenössischen Depar-
tement des Innern bereits mög-
liche Reformschritte aufgezeigt
(längerfristig schrittweise Er-
höhung des Regelrentenalters,
Mehrwertsteuereinnahmen, An-
passung des Leistungsniveaus für
die laufenden Renten). Welche
wirtschaftlichen Konsequenzen
(Auswirkungen auf Arbeitsmarkt,
Kaufkraft, Wirtschaftswachstum
usw.) werden diese Massnahmen
nach Auffassung des Bundesrates
mit sich bringen? 

7. Teilt der Bundesrat die Auffas-
sung der FDP, dass im Rahmen
eines Reformpaketes für die Al-
tersvorsorge am Dreisäulensys-
tem festgehalten werden muss, da
sich dieses Prinzip – nicht zuletzt
im internationalen Vergleich –
sehr gut bewährt hat? Mit welchen
Massnahmen will er die dritte
Säule in Zukunft stärken? 

8. Teilt er die Auffassung der FDP,
dass nebst den zu ergreifenden

Massnahmen im Rahmen der So-
zialversicherungen eine als natio-
nale Priorität zu verankernde, um-
fassende Wachstumspolitik unum-
gänglich ist, um die Zukunft der
Sozialwerke zu sichern? Welche
konkreten Massnahmen sieht er
diesbezüglich in der nächsten Le-
gislaturperiode vor? 

9. Ist er ebenfalls der Meinung, dass
auch bei einem zukünftigen Um-
bau der Sozialwerke der Wachs-
tumsverträglichkeit der Reformen
grösstes Gewicht beigemessen
werden muss? Wie gedenkt er dies
sicherzustellen? 

10. Auf welche Weise gedenkt er
dafür zu sorgen, dass ein (allfälli-
ger) zusätzlicher Finanzierungsbe-
darf für die Sozialwerke nicht zu-
lasten des wirtschaftlichen Wohl-
ergehens gedeckt werden muss?»

Antwort des Bundesrates vom
19.11.2003

«1. Dem System der sozialen Si-
cherheit kommt in Wirtschaft und
Gesellschaft eine zentrale Rolle zu.
Um ihre Aufgabe auch für zukünfti-
ge Generationen erfüllen zu kön-
nen, muss sich die soziale Sicherheit
weiterentwickeln und sich dabei an
längerfristigen Erfordernissen ori-
entieren. Dabei kommt der demo-
grafischen Entwicklung eine zent-
rale Rolle zu. 

Die finanzielle Lage der AHV
wird zunehmend durch die Verände-
rung des Altersaufbaus der Bevölke-
rung geprägt. Die Lebenserwartung
ist in den vergangenen Jahrzehnten
im Durchschnitt alle zehn Jahre um
ein Jahr gestiegen. Die durchschnitt-
liche Lebensresterwartung eines 65-
jährigen Mannes stieg von 77,9 Jah-
ren im Jahre 1960 auf 81,8 Jahre im
Jahre 2000. Im gleichen Zeitraum
stieg die Lebensresterwartung für
Frauen von 80,2 auf 85,7 Jahre.
Gleichzeitig musste jedoch auch ein
Rückgang der Geburtenrate beob-
achtet werden. Während die Gebur-
tenrate im Jahre 1965 noch bei 2,5
Kindern lag, liegt der Durchschnitt
heute bei 1,5 Kindern. 

Die an und für sich positive Ver-
längerung der Lebenserwartung und
die immer grösser werdende Zahl
von Personen im Rentenalter im
Verhältnis zu den Erwerbstätigen
stellen die AHV langfristig vor gros-
se finanzielle Probleme. Während
1960 durchschnittlich 4,8 Aktive auf
einen Rentner entfielen, wird dieses
Verhältnis im Jahre 2040 auf 2,2 Ak-
tive pro Rentner sinken. Das bedeu-
tet, dass die tendenziell steigenden
AHV-Ausgaben von stetig weniger
Aktiven getragen werden müssen. 
Verschärft wird die demografische
Entwicklung durch die schlechte
wirtschaftliche Entwicklung der
letzten Jahre. Auf der anderen Seite
stellt die demografische Entwick-
lung ihrerseits eine Gefahr für 
das Wirtschaftswachstum dar, wenn
nach dem Jahr 2015 aufgrund der
Alterung der Bevölkerung jedes
Jahr mehrere Tausend Arbeitneh-
mer auf dem Arbeitsmarkt fehlen
werden. Die Einnahmen gemäss
heutigem Finanzierungsmodus ver-
mögen die aus dieser Entwicklung
erwachsenden Mehrkosten für die
Altersrenten längerfristig nicht zu
decken. 

Zur Finanzierung der demogra-
fisch bedingten Mehrkosten hat 
der Bundesrat im Rahmen der
11. AHV-Revision vorgeschlagen,
die Mehrwertsteuer zugunsten der
AHV um 1,5 Mehrwertsteuerpro-
zente zu erhöhen. Je nach den defi-
nitiven Beschlüssen des Parlamentes
zur 11. AHV-Revision würde ein
Prozentpunkt ausreichen, die Finan-
zierung der AHV bis ungefähr ins
Jahr 2015 zu sichern. Vorliegende
Studien zeigen jedoch auf, dass nach
dem Jahr 2015 der finanzielle Mehr-
bedarf weiter ansteigt und schliess-
lich der Gegenwert von rund 5,3
Mehrwertsteuerprozenten notwen-
dig sein wird, um die Finanzierung
der AHV bis zum Jahre 2040 zu si-
chern. 

Der Bundesrat ist der Ansicht,
dass eine derart massive Erhöhung
der Mehrwertsteuer nur zur Finan-
zierung der AHV nicht in Frage
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kommen kann. Er teilt die Auffas-
sung der FDP, dass Reformen un-
verzüglich an die Hand genommen
werden müssen, und wird deshalb
bereits im Jahr 2004 Vorschläge für
eine 12. AHV-Revision und für eine
5. IV-Revision in die Vernehmlas-
sung geben. 

2. Der Mehrbedarf in allen Sozial-
versicherungen (AHV/IV/EO/EL/
BVG/UV/KV/Familienzulagen/
ALV) ohne Anpassungen auf der
Leistungsseite würde sich schät-
zungsweise auf 22 Mrd. Franken im
Jahr 2010 und zusätzlich auf 29 Mrd.
Franken im Jahr 2025 belaufen
(mittleres Szenario, zu heutigen
Preisen). Davon werden 12 Mrd.
Franken im Jahr 2010 und 13 Mrd.
Franken im Jahr 2025 durch das
Wirtschaftswachstum gedeckt. Der
Rest von 10 bzw. 16 Mrd. Franken
wäre durch andere Einnahmen
(Steuern, Lohnabzüge) zu decken. 
Die Belastung der verschiedenen
Altersgruppen wird je nach Finan-
zierungsquelle unterschiedlich aus-
fallen. Zudem ist zu beachten, dass
neben der aktuellen auch die Situa-
tion über die gesamte Lebensspanne
und sowohl die Finanzierungs- wie
die Leistungsseite berücksichtigt
werden müssen. 

Im Forschungsprogramm zur län-
gerfristigen Zukunft der Alterssi-
cherung ist die intergenerative Ver-
teilungswirkung verschiedener Fi-
nanzierungsmassnahmen und Leis-
tungsveränderungen in der AHV in
diesem umfassenden Sinn unter-
sucht worden. Bei einer Finanzie-
rung durch die Mehrwertsteuer wer-
den die jüngeren Generationen im
Verhältnis zu anderen Arten der Fi-
nanzierung weniger stark belastet,
nicht nur, weil die Rentnergenera-
tionen auf diese Weise auch zur Fi-
nanzierung beitragen, sondern auch
weil eine geringere Erhöhung der
Lohnbeiträge notwendig ist, was (re-
lativ) die Arbeitskosten senkt und
zu höheren Investitionen und einer
höheren Produktivität führt (vgl.
Synthesebericht zum Forschungs-
programm, S. 25ff.). 

Auf der anderen Seite führt eine
hohe Mehrwertsteuer auch zu einer
höheren Belastung der Wirtschaft.
Dies wiederum hemmt das Wirt-
schaftswachstum. Insbesondere in
der AHV sind für die Deckung des
Finanzierungsbedarfes deshalb alle
möglichen Optionen zu prüfen. Da-
zu gehört u. a. auch eine Erhöhung
des Rentenalters. 

Eine Erhöhung des Rentenalters
würde etwa ein Drittel des bis 2025
entstehenden Mehrbedarfes der
AHV decken. Mit einer Erhöhung
des Rentenalters könnte dem demo-
grafiebedingten Rückgang der er-
werbstätigen Bevölkerung entge-
gengewirkt werden, was sich positiv
auf das Wirtschaftswachstum aus-
wirken würde. Allerdings birgt eine
Rentenaltererhöhung auch gewisse
Risiken. Erstens können aufgrund
ihres Gesundheitszustandes nicht al-
le erwerbstätigen Personen über das
65. Altersjahr hinaus arbeiten. Die
Erhöhung des Rentenalters verlangt
daher auch sozial abgefederte Flexi-
bilisierungsmöglichkeiten. Zweitens
ist eine Rentenaltererhöhung nur
dann sinnvoll, wenn auf dem Ar-
beitsmarkt tatsächlich eine Nachfra-
ge nach älteren Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmern besteht. 

Aufgrund des demografiebeding-
ten Rückganges der erwerbstätigen
Bevölkerung ist davon auszugehen,
dass diese Nachfrage in den kom-
menden Jahren zunehmen wird.
Dies wiederum lässt sich nur rea-
lisieren, wenn die Arbeitsbedin-
gungen entsprechend angepasst
werden. 

Die OECD hat in einer soeben
veröffentlichten Studie ‹Résumé et
principales recommandations/Exe-
cutive Summary and Recommenda-
tions› in ‹Vieillissement et politique
de l’emploi/Ageing and Employ-
ment Policies› Empfehlungen zu
einer besseren Berücksichtigung der
älteren Personen auf dem schweize-
rischen Arbeitsmarkt abgegeben.
Der Bundesrat wird diese Empfeh-
lungen in seine Überlegungen zur
12. AHV-Revision einbeziehen. 

Die intergenerationellen Umver-
teilungen werden insbesondere in
der beruflichen Vorsorge aufmerk-
sam geprüft werden müssen. Sollen
im Prinzip systemwidrige Umvertei-
lungen von den heute Aktiven zu
den Leistungsbezügern in der beruf-
lichen Vorsorge vermieden werden,
so muss der Umwandlungssatz ei-
nerseits der Entwicklung der Lebens-
erwartung, andererseits aber auch
der langfristigen Entwicklung der
Anlagen Rechnung tragen (techni-
scher Zinssatz). 

Die Entwicklung der Lebenser-
wartung und die langfristigen
Zinserwartungen lassen eine weitere
Absenkung des Umwandlungssatzes
auf mittlere Sicht als wahrscheinlich
erscheinen. Eine Erhöhung des
Rentenalters könnte in der berufli-
chen Vorsorge daher einen entschei-
denden Beitrag zur Erhaltung des
Rentenniveaus leisten. 

3. Zweifellos ist die Gesamtschau
des künftigen Mehrbedarfes in den
Sozialversicherungen eine wichtige
Entscheidungsgrundlage für das
Parlament. Die zentralen Heraus-
forderungen sind grundsätzlich be-
kannt. Um die richtigen Schlussfol-
gerungen ziehen zu können, drän-
gen sich Aktualisierungen immer
dann auf, wenn sich zentrale Rah-
menbedingungen geändert haben,
seien dies die Szenarien zur demo-
graphischen oder wirtschaftlichen
Entwicklung oder bedeutende Ver-
änderungen in den Sozialversiche-
rungen selbst. Zudem ist es ange-
zeigt, in den Botschaften zu Revisio-
nen im Sozialversicherungsbereich
jeweils die aktuellen Entwicklungs-
perspektiven darzustellen. 

Der Bundesrat hat deshalb auch
das Postulat Beerli 02.3172, mit wel-
chem eine Aktualisierung der Ge-
samtschau des Mehrbedarfes der So-
zialversicherungen verlangt worden
ist, entgegengenommen und das
EDI beauftragt, diese Aktualisie-
rung umgehend vorzunehmen. In
seinem Bericht vom 17. Mai 2002
über eine aktualisierte Gesamtschau
des finanziellen Mehrbedarfes der
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Sozialversicherungen bis zum Jahr
2025 zeigte das EDI den längerfristi-
gen Finanzierungsbedarf auf und
stellte eine 12. AHV-Revision in
Aussicht. Der Ständerat hat das 
Postulat Beerli am 18. Juni 2002
überwiesen. 

Der Bundesrat geht davon aus,
dass der Auftrag mit der aktualisier-
ten Gesamtschau vom 17. Mai 2002
erfüllt worden ist. 

Im Rahmen der bereits laufenden
Vorbereitungen zur 12. AHV-Revi-
sion und zur 5. IV-Revision werden
die Finanzierungsperspektiven ak-
tualisiert. Diese Grundlagen werden
Anfang 2004 vorliegen. 

4. Die Diskussionen um die lau-
fenden oder kürzlich abgeschlosse-
nen Revisionen im Bereich der ers-
ten und zweiten Säule und die Reak-
tionen nur schon zur Frage des Ren-
tenalters haben deutlich gezeigt,
dass die anstehenden Fragen zur
langfristigen Sicherung der Sozial-
werke nur angegangen werden kön-
nen, wenn sie auch von der gesam-
ten Bevölkerung mitgetragen wer-
den. Dies setzt aber auch voraus,
dass sie für die anstehenden Proble-
me sensibilisiert wird. 

Gerade in der AHV, wo mit lan-
gen Zeithorizonten gerechnet wer-
den muss, ist es wichtig, bereits heu-
te Massnahmen vorzusehen, welche
– wie die Erhöhung des Rentenal-
ters – erst in zehn bis zwanzig Jahren
realisiert werden sollen. Die betrof-
fenen Personen müssen längerfristig
auf solche zukünftigen Änderungen
vorbereitet werden. Nur so kann
vermieden werden, dass gesetzgebe-
rische Entscheide in ihre Lebenspla-
nung eingreifen. 

Solche Entscheide können des-
halb nicht nur unter dem Eindruck
der aktuellen Arbeitsmarktsituation
gefällt werden. Nur wenn heute die
erforderlichen Massnahmen einge-
leitet werden, können sie mit gross-
zügigen Übergangsregelungen ver-
sehen werden. Nimmt man heute die
sich in Zukunft stellenden Probleme
nicht zur Kenntnis, riskiert man,
dass in wenigen Jahren einschnei-

dende Massnahmen in kurzer Zeit
umgesetzt werden müssen. 

5. Die absehbaren Entwicklungen
haben gezeigt, dass die mit den ak-
tuellen Revisionen (4. IV-Revision,
11. AHV-Revision, 1. BVG-Revi-
sion) vorgesehenen Konsolidie-
rungsmassnahmen nicht ausreichen.
Der Bundesrat hat deshalb die Vor-
bereitungen für die 12. AHV-Revi-
sion und die 5. IV-Revision bereits
eingeleitet mit dem Ziel, beide Vor-
lagen 2004 in die Vernehmlassung
geben zu können. 

6. Die Untersuchung der Auswir-
kungen einer Erhöhung der Einnah-
men zugunsten der AHV, einer 
Erhöhung des Rentenalters sowie
einer Veränderung des Anpassungs-
rhythmus der Renten an die wirt-
schaftliche Entwicklung war Teil des
bundesrätlichen Auftrages an die
Interdepartementale Arbeitgruppe,
welche das Forschungsprogramm
zur längerfristigen Zukunft der Al-
terssicherung geleitet hat (IDA-
ForAlt). 

In ihrem Synthesebericht gelangt
die Arbeitsgruppe zum Ergebnis,
dass bei den Finanzierungsmassnah-
men die Mehrwertsteuer volkswirt-
schaftlich insgesamt am positivsten
abschneidet. Eine Erhöhung des
Rentenalters reduziert den finanzi-
ellen Mehrbedarf bezogen auf das
Jahr 2025 um rund ein Drittel, wobei
bei guter konjunktureller Lage ein
längerer Verbleib der Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmer im Ar-
beitsprozess auch den Arbeitskräf-
temangel reduzieren würde. 

Allerdings spielen hier die Mög-
lichkeiten, welche die Betriebe älte-
ren Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmern bieten, und andere Finan-
zierungsmöglichkeiten der Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer für
einen Altersrücktritt eine entschei-
dende Rolle (s. auch Ziff. 2). 
Eine Anpassung der Renten auf-
grund des Preisindexes anstelle des
Mischindexes würde die Finanzie-
rungslücke bis 2025 um rund ein
Drittel, bis 2040 um rund die Hälfte
reduzieren. Eine reine Preisanpas-

sung würde – über die gesamte Le-
bensdauer gesehen – zu einer relati-
ven Besserstellung der jüngeren
Jahrgänge führen. Eine moderate
Senkung des Leistungsniveaus hätte
ausserdem positive Auswirkungen
auf die Volkswirtschaft, weil davon
auszugehen ist, dass die Versicher-
ten in Erwartung der tieferen Leis-
tungen im Rentenalter vermehrt er-
werbstätig sein werden und sparen.
Wo die Leistungen der AHV/IV
nicht zur Deckung des Existenzbe-
darfes ausreichen, stehen im Übri-
gen nach wie vor Ergänzungsleistun-
gen zur Verfügung. 

7. Die Drei-Säulen-Konzeption
der Alters-, Hinterlassenen- und In-
validenvorsorge hat sich bewährt
und wird im Ausland oft als Modell
empfunden und im Rahmen anste-
hender Reformen auch kopiert. Die
erste und die zweite Säule sind wich-
tige Bestandteile dieses Systems.
Die Weiterentwicklung von AHV/
IV und Beruflicher Vorsorge erfolgt
deshalb innerhalb des Drei-Säulen-
Systems und stellt dieses nicht in
Frage. Der Bundesrat will auch an
der dritten Säule im bestehenden
Rahmen festhalten. Er erachtet zur-
zeit zusätzliche Massnahmen zur
Stärkung der dritten Säule nicht als
notwendig.

8. Der Bundesrat teilt die Auffas-
sung der FDP, dass zur Sicherung
der Zukunft der Sozialwerke eine
Politik des Wachstums erforderlich
ist. Er wird deshalb in seinem Be-
richt über die Legislaturplanung
2003–2007 entsprechende Massnah-
men vorschlagen. 

Bereits am 29. Januar 2003 hat der
Bundesrat im Grundsatz beschlos-
sen, dass die Sicherung des Wohl-
standes neben der Bewältigung der
demografischen Herausforderungen
und der Stellung der Schweiz in der
Welt zu den zentralen Schwerpunk-
ten seiner Politik für die nächste 
Legislaturperiode gehören soll. Am
9. Mai hat er für die drei Schwer-
punkte strategische Vorgaben für
die Verwaltung verabschiedet. Die
Arbeiten an der Legislaturplanung

Parlament Parlamentarische Vorstösse

372 Soziale Sicherheit CHSS 6/2003



sind noch im Gang. Namentlich sind
auch die Ergebnisse einer Ausspra-
che mit den Kantonsregierungen am
28. November mit einzubeziehen. 

Wie vom Parlamentsgesetz gefor-
dert, wird der Bundesrat dem Parla-
ment zu Beginn der neuen Legisla-
turperiode den Bericht über die Le-
gislaturplanung 2003–2007 vorlegen
und in diesem Rahmen aufzeigen,
welche konkreten Massnahmen er in
der nächsten Legislaturperiode be-
züglich Wachstumspolitik vorsieht.
Im Übrigen verweist der Bundesrat
auf seine Antwort vom 27. August
2003 auf die Interpellation Schnei-
der (03.3420). 

9. Der Bundesrat misst der
Wachstumsverträglichkeit der Re-
formen der Sozialwerke einen ho-
hen Stellenwert bei. Er wird diesbe-
züglich verschiedene Handlungsop-
tionen prüfen, namentlich auch die
bisherigen Vorschläge des Eid-
genössischen Departementes des In-
nern. Dazu gehört in der AHV z.B.
die Option einer schrittweisen An-
passung des Referenzrentenalters
an die demografische Entwicklung
(gekoppelt mit Flexibilisierungs-
möglichkeiten), womit dem drohen-
den Rückgang der erwerbstätigen
Bevölkerung entgegengewirkt wer-
den könnte. 

In der IV geht es insbesondere um
Massnahmen zur Dämpfung der Zu-
nahme der Neurenten und zur Ver-
einheitlichung der kantonalen Pra-
xis bei den Rentenzusprachen. Über
die einzelnen Massnahmen wird der
Bundesrat anhand einer Gesamt-
schau und auf der Basis fundierter
Entscheidgrundlagen befinden; dies
im Rahmen der Grundsatzentschei-
de, die zu einer 12. AHV-Revision
voraussichtlich Mitte 2004 (Zeit-
punkt abhängig vom Referendum
und einer allfälligen Volksabstim-
mung zur 11. AHV-Revision) und
zu einer 5. IV-Revision Anfang 2004
gefällt werden sollen. 

10. Auch wenn im Rahmen der
zukünftigen Sicherung der AHV
und der IV Einnahmenerhöhungen
unumgänglich sind, sollen die Belas-

tungen der Privathaushalte mög-
lichst gering gehalten und Hand-
lungsoptionen wie beispielsweise die
Anpassung des Rentenalters oder
eine Anpassung der laufenden Ren-
ten an den Teuerungsindex anstatt
an den Mischindex näher geprüft
werden. Bei der Wahl der Finanzie-
rungsquelle(n) für den verbleiben-
den Mehrbedarf wird das Ziel, das
Wachstum möglichst wenig zu hem-
men, im Vordergrund stehen.»

Behinderung

03.1111. Einfache Anfrage Guisan,
30.9.2003: IV-Renten aus
psychischen Gründen

Nationalrat Yves Guisan (FDP,
VD) hat folgende Anfrage einge-
reicht:

«Die drastische Zunahme der
Renten, die aus psychischen Grün-
den ausgerichtet werden, wird der-
zeit heftig diskutiert. Es gibt tatsäch-
lich Grund zur Annahme, dass der
Bezug vieler dieser Leistungen nur
ungenügend gerechtfertigt ist. Von
anerkannten psychischen Krankhei-
ten psychotischer Natur, ausführlich
beschriebenen schweren Verhal-
tensstörungen sowie den verschiede-
nen Arten von Geistesschwäche ist
hier selbstverständlich nicht die Re-
de. Die entstandene Polemik ist
schädlich und muss geklärt werden. 
1. An erster Stelle ist abzuklären, in

welchem Mass die IV dazu miss-
braucht wird, bei einer ganzen
Reihe reaktiver Dekompensatio-
nen, die aus den verschiedensten
Gründen ausgelöst werden und
sich offensichtlich wieder zurück-
bilden können, die Arbeitslosen-
versicherung zu ersetzen. Eine
Störung als chronisch zu erklären
wird zur Strategie, um Leistungen
zu beziehen. 

2. Ebenfalls geklärt werden muss, in
welchem Mass die Beurteilung des
behandelnden Arztes und damit
automatisch diejenige des Kran-
ken (die per Definition subjektiv
ist) sich gegenüber der Beurtei-

lung der zuständigen kantonalen
IV-Stelle durchsetzen kann, ob-
wohl diese von neuen ärztlichen
Diensten unterstützt wird. 

3. Wie ist zwischen einer echten Ar-
beitsunfähigkeit und einer Ar-
beitsverweigerung zu unterschei-
den, die mit einer psychischen Er-
krankung rationalisiert wird (z.B.
mit der geläufigen Wendung ‹Ich
habe eine Depression›)? Welche
Kriterien sind ausschlaggebend,
wenn faire Entscheidungen ge-
troffen werden sollen, gerade in
diesem Bereich, in dem die Gren-
ze zwischen legitimem sozialem
Mitgefühl und Missbrauch so
schwer zu ziehen ist? 

4. Mit Hilfe welcher Kriterien soll im
Fall eines solchen (reversiblen)
Leidens die weitere Ausrichtung
von bereits zugesprochenen Leis-
tungen gestoppt werden, beson-
ders wenn der Betroffene noch
keine Arbeit gefunden hat?» 

Antwort des Bundesrates vom
19.11.2003

«Die zunehmende Zahl der aus
psychischen Gründen ausgerichte-
ten Renten ist ein Besorgnis erre-
gendes Phänomen. Der Bundesrat
hat die Absicht, sich dieses Prob-
lems anzunehmen und im Rahmen
der 5. IV-Revision, die 2004 in die
Vernehmlassung gehen wird, Vor-
schläge zu unterbreiten. 

1. Die aus verschiedenen Gründen
ausgelösten reaktiven Dekompensa-
tionen (Scheidung, Umstrukturie-
rung im Unternehmen, Akkultura-
tionsprobleme) sind reversible und
invaliditätsfremde Faktoren. Solche
Faktoren, die nicht mit anerkannten
und als solche invalidisierenden psy-
chischen Störungen einhergehen,
können keinen Anspruch auf Leis-
tungen der Invalidenversicherung
begründen. Zudem haben Studien
gezeigt, dass der Zusammenhang
zwischen Arbeitslosigkeit und der
Möglichkeit, eine Leistung der IV zu
beziehen, allein noch nicht die fest-
gestellte Zunahme der Wahrschein-
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lichkeit, dass jemand invalid wird, zu
rechtfertigen vermag. 

Insofern der Ausdruck ‹eine
Störung als chronisch zu erklären›
nicht einzig und allein in das Gebiet
der Psychiatrie fällt, kann der Ein-
fluss der Zeit, die während der Prü-
fung eines Antrages verstreicht,
wenn nicht eine Strategie, so doch
einen Faktor bilden, der die invalidi-
sierenden Folgen eines geschwäch-
ten psychischen Gesundheitszustan-
des verschlimmern kann. 

Der Bundesrat ist sich des nach-
teiligen Einflusses der für die Prü-
fung benötigten Zeit bewusst. Er
zieht alle Lösungen in Betracht, die
den Zeitraum zwischen dem Einrei-
chen des Antrages und der Umset-
zung der Massnahmen zur Einglie-
derung der betreffenden Person
möglichst verkürzen. In Rahmen der
5. IV-Revision werden diese Mög-
lichkeiten eingehend geprüft. 

2. Die von der IV gewährten oder
verweigerten Leistungen werden auf
der Grundlage von Berichten des
behandelnden Arztes beurteilt. Zu-
sätzlich werden auch Berichte von
Fachärzten eingeholt, vor allem
wenn anzunehmen ist, dass die psy-
chische Komponente bei der Ge-
samtbewertung eine Rolle spielt.
Die ab 2005 geplante Einführung
von regionalen ärztlichen Diensten
(RAD) wird eine wichtige Ergän-
zung bringen, weil diese Dienste
nicht nur die medizinischen Gutach-
ten überprüfen, sondern die versi-
cherte Person auch untersuchen und
einen Bericht über die Arbeitsfähig-
keit vorlegen können. 

Vier regionale ärztliche Dienste
(RAD Leman, RAD Mittelland,
RAD Ostschweiz und RAD Süd-
schweiz), die seit Anfang 2001 ver-
suchsweise in Betrieb sind, sind be-
reits damit betraut, die Objektivität
der ärztlichen Beurteilungen in den
ihnen unterbreiteten Dossiers zu be-
werten und einen allfällig festgestell-
ten Mangel an Objektivität zu korri-
gieren oder auf ärztlicher Ebene
korrigieren zu lassen. 

3. Die ab 2005 einzurichtenden re-
gionalen ärztlichen Dienste werden
die psychiatrischen Gutachten auf-
merksam prüfen und darüber be-
finden, ob der Experte bei seiner 
Gesamtbeurteilung der Arbeitsun-
fähigkeit den invaliditätsfremden
Faktoren nicht einen zu grossen
Stellenwert einräumt. Im Bereich
der Psychiatrie ist es nicht immer
einfach, den engen Zusammenhang
zwischen einer psychischen Störung,
die ursprünglich gering oder gar
harmlos ist, und dem Einfluss einer
ganzen Reihe ungünstiger, aber of-
fenbar von den meisten Menschen
überwindbarer sozialer Faktoren
auf den psychischen Gesundheitszu-
stand zu unterscheiden. Eine der
Aufgaben der regionalen ärztlichen
Dienste der IV wird darin bestehen,
die Psychiater zu sensibilisieren. 
Aufgrund der während der parla-
mentarischen Beratung der 4. Revi-
sion vorgebrachten Wünsche wird
ein gemeinsames Evaluationskon-
zept für sämtliche IV-Stellen erar-
beitet, mit dem Ziel, den Vollzug in
der IV zu vereinheitlichen. Ein wei-
teres Ziel, das mit diesem Konzept

verfolgt wird, besteht darin, die Ärz-
te dazu zu bringen, die in das Gebiet
der IV fallenden Faktoren von je-
nen, die nichts damit zu tun haben,
zu unterscheiden. 

4. Kriterien, die es erlauben, die
Auszahlung von Leistungen zu be-
enden, sind im Gesetz festgelegt und
sind Gegenstand einer umfangrei-
chen bundesgerichtlichen Recht-
sprechung. In dem sich aus dem IVG
ergebenden System muss im Zeit-
punkt der Beschlussfassung, wenn
alle Voraussetzungen für die Ge-
währung einer Rente erfüllt sind, 
eine Zukunftsprognose bezüglich
der Dauer der Arbeitsunfähigkeit
erstellt werden. Geht man davon
aus, dass die Arbeitsunfähigkeit auf
unbestimmte Zeit weiter bestehen
wird, muss nach Gesetz und Recht-
sprechung – unter dem Vorbehalt
einer späteren Neubeurteilung – ei-
ne unbefristete Rente gewährt wer-
den. Eine auf unbefristete Zeit ge-
währte Rente kann nur unter stren-
gen Voraussetzungen neu beurteilt,
d.h. aufgehoben oder gekürzt, wer-
den. Dazu ist entweder eine erhebli-
che Verbesserung des Gesundheits-
zustandes mit entsprechender Aus-
wirkung auf den Invalidiätsgrad
oder aber die Wiederaufnahme
einer Erwerbstätigkeit, die den In-
validitätsgrad beeinflusst, erforder-
lich. 

In den Vorschlägen zur 5. IV-Re-
vision werden zudem auch sämtliche
Massnahmen berücksichtigt, welche
die Neubeurteilung von Renten für
Personen in den besten Jahren er-
lauben.»
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Parlament Gesetzgebung: Vorlagen des Bundesrates

Vorlage Datum Publ. im Erstrat Zweitrat Schluss- In-Kraft-Treten/
der Botschaft Bundesblatt abstimmung Volksentscheid

Kommission Plenum Kommission Plenum (Publ. im BBl)

11. AHV-Revision 2.2.00 BBl 2000, NR SR
1865 9.5.01 27./28.11.02

– Differenzbereinigung SGK-NR NR SGK-SR SR 3.10.03 Referendumsfrist
24.1., 20.2., 4.3.+6.5.03 5.3.,19.+21.5.03 10.3.03 (BBl 2003, 22.1.04
12.3., 2.5., 4.7.03 17.9./25.9.03 4.6.03, 25.9.03 6589, 6629)

1. BVG-Revision 1.3.00 BBl 2000, NR SR
2637 16.4.02 28.11.02

– Differenzbereinigung SGK-NR NR SGK-SR SR 3.10.03 Referendumsfrist
…20.2., 28.3., 6.5.03 19.+21.5., 17.6., 4.6.03 (BBl 2003, 22.1.04
2.5., 3.7.03 11.6.03 19.8.03 16.9.03 6653)
Subkommission 25.9.03
…7.1., 6.2.,18.3.03

2. KGV-Teilrevision 18.9.00 BBl 2001, SR NR
741 4.10., 29.11.01 13.12.02 abgelehnt

– 2. Lesung SGK-SR SR SGK-NR NR Winter 03
…18.8., 20.10., 13.+20.3., 2.+8.5., 19.5., 17./18.6., (geplant)
17.11.03 16.9., 4.12.03 5.+18.9.03 17.9., 8.12.03

4. IV-Revision 28.2.01 BBl 2001, NR SR 21.3.03 1.1.04
3205 5.3., 12.3.03 27./28.11.02, (BBl 2003, (AS 2003, 3837,

10.3.03 2745) 3859)

Steuerpaket 2001 28.2.01 BBl 2001, NR SR 20.6.03 Referendum zu-
(Familienbesteuerung) 2983 26.9.01 3.10.02 (BBl 2003, 4498) standegekommen

2.12.02 17.3.03 (BBl 2003, 7269)
8.5.03 3.6.03

Neugestaltung des 14.11.01 BBl 2002, Spez’kom. SR SR Spez’kom. NR NR 3.10.03 Volksentscheid 
Finanzausgleichs 2291 …21.5., 28.5., 1./2.10.02 21.10., 21.11.02 13.+19.6., (BBl 2003, …04

14.8., 5.9.02, 1.10.03 13./14.+27./28.1., 29.9.03 6591,6807)
24.6., 20.8.03 27.2., 25.3.03

BG gegen Schwarzarbeit 16.1.02 BBl 2002, WAK-NR
3605 …28.10.,18.11.02,

31.3./1.4.03
Subkommission
8.5., 2.+23.6., 8.9.,
26.11.03

Abkommen mit den 13.11.02 BBl 2003, SGK-SR SR SGK-NR NR
Philippinen 89 17.2.03 10.3.03 7.7.03 25.9.03

BG über Partnerschaft 29.11.02 BBl 2003, RK-NR NR
gleichgeschlechtlicher 1288 23.6., 25.8.03 2./3.12.03
Paare

Revision der EO 26.2.03 BBl 2003, SiK-SR SR SGK-NR NR Nicht-
2923 27.3.03 12.6.03 3.7.03 17.9.03 Eintreten*

SGK-SR Nicht- SiK-NR
7.4., 19.5.03 Eintreten* 19.8.03

KV: Bundesbeiträge für 28.5.03 BBl 2003, SGK-NR NR SGK-SR SR 17.9.03
die Jahre 2004–2007 4349 7.7.03 17.9.03 18.8.03 16.9.03 (BBl 2003, 6873)

Verwendung National- 20.8.03 BBl 2003, WAK-NR NR
bankgold + VI «National- 6133 4.11.03 Frühjahr 04
bankgewinne für die AHV» (geplant)

Massnahmen gegen Unter- 19.9.03 SGK-SR SR SGK-NR NR
deckung in der BV 21.10.03 4.12.03 30.10.03 Frühjahr 04

NR = Nationalrat / NRK = Vorberatende Kommission des Nationalrates / SR = Ständerat / SRK = Vorberatende Kommission des Ständerates / WAK = Kommission für Wirtschaft und
Abgaben / SGK = Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit / RK = Kommission für Rechtsfragen / SiK = Sicherheitskommission

* Die Änderungen des EOG wurden in das neue «Bundesgesetz über den Erwerbsersatz für Dienstleistende und bei Mutterschaft, EOG» integriert. Die Referendumsfrist hiefür läuft
bis zum 22. Januar 2004 (BBl 2003, 6607)
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(Wettbewerbskommission), Dr. Jörg
Schwarz (Tschümperlin & Partner,
Luzern), Prof. Jürg H. Sommer (Uni
Basel), Fürspr. Philipp Straub (Kel-
lerhals & Partner, Bern). 

Die Tagung richtet sich nicht nur
an Jurist/innen aus dem Gesund-
heitswesen, sondern an alle im Ge-
sundheitswesen tätigen Personen. 

Optimaler Krankenversiche-
rungswettbewerb 

Am 5. Februar 2004 findet in Lu-
zern die 5. Konferenz des europäi-
schen Risk Adjustment Network
RAN der Vereinigung der Risikoaus-
gleichsforscher statt. Führende RAN-
Experten aus fünf Ländern vermit-
teln ihre Erfahrungen mit Risikoaus-
gleichssystemen. Der Risikoausgleich

Wettbewerb im
Gesundheitsrecht

Das Gesundheitswesen ist Gegen-
stand zahlreicher gesetzlicher Rege-
lungen wie auch Feld für sehr un-
terschiedliche Interessen. Die wirt-
schaftliche Betätigung in diesem Be-
reich stellt hohe Anforderungen an
das rechtliche und ökonomische
Verständnis und verlangt Sensibi-
lität für künftige Entwicklungen.
Vor diesem Hintergrund will das 
Institut für Rechtswissenschaft und
Rechtspraxis der Universität St.Gal-
len an einer Tagung vom 15. Januar
2004 durch erfahrene Praktiker über
aktuelle und zu erwartende Ent-
wicklungen orientieren. Es referie-
ren: Fürspr. Hanspeter Kuhn
(FMH), Prof. Tomas Poledna 
(Uni Zürich), Dr. Olivier Schaller 

bildet eine unverzichtbare Basis des
Wettbewerbs unter den Krankenver-
sicherern. Gleichzeitig soll er die
volkswirtschaftlich schädlichen An-
reize zur Risikoselektion dämpfen. 

Invaliditätstagung 2004

Das von einer Gruppe von Rechts-
anwält/innen gestartete Projekt In-
validitätstagung.ch verfolgt das Ziel,
die Diskussion im zunehmend be-
deutsameren Bereich der Invalidität
zu fördern, neue Überlegungen und
Anstösse einzubringen und so eine
zielgerichtete Vertretung von Versi-
cherten zu ermöglichen. Eine erste
Tagung vom 4. März 2004 ist dem
Thema Invaliditätsgrad gewidmet.
Der Invaliditätsgrad ist zentraler
Punkt bei Auseinandersetzungen in
den Sozial- und Privatversiche-
rungen, wenn es um die Bemessung
der Leistungen geht. An der Tagung
soll praxisbezogen aufgezeigt wer-
den, was die Gerichtspraxis zu 
den Vergleichsgrössen sagt, wie die
schweizerische Lohnstrukturerhe-
bung funktioniert und wie eine kor-
rekte Bestimmung der Vergleichs-
grössen erreicht werden kann. 

Weiterführendes und Anmel-
demöglichkeit unter www.invalidi
taetstagung.ch. 

Weiterbildungsprogramme

Das reichhaltige Weiterbildungs-
programm 2004 von Agogis INSOS
liegt vor. Es enthält Basis- und Fach-
kurse, Kaderkurse und Manage-
ment-Seminare im Sozialbereich.
Bezugsadresse: Agogis INSOS
W&O, Röntgenstrasse 16, Postfach,
8031 Zürich; www.agogis.ch. 

Der Prospekt «Weiterbildungsan-
gebot 2003/2004 Bereich Soziales»
der Fachhochschule Solothurn Nord-
westschweiz enthält Angebote zu den
Sparten Beratung, Nonprofit Mana-
gement, Psychologie, Recht. FHSO,
Riggenbachstrasse 16, 4600 Olten;
christina.corso@fhso.ch; www.fhso.ch.

Daten und Fakten Agenda

Tagungen, Seminare, Lehrgänge

Datum Veranstaltung Ort Auskünfte

15.1.04 Tagung «Wettbewerb im Ge- Zürich, Kongresshaus Institut für Rechtswissen-
sundheitsrecht» (s. Hinweis) schaft und Rechtspraxis IRP

Universität St.Gallen 
Tel. 071 224 24 24
www.irp.unisg.ch 

22.1.04 Tagung «Krise im schweize- Interlaken, Sanofi-Synthélabo (Schweiz) 
rischen Gesundheitswesen: Hotel Victoria Jungfrau AG, Managed Care
Zwischen Freiheit und Solidarität» 1217 Meyrin

forumgesundheit@
sanofi-synthelabo.com
www.forumgesundheit.ch 

23.1.04 Tagung «Solidarität zwischen Bern, Kultur-Casino Caritas Schweiz, Bereich
den Generationen?» (s. Hinweis Kommunikation, Luzern
in CHSS 5/2003) Tel. 041 419 22 22

info@caritas.ch
www.caritas.ch 

5.2.04 Fachtagung «Internationale Luzern RAN Fachtagung
Erfahrungen mit Risikoaus- SUVA Auditorium, CSS Versicherung Luzern
gleichssystemen» (s. Hinweis) Rösslimatt konstantin.beck@css.ch

4.3.04 Tagung «Invaliditätsgrad: Vali- Solothurn Anwaltskanzlei Kieser
deneinkommen – Invalidenein- Altes Spital Senn Partner, 8032 Zürich
kommen – Beeinträchtigung im Tel. 01 388 57 57
Haushalt» (s. Hinweis) kanzlei@kspartner.ch 

www.invaliditaetstagung.ch 

11.3.04 Fachkurs Sozialhilfe–Berufliche Olten, Fachhochschule FHSO, Olten
Vorsorge: Die Verzahnung der Solothurn/Nordwest- Tel. 0848 821 011
Sozialhilfe mit der beruflichen schweiz christina.corso@fhso.ch
Vorsorge www.fhso.ch

22.3.04 Ein-Stunden-Seminar auf dem Zürich, Hauptbahnhof, Michael Keller, dipl. Privat-
Weg nach Hause: «Case Restaurant Au und Sozialvers’experte
Management aus der Sicht der Premier im 1. Stock 5630 Muri AG
Privat- und Sozialversicherer» Online-Anmeldung unter

www.koordination.ch

Agenda
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Literatur

Allgemeines

Thomas Locher: Grundriss des
Sozialversicherungsrechts. Dritte,
vollständig neu bearbeitete Auflage,
544 Seiten, Fr. 134.–. Stämpflis juris-
tische Lehrbücher. ISBN 3-7272-
0950-X. Verlag Stämpfli Bern;
www.staempfli.com. Mit dem In-
Kraft-Treten der bilateralen Ab-
kommen mit der EU am 1. Juni 2002
hat sich das schweizerische Sozial-
versicherungsrecht dem europäisch
koordinierten Sozialrecht ange-
schlossen, was bei grenzüberschrei-
tenden Sachverhalten zu berück-
sichtigen ist. Am 1. Januar 2003 ist
sodann das Bundesgesetz über den
allgemeinen Teil des Sozialversiche-
rungsrechts (ATSG) in Kraft getre-
ten, welches eine Klammer um das
Recht der Sozialversicherungen (mit
Ausnahme der beruflichen Vorsor-
ge) bildet. Weitere Änderungen er-
geben sich aus der 3. AVIG-Revi-
sion und der 4. IVG-Revision. In der
dritten Auflage des Grundrisses sind
diese umfangreichen Rechtsände-
rungen verarbeitet worden, wobei
das Konzept einer gesetzesübergrei-
fenden Gesamtdarstellung beibehal-
ten wurde. Die weiterhin anwend-
bare Rechtsprechung zum bisheri-
gen Recht der Einzelgesetze wird
ausführlich zitiert. 

Rudolf Keiser: Akte Sozialversi-
cherungen 2004. Die Versicherten
und die AHV, IV, UV, KV, BV.
Prämien, Leistungen, Renten,
Lücken und Limiten. 100 Seiten,
2003, Fr. 42.–. ISBN 3-7190-2178-5.
Helbing & Lichtenhahn Verlag AG,
Basel. Die 13. Auflage dieses
Werks berücksichtigt die revidierte
Invalidenversicherung, die Kran-
kenkassenprämien mit erhöhter
Kostenbeteiligung, die Pensionskas-
sen mit Mindestzinssatz und enthält
ein zusätzliches Dossier über Ar-
beitsrecht und Arbeitslosenversi-
cherung. 

Sozialpolitik

Sozialalmanach 2004: Die demo-
grafische Herausforderung. 240 Sei-
ten, Dezember 2003, Fr. 34.–. ISBN
3-85592-083-4. Caritas-Verlag, Lu-
zern. Zum sechsten Mal nimmt die
Caritas Schweiz in einem umfassen-
den Jahrbuch die soziale Lage in
der Schweiz unter die Lupe. Sind
wir in der Schweiz auf dem Weg 
in die blockierte Gesellschaft, in
der es einem kleiner werdenden
Teil gut geht und dem Rest immer
schlechter, fragt sich Carlo Knöp-
fel. Die soziale Sicherheit ist für 
eine wachsende Zahl von Men-
schen in Frage gestellt. Der soziale
Friede wird brüchig. Die Angst vor
dem Verlust des Arbeitsplatzes ist
gross, die Lohneinkommen stag-
nieren und die Zwangsabgaben
steigen. Damit sinkt bis weit in 
den Mittelstand hinein das verfüg-
bare Einkommen. Hinzu kommt
die demografische Herausforde-
rung. Neun Autorinnen und Au-
toren gehen im Schwerpunktteil
den damit verbundenen Fragen
nach. 

Neil Gilbert: Transformation of
the welfare state: The silent surren-
der of public responsability. 208 Sei-
ten, 2002. ISBN 0-19-514074-5. Ox-
ford, University Press. Mit dem zu-
nehmenden Verzicht auf die staatli-
che Wahrnehmung von Aufgaben
vollzieht sich ein schleichender
Wandel des Wohlfahrtsstaates. Der
Autor untersucht den Zusammen-
hang von Rechten und Zuständig-
keiten. In den Neunzigerjahren
wandten sich verschiedene Wohl-
fahrtssysteme von umfassenden
Leistungsansprüchen und automati-
schen Leistungen ab und einem neu-
en Ansatz zu, der die Privatisierung
und Beteiligung der Arbeitnehmer
fördert. Selbst die traditionellen Be-
fürworter der Wohlfahrt in der poli-
tischen Linken setzen stillschwei-
gend Reformen um, die lange dem
Programm der Rechten zugeordnet
wurden. 

Arbeitsrecht

Kurt Pärli: Datenaustausch zwi-
schen Arbeitgeber und Versiche-
rung. 308 Seiten, Oktober 2003, 
Fr. 71.–. ISBN 3-7272-0412-5.
Stämpfli Verlag AG, Bern; www.
staempfli. com. Probleme der Bear-
beitung von Gesundheitsdaten der
Arbeitnehmer bei der Begründung
des privatrechtlichen Arbeitsver-
hältnisses. Der Autor gibt einen
Überblick über die empirische Be-
deutung der Problematik und ana-
lysiert die Rechtslage unter Berück-
sichtigung der verfassungsrechtli-
chen Anforderungen des Diskrimi-
nierungs- und Datenschutzes. 

Internet
•  Wer in Zukunft ein Unterneh-

men gründet, für den wird der Griff
zum Telefon oder der Gang zum
Amtsschalter weitgehend überflüs-
sig. Das Staatssekretariat für Wirt-
schaft Seco zeigt auf www.kmuinfo.
ch den ersten interaktiven elektroni-
schen Amtsschalter für Unterneh-
mensgründungen. Das Seco hat die-
ses zukunftsweisende eGovern-
ment-Projekt zusammen mit dem
Bundesamt für Justiz, dem Bundes-
amt für Sozialversicherung und der
Eidg. Steuerverwaltung realisiert.
Die beteiligten Ämter haben damit
den Beschluss des Bundesrates vom
18. September 2000 zur Förderung
von Unternehmensgründungen
durch Datenübermittlung innerhalb
von Verwaltungseinheiten auf Bun-
des- und Kantonsebene verwirklicht
und den Massstab für künftige 
eGovernment-Projekte gesetzt.

• Der Bericht «Modelle zu einem
garantierten Mindesteinkommen –
sozialpolitische und ökonomische
Auswirkungen», den der Bundesrat
am 15. Oktober verabschiedet hat,
ist abrufbar unter www.bsv.admin.
ch, Aktuell (kann auch als Publika-
tion in der Reihe Beiträge zur sozia-
len Sicherheit, Nr. 15/03, beim BBL,
Vertrieb Publikationen, 3003 Bern,
bezogen werden). 

Daten und Fakten Literatur und Links
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Veränderung der Ausgaben in % seit 1980

15%

10%

5%

0%
1980 84 88 92 96 00

45%

30%

15%

0%

–15%
1980 84 88 92 96 00

15%

10%

5%

0%
1980 84 88 92 96 00

45%

30%

0%

15%

–15%
1980 84 88 92 96 00

15%

10%

5%

0%
1980 84 88 92 96 00

15%

10%

1980 84 88 92 96 00

5%

0%

–5%

AHV 1980 1990 2000 2001 2002 Veränderung in %
VR1

Einnahmen Mio. Fr. 10 896 20 355 28 792 29 620 28 903 –2,4%
davon Beiträge Vers./AG 8 629 16 029 20 482 21 601 21 958 1,7%
davon Beiträge öff. Hand2 1 931 3 666 7 417 7 750 7 717 –0,4%

Ausgaben 10 726 18 328 27 722 29 081 29 095 0,0%
davon Sozialleistungen 10 677 18 269 27 627 28 980 29 001 0,1%

Saldo 170 2 027 1 070 538 –191 –135,5%
AHV-Kapitalkonto 9 691 18 157 22 720 23 259 23 067 –0,8%
Bezüger einf. Renten Personen 577 095 678 526 993 644 1 547 5153 1 547 930 0,0%
Bezüger Ehepaarrenten Paare 226 454 273 431 261 155 – – –
Bezüger/innen Witwen/r-Renten 69 336 74 651 79 715 81 592 87 806 7,6%
Beitragszahler/innen AHV, IV, EO 3 254 000 3 773 000 3 906 000 ... ... ...

EL zur AHV Mio. Fr. 1980 1990 2000 2001 2002 VR 1

Ausgaben (= Einnahmen) 343 1 124 1 441 1 442 1 525 5,7%
davon Beiträge Bund 177 260 318 317 343 8,0%
davon Beiträge Kantone 165 864 1 123 1 125 1 182 5,1%

Bezüger/innen        Personen, bis 1997 Fälle 96 106 120 684 140 842 140 043 143 398 2,4%

IV 1980 1990 2000 2001 2002 VR 1

Einnahmen Mio. Fr. 2 111 4 412 7 897 8 458 8 775 3,7%
davon Beiträge Vers./AG 1 035 2 307 3 437 3 624 3 682 1,6%
davon Beiträge öff. Hand 1 076 2 067 4 359 4 733 4 982 5,3%

Ausgaben 2 152 4 133 8 718 9 465 9 964 5,3%
davon Renten 1 374 2 376 5 126 5 601 5 991 7,0%

Saldo – 40 278 – 820 –1 008 –1 189 18,1%
IV-Kapitalkonto – 356 6 –2 306 –3 313 –4 503 35,9%
Bezüger einf. Renten Personen 105 812 141 989 221 899 241 952 258 536 6,9%
Bezüger Paarrenten Paare 8 755 11 170 6 815 – – –

EL zur IV 1980 1990 2000 2001 2002 VR 1

Ausgaben (=Einnahmen) Mio. Fr. 72 309 847 909 1 003 10,4%
davon Beiträge Bund 38 69 182 195 220 12,7%
davon Beiträge Kantone 34 241 665 714 783 9,8%

Bezüger/innen       Personen, bis 1997 Fälle 18 891 30 695 61 817 67 800 73 555 8,5%

BV / 2. Säule Quelle: BFS/BSV 1980 1990 2000 2001 2002 VR 1

Einnahmen Mio.Fr. 13 231 33 740 50 511 53 600 ... 6,1%
davon Beiträge AN 3 528 7 704 10 294 11 300 ... 9,8%
davon Beiträge AG 6 146 13 156 15 548 17 400 ... 11,9%
davon Kapitalertrag 3 557 10 977 16 552 14 700 ... –11,2%

Ausgaben ... 15 727 33 069 36 000 ... 8,9%
davon Sozialleistungen 3 458 8 737 20 236 22 200 ... 9,7%

Kapital 81 964 207 200 475 000 455 000 ... –4,2%
Rentenbezüger/innen Bezüger 326 000 508 000 748 124 785 000 ... 4,9%

KV Obligatorische Krankenpflegeversicherung OKP 1980 1990 2000 2001 2002 VR 1

Einnahmen Mio. Fr. ... 8 630 13 898 14 138 ... 1,7%
davon Prämien ... 6 954 13 442 13 997 ... 4,1%
davon Prämienverbilligung ... 332 2 533 2 672 ... 5,5%

Ausgaben ... 8 370 14 204 14 928 ... 5,1%
davon Leistungen ... 8 204 15 478 16 386 ... 5,9%
davon Kostenbeteiligung ... –801 –2 288 –2 400 ... 4,9%

Rechnungssaldo ... 260 –306 –790 ... 158,1%

Reserven ... – 2 832 2 102 ... –25,8%

Versichertenbestand per 31. 12. 6 206 832 6 874 241 7 268 111 7 321 287 ... 0,7%

AHV

EL zur AHV

IV

EL zur IV

BV (Sozialleistungen)

1985 – 87 
keine Daten vorhanden

1980– 85 
keine Daten vorhanden

KV
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Veränderung der Ausgaben in % seit 1980

UV alle UV-Träger 1980 1990 2000 2001 2002 VR1

Einnahmen Mio. Fr. ... 4 210 6 645 6 218 ... –6,4%
davon Beiträge der Vers. ... 3 341 4 671 4 880 ... 4,5%

Ausgaben ... 4 135 6 523 6 251 ... –4,2%
davon direkte Leistungen inkl. TZL ... 2 743 3 886 4 058 ... 4,4%

Rechnungs-Saldo ... 75 122 –33 ... –127,0%
Deckungskapital ... 11 172 22 287 23 326 ... 4,7%

ALV Quelle: Seco 1980 1990 2000 2001 2002 VR1

Einnahmen Mio. Fr. 474 786 6 646 6 852 6 969 1,7%
davon Beiträge AN/AG 429 648 6 184 6 548 6 746 3,0%
davon Subventionen – – 225 202 169 –16,4%

Ausgaben 153 502 3 711 3 415 4 966 45,4%
Rechnungs-Saldo 320 284 2 935 3 437 2 004 –41,7%
Ausgleichsfonds 1 592 2 924 –3 157 279 2 283 717,1%
Bezüger/innen 4 Total ... 58 503 207 074 194 559 248 527 27,7%

EO 1980 1990 2000 2001 2002 VR 1

Einnahmen Mio. Fr. 648 1 060 872 813 662 –18,6%
davon Beiträge 619 958 734 774 787 1,6%

Ausgaben 482 885 680 694 692 –0,3%
Rechnungs-Saldo 166 175 192 120 –30 –125,1%
Ausgleichsfonds 904 2 657 3 455 3 575 3 545 –0,8%

FZ 1980 1990 2000 2001 2002 VR1

Einnahmen geschätzt Mio. Fr. ... 3 115 4 331 4 433 ... 2,4%
davon FZ Landw. (Bund) 69 112 139 135 ... –2,7%

Gesamtrechnung der Sozialversicherungen 2001
Sozialversicherungszweig Einnahmen Veränderung Ausgaben Veränderung Saldo 5 Reserve

Mio. Fr. 2000/2001 Mio. Fr. 2000/2001 Mio. Fr. Mio. Fr.

AHV 29 620 2,9% 29 081 4,9% 538 23 259
EL zur AHV 1 442 0,1% 1 442 0,1% – –
IV 8 458 7,1% 9 465 8,6% –1 008 –3 313
EL zur IV 909 7,3% 909 7,3% – –
BV 5 (Schätzung) 53 600 6,1% 36 000 8,9% –20 000 455 000
KV 14 138 1,7% 14 928 5,1% –790 2 103
UV 6 218 –6,4% 6 251 –4,2% –33 23 326
EO 813 –6,7% 694 2,0% 120 3 575
ALV 6 852 3,1% 3 415 –8,0% 3 437 279
FZ (Schätzung) 4 433 2,4% 4 462 2,4% –29 ...
Konsolidertes Total 5 126 198 3,8% 106 363 5,4% –17 765 504 228

VolkswirtschaftlicheKennzahlen vgl. CHSS 6/2000, S. 313 ff.

1970 1980 1990 1999 2000 2001
Soziallastquote6 13,5% 19,6% 21,4% 26,4% 26,0% 26,3%
Sozialleistungsquote7 8,5% 13,2% 14,1% 20,6% 20,1% 20,8%

Arbeitslose ø 2000 ø 2001 ø 2002 Sept. 03 Okt. 03 Nov. 03
Ganz- und Teilarbeitslose 71 987 67 197 100 504 146 688 151 259 156 598

Demografie Basis: Szenario A-2000, ab 2010 Trend BFS

2000 2002 2010 2020 2030 2040
Jugendquotient 8 37,6% 36,8% 34,0% 32,0% 35,6% 37,1%
Altersquotient 8 25,0% 25,2% 28,2% 33,1% 40,8% 43,9%

1 Veränderungsrate zwischen den beiden letzten verfügbaren Jahren.
2 Inkl. MWST (seit 1999) und Spielbankenabgabe (seit 2000).
3 10. AHV-Revision: Überführung Paarrenten in einfache Renten.
4 Daten zur Arbeitslosigkeit finden Sie weiter unten.
5 Saldo BV = Zunahme der Reserven.
6 Verhältnis Sozialversicherungseinnahmen zum Bruttoinlandprodukt in %.
7 Verhältnis Sozialversicherungsleistungen zum Bruttoinlandprodukt in %.

8 Jugendquotient: Jugendliche (0–19-Jährige) im Verhältnis zu den Aktiven.
Altersquotient: Rentner/innen im Verhältnis zu den Aktiven.
Aktive: 20-Jährige bis Erreichen Rentenalter (M 65 / F 65).

Quelle: Schweiz. Sozialversicherungsstatistik 2002 des BSV; Seco, BFS.
Auskunft: salome.schuepbach@bsv.admin.ch

UV

ALV

EO

neues
UVG in
Kraft seit
1.1.84

Einnahmen (schwarz) und
Ausgaben (grau) 2001

Registrierte Arbeits-
lose seit 1980
(ab 1984 inkl.
Teilarbeitslose)
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Wichtige Masszahlen 
im Bereich der beruflichen Vorsorge
MARIE-CLAUDE SOMMER
Bereich Mathematik des Kompetenzzentrums Grundlagen, Bundesamt für Sozialversicherung, Bern

Merkmale in Franken oder in Prozent 2001 2003 2004
Rücktrittsalter : 62/65 62/65 63 für 62/65 63 für 

Frauen Frauen

1. Jährliche AHV-Altersrente
minimal 12 360 12 660 12 660
maximal 24 720 25 320 25 320

2. Lohndaten
Koordinationsabzug (Schwellenwert) 24 720 25 320 25 320
Maximales rentenbildendes AHV-Jahreseinkommen 74 160 75 960 75 960
Minimaler koordinierter Jahreslohn 3 090 3 165 3 165
Maximaler koordinierter Jahreslohn 49 440 50 640 50 640

3. Altersguthaben (AGH)
BVG-Mindestzinssatz 4 % 3,25 % 2,25 %
Min.AGH im Rücktrittsalter 62/65 bzw. 63 für Frauen 10 010 11 658 11782 12 361 12 490

im Rücktrittsalter 62/65 bzw. 63 inkl. eEG (s. 4.) 20 020 23 316 23 564 24 722 24 980
in % des koordinierten Lohnes 647,9 736,7 744,5 781,1 789,3

Max.AGH im Rücktrittsalter 62/65 bzw. 63 160 106 186 410 188 392 197 686 199 719
in % des koordinierten Lohnes 323,8 368,1 372,0 390,4 394,4

4. Ergänzungsgutschriften für die Eintrittsgeneration (eEG)
Unterer Grenzlohn für einmalige Ergänzungsgutschriften 9 960 10200 10 200
– entspr. unterer Wert des AGH im Alter 62/65 bzw. 63 32 298 37 614 38 010 39 876 40 296
Oberer Grenzlohn für eEG 19 920 20 400 20 400
– entspr. oberer Wert des AGH im Alter 62/65 bzw. 63 64 596 75 228 76 020 79 752 80 592

5. Altersrente und anwartschaftliche Hinterlassenenrenten
Renten-Umwandlungssatz in % des AGH im Alter 62/65 7,2 % 7,2 % 7,2%
Minimale jährliche Altersrente im Alter 62/65 bzw. 63 1 441 1 679 1 697* 1 780 1 799
– in % des koordinierten Lohnes 46,6 53,0 53,06 56,2 56,8
Minimale anwartschaftliche jährliche Witwenrente 865 1 007 1 068
Minimale anwartschaftliche jährliche Waisenrente 288 336 356
Maximale jährliche Altersrente im Alter 62/65 bzw. 63 11 528 13 422 13 564* 14 233 14 380
– in % des koord. Lohnes 23,3 26,5 26,8 28,1 28,4
Maximale anwartschaftliche jährliche Witwenrente 6 917 8 053 8 540
Maximale anwartschaftliche jährliche Waisenrente 2 306 2 684 2 847

6. Barauszahlung im Leistungsfall 
Grenzbetrag des AGH für Barauszahlung 17 100 17 500 17 500

7. Teuerungsanpassung Risikorenten
Erstmals nach einer Laufzeit von 3 Jahren 2,7 % 2,6 % 1,7 %
Nach einer weiteren Laufzeit von 2 Jahren 2,7 % 1,2 % —
Nach einer weiteren Laufzeit von 1 Jahr 1,4 % 0,5 % —

8. Beitrag Sicherheitsfonds BVG 
Für Zuschüsse wegen ungünstiger Altersstruktur 0,05 % 0,06 % 0,06%
Für Leistungen bei Insolvenz und für andere Leistungen 0,03 % 0,04 % 0,04%
Maximaler Grenzlohn für die Sicherstellung der Leistungen 111 240 113 940 113 940

9. Versicherung arbeitsloser Personen im BVG 
Minimaler Tageslohn 94,90 97,25 97,25
Maximaler Tageslohn 284,80 291,70 291,70
Minimaler versicherter (koordinierter) Tageslohn 11,90 12,15 12,15
Maximaler versicherter (koordinierter) Tageslohn 189,90 194,45 194,45

10.Steuerfreier Grenzbetrag Säule 3a 
Oberer Grenzbetrag  bei Unterstellung unter 2. Säule 5 933 6 077 6 077
Oberer Grenzbetrag ohne Unterstellung unter 2. Säule 29 664 30 384 30 384



34 AHVG

34 Abs. 3 AHVG

2, 7, 8 BVG
8 Abs. 1 BVG
8 Abs. 1 BVG
8 Abs. 2 BVG

15 BVG

12 BVV2
21 Abs. 1 BVV
13 Abs. 1 BVG

1 GW

31, 32, 33 BVG
21 Abs. 2 BVV2
Broschüre eEG

21 Abs. 1 BVV2
Broschüre eEG

14 BVG
17 BVV2
14 BVG

18, 19, 21, 22 BVG
18, 20, 21, 22 BVG

2 Abs. 2 GW

18, 19, 21, 22 BVG
18, 20, 21, 22 BVG

37 Abs. 2 BVG

36 BVG

14, 18 SFV
15 SFV
16 SFV

56 Abs. 1c, 2 BVG

2 Abs. 1bis BVG

7 Abs. 1 BVV3
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Wichtige Masszahlen im Bereich der beruflichen Vorsorge
Die jährlichen Angaben seit 1985 sind erhältlich bei:
E-Mail: marie-claude.sommer@bsv.admin.ch oder per Tel. 031 322 90 52

Art.

1. Die minimale AHV-Altersrente entspricht der Hälfte der maximalen AHV-Altersrente.

2. Arbeitnehmer, die bei einem Arbeitgeber einen Jahreslohn beziehen, der den Koordinationsabzug übersteigt, unterstehen 
ab 1. Januar nach Vollendung des 17. Altersjahres für die Risiken Tod und Invalidität, ab 1. Januar nach Vollendung des 
24. Altersjahres auch für das Alter der obligatorischen Versicherung. Der Koordinationsabzug entspricht der maximalen 
AHV-Altersrente. Der minimale koordinierte Lohn entspricht 1/8 des Koordinationsabzuges.

3. Das Altersguthaben besteht aus den Altersgutschriften samt Zinsen während der Zeit der Zugehörigkeit zur Pensions-
kasse und den Altersguthaben samt Zinsen, die von vorhergehenden Einrichtungen überwiesen wurden (Mindestzinssatz
4 % von 1985 bis 2002, 3,25 % im 2003, 2,25 % ab 2004).
Ab 2002 entspricht der erste Wert dem BVG-Rücktrittsalter 62 für Frauen bzw. 65 für Männer. Der zweite Wert entspricht
dem seit 1.1.2001 auch möglichen Rücktrittsalter 63 für Frauen (vgl. Bundesgesetz zur Weiterversicherung von
erwerbstätigen Frauen in der BV [GW] vom 23. 03. 01).

4. Art. 11 Abs. 2 der Übergangsbestimmungen zur Bundesverfassung verpflichtet den Gesetzgeber, für die Eintritts-
generation der beruflichen Vorsorge (Personen, die am 1.1. 85 das 25. Altersjahr vollendet und das Rentenalter noch
nicht erreicht haben) besondere Massnahmen vorzusehen. Näheres kann man der jährlich erscheinenden Broschüre
«Einmalige Ergänzungsgutschriften für die Eintrittsgeneration» entnehmen.

5. Die Altersrente wird in Prozenten (Umwandlungssatz) des Altersguthabens berechnet, das der Versicherte bei Erreichen
des Rentenalters erworben hat. Minimale Altersrente BVG: Leistungsanspruch einer versicherten Person, die ab 1985
ununterbrochen immer mit dem minimalen koordinierten Lohn versichert war, unter Berücksichtigung der einmaligen
Ergänzungsgutschriften.
Maximale Altersrente BVG: Leistungsanspruch einer versicherten Person, die seit 1985 ununterbrochen immer mit dem 
maximalen koordinierten Lohn versichert war (*unterster Wert, der überschritten werden muss, weil der Umwandlungs-
satz gemäss Art.13 Ab. 2 BVG für Frauen, die bis 63 weiterarbeiten, entsprechend anzupassen ist).
Die Witwenrente entspricht 60 % der Altersrente und die Kinderrente 20 % der Altersrente.
Die anwartschaftlichen Risikoleistungen sind für Frauen auf der Summe des erworbenen und des bis Rücktrittsalter 62
projizierten Altersguthabens berechnet.

6. Die VE kann anstelle der Rente eine Kapitalabfindung ausrichten, wenn die Alters- oder Invalidenrente bzw. die Witwen- 
oder Waisenrente weniger als 10 bzw. 6 oder 2 % der Mindestaltersrente der AHV beträgt.

7. Die obligatorischen Risikorenten müssen bei Männern bis zum Alter 65 und bei Frauen bis zum Alter 62 der Preisent-
wicklung angepasst werden. Dies geschieht erstmals nach einer Laufzeit von 3 Jahren auf den Beginn des folgenden
Kalenderjahres. Die Zeitpunkte der nachfolgenden Anpassungen entsprechen denjenigen für die Renten der AHV.

8. Der Sicherheitsfonds stellt die über die gesetzlichen Leistungen hinausgehenden reglementarischen Leistungen von 
zahlungsunfähig gewordenen VE sicher, soweit diese Leistungen auf Vorsorgeverhältnissen beruhen, aber nur bis zum 
maximalen Grenzlohn.

9. Bezüger von Taggeldern der Arbeitslosenversicherung unterstehen für die Risiken Tod und Invalidität der obligatorischen 
Versicherung. Die in den Art. 2, 7 und 8 BVG festgehaltenen Grenzbeträge müssen in Tagesgrenzbeträge umgerechnet
werden. Die Tagesgrenzbeträge erhält man, indem die Grenzbeträge durch den Faktor 260,4 geteilt werden.

10. Maximalbeträge gemäss der Verordnung über die steuerliche Abzugsberechtigung für Beiträge an anerkannte Vorsorge-
formen: gebundene Vorsorgeversicherungen bei Versicherungseinrichtungen und gebundene Vorsorgevereinbarungen 
mit Bankenstiftungen.
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